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Stephan Eisel

Konsens im Konflikt

Zum Überlebensweg freiheitlicher Demokratie 
zwischen Totalitarismus und Anarchie

„Die Demokratie ist ein unschätzbares Kampffeld für jede vernünftige Reform, da sie 
Reformen ohne Gewaltanwendung zuläßt. Aber wenn die Erhaltung der Demokratie nicht 
zur ersten Regel jeder einzelnen Schlacht auf diesem Kampffelde gemacht wird, dann 
können die latenten antidemokratischen Tendenzen, die es ja immer gibt ..einen 
Zusammenbruch der Demokratie herbeiführen. Wo das Verständnis für diese Prinzipien 
fehlt, dort muß für seine Entwicklung gekämpft werden; die umgekehrte Politik kann sich 
als verhängnisvoll erweisen, sie kann dazu führen, daß der wichtigste Kampf verloren geht, 

nämlich der Kampf um die Demokratie selbst. “
Karl R. Popper1)

3) Karl Dietrich Bracher, Zeit der Ideologien, Stuttgart
1982, S. 250.
4) Richard Löwenthal, Unser demokratischer Grund-
konsens, in: Parlamentarische Demokratie (Themen? 
heft 1, hrsg. von der Bundeszentrale für politische Bil­
dung), Bonn 1983, S. 28.

Die Bundesrepublik Deutschland verdankt einen 
wesentlichen Teil ihrer demokratischen Stabilität 
der ganz persönlichen Lebenserfahrung derer, 
die diese zweite Republik mitaufbauten. Jene 
Gründergeneration war geprägt von der unmit­
telbaren Konfrontation mit der Brutalität eines 
totalitären Systems und der Grausamkeit des 
Krieges. Mit der bedingungslosen Kapitulation 
im Mai 1945 empfanden sich viele Deutsche des­
halb zuerst als — wie es von Bundeskanzler Hel­
mut Kohl anläßlich des 40. Jahrestages formu­
liert und später von Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker aufgegriffen wurde — „befreit 
vom Schrecken des Krieges und von den tausend 
Verstrickungen, die der totalitäre NS-Staat ge­
schaffen hatte. Der 8. Mai war ein Tag der Befrei­
ung“2 ).
Die Gemeinsamkeit des „Nie wieder Krieg — 
Nie wieder Diktatur“ festigte den demokrati­
schen Konsens in der zweiten deutschen Repu­
blik überraschend schnell. Dies war keineswegs 
selbstverständlich. Die Weimarer Republik, stig­
matisiert als „Tochter der Niederlage“, hatte sich 
nie richtig stabilisiert. Sie war im wesentlichen 
eine Demokratie ohne Demokraten geblieben. 
Gerade die Diskussion der Intellektuellen war 
bestimmt von Demokratiekritik, nicht von De­
mokratietheorie. Nicht nur der Spielregelkonsens 
blieb ständig gefährdet, auch die Einsicht in die 
Wertorientierung der demokratischen Ordnung 
war unterentwickelt. „Wohl gab es Formulierun-

1) Karl R. Popper, Die offene Gesellschaft und ihre 
Feinde, Bd. 2, München 19775, S. 198f.
2) Helmut Kohl, Bericht der Bundesregierung zur Lage 
der Nation im geteilten Deutschland am 27. 2. 1985, 
Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun­
desregierung, Nr. 24 (vom 28. 2. 1985), S. 198. 

gen und Erinnerungen an die großen Kataloge 
der Menschen- und Bürgerrechte in Staatsverfas­
sungen und Gesetzestexten wie in der politischen 
Rhetorik, aber sie wirkten meist als bloßer An­
spruch, nicht als zentrales Herzstück und werter­
füllte Sinngebung des Gemeinwesens.“3) Gerade 
hierin unterschied sich die Lage 1945 erheblich 
von der des Jahres 1918.
Die moralische Bindungslosigkeit der nationalso­
zialistischen Diktatur und die Brutalität ihres Un­
terdrückungssystems hatten die Sehnsucht nach 
Achtung der Menschenwürde und Anerkennung 
der Menschenrechte gefestigt und das Bedürfnis 
nach einer politischen Ordnung neu geweckt, die 
Freiheit und Gerechtigkeit zu sichern in der Lage 
war. Der Widerstand gegen das Unrechtsregime 
Hitlers, „die Verschwörung, die in dem Attentat 
vom 20. Juli gipfelte, und in der neben den mili­
tärischen Aktivisten Hunderte von politisch akti­
ven Zivilisten aller ... Richtungen ihr Leben ein­
setzten, wurde zum ersten sichtbaren Signal eines 
neuen Konsensus über den Vorrang von Freiheit, 
Recht und Menschlichkeit unter den Deutschen 
verschiedenster sozialer Herkunft und geistiger 
Tradition.“ 4 )
Inzwischen jedoch wird die politische Kultur in 
der Bundesrepublik zunehmend von jenen Gene­
rationen geprägt, denen das unmittelbare Erle­
ben eines totalitären Systems erspart geblieben 
ist. Das aus persönlicher Lebenserfahrung gefe­



stigte Bekenntnis der Gründergeneration zur de­
mokratischen Ordnung ist von jenen kaum zu 
erwarten, die in der zweiten deutschen Republik 
aufgewachsen sind, die — um es überspitzt zu 
sagen — den wahren Wert der Freiheit wegen der 
nie vorhandenen Gefahr ihres tatsächlichen Ver­
lustes nur erahnen können. Richard Löwenthal 
fordert deshalb völlig zu Recht: „Unser demo­
kratischer Grundkonsens, der ein Produkt nicht 
einer langen Geschichte, sondern der Erfahrun­
gen einer prägenden Folge von Katastrophen 
und Wiederaufstieg ist, kann nicht durch bloße 
Beharrung bewahrt werden — er muß immer 

wieder von neuen Generationen gegenüber 
neuen Problemen erneuert werden, wenn er dau­
ern soll.“5)

5) Richard Löwenthal (Anm. 4), S. 36.
6) Cicero, De republica I, 25, zit. nach Karl Dietrich 
Bracher, Schlüsselwörter in der Geschichte, Düsseldorf 
1978, S. 10; zur Geschichte des Konsensgedankens aus­
führlich: Stephan Eisel, Minimalkonsens und freiheitli­
che Demokratie, Paderborn 1986.
7) Heribert McClorsky, Consensus and Ideology in
American Politics, in: The American Political Science
Review, (1984) 2, S. 363; vgl. Ernst Benda: „Gemein­
schaft der Gesinnung ist Konsens.“ (Ernst Benda, Mei­
nungsforschung und Verfassung, in: Die öffentliche 
Verwaltung, (1982) 21, S. 877).

Voraussetzung dafür ist eine klare Beschreibung 
und einleuchtende Begründung der Felder, die 
um der Freiheit und Menschlichkeit willen dem 
politischen Streit entzogen sein müssen. Es geht 
also darum, die Bedeutung des Konsenses über 
die Grundlagen demokratischer Ordnung zu ver­
mitteln, damit die Pluralität in der freiheitlichen 
Demokratie gesichert bleibt. Hierin liegt die 
Hauptaufgabe der Erziehung zur Demokratie 
und damit politischer Bildung überhaupt.

Zum Konsensbegriff

Der Begriff ,Konsens4 gehört zu den Schlüssel­
wörtern in der Geschichte. Abgeleitet vom latei­
nischen Verbum ,consentire‘ (= übereinstim­
men) heißt ,consensus4 wörtlich ,Übereinstim- 
mung4 oder Zustimmung". Die erste bekannte, 
über den normalen Sprachgebrauch hinausge­
hende begriffliche Prägung erhielt der Terminus 
,consensus4 durch die Formel „iuris consensu et 
utilitatis communione sociatus“, die von Cicero 
(107—43 v. Chr.) stammt67). In lateinischen Tex­
ten verschiedener Philosophen und Staatstheore­
tiker hielt sich der Begriff bis ins 18. Jahrhundert. 
Vom gleichen Wortstamm abgeleitet etablierte 
sich im englischen Sprachraum unter dem Ein­
fluß John Lockes (1632—1704) der Begriff ,con- 
sent4 und in Frankreich, gefördert von den En­
zyklopädisten um Denis Diderot (1713—1783), 
der Ausdruck consentement’. Der ursprüngliche 
Terminus »consensus4 wurde dann offenbar von 
Auguste Comte (1798—1857) wieder aufgegriffen 
und von Emile Durkheim (1858—1917) im Sinne 
von Solidarität übernommen.
Inzwischen hat sich der Begriff auf breiter Front 
durchgesetzt und wird von den Rechtswissen­
schaften bis hin zur Kommunikations- und Infor­
mationstheorie benutzt;

7

 damit verbunden ist al­
lerdings ein gewisser Verlust an inhaltlicher Klar­
heit. In der Politischen Wissenschaft hat es sich 
zunehmend durchgesetzt, unter Konsens „a state 
of agreement concerning ... values" ) zu verste­
hen. Für die Gesellschaftsanalyse wurde der 
Konsensbegriff unverzichtbar, „denn eine funda­

mentale und allgemeine Übereinstimmung hin­
sichtlich der Ziele und der Methoden ihrer Errei­
chung ist die Vorbedingung für das Weiterexistie­
ren einer politischen Gesellschaft wie jeder ande­
ren Vereinigung“8).
Diese Übereinstimmung — eben die Bereitschaft 
zum Miteinander, die jede Gemeinschaft erst er­
möglicht — erfordert vom einzelnen den Verzicht 
auf ein Stück eigener Souveränität. Die grund­
sätzliche Bereitschaft dazu ist im Wesen des 
Menschen selbst begründet, denn „die Einheit 
der Person verlangt die einheitsstiftende Perspek­
tive einer Ordnung garantierenden Lebens­
welt“9 ). Eine freiheitliche Demokratie zeichnet 
sich dadurch aus, daß sie auf die Freiwilligkeit 
eines solchen teilweisen Souveränitätsverzichts 
setzt. Voraussetzung dafür ist das Vertrauen jedes 
einzelnen, daß auch alle anderen diese Leistung 
zu erbringen bereit sind. Quasi als Bürge für die­
sen Vertrauensvorschuß tritt dabei der demokra­
tische Staat auf. Das Vertrauen in den teilweisen 
Souveränitätsverzicht aller ist allen gemeinsam 
und damit die Wurzel des Konsensgedankens in 
der Demokratie.
In keiner Staatsform ist soviel vom Konsens die 
Rede wie in der Demokratie, denn freiwillige 
Übereinstimmung ist nicht nur die Voraussetzung 
demokratischer Ordnung, sie bestimmt

10

 auch das 
Wesen der Demokratie, „weil alle institutioneile 
Machtausübung vom Konsens der Gesamtheit 
her legitimiert wird, in dem allen Bürgern zu 
gleichem Recht eine Mitwirkung am politischen 
Geschehen eröffnet ist, daher jede Ausübung von 
Bestimmung und Macht nur auf direktem oder 
indirektem Auftrag des Volkes beruht“ ).

8) H. R. G. Greaves, Grundlagen der politischen Theo­
rie, in: Politica, hrsg. von W. Hennis und R. Schnur, 
Band 2, Neuwied 1960, S. III.
9) Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme im Spät­
kapitalismus, Frankfurt/Main 1973, S. 216.
10) Ulrich Scheuner, Staatstheorie und Staatsrecht, Ber­
lin 1978, S. 298.



Es lassen sich in der freiheitlichen Demokratie 
drei Konsensebenen unterscheiden:
1. „Ein Consensus, der ... auf dem Vertrauen 
beruht, daß ein freies Spiel der politischen Kräfte 
auf Dauer eine gerechte Ordnung verwirklichen 
wird.“ ) Auf dieser Übereinstimmung ruht die 
Legitimität freiheitlicher Gesellschaftsordnung; 
es handelt sich hier um den Systemkonsens.

11

2. „Davon unterschieden ein anderer Consensus, 
der in diesem Spiel der konkurrierenden

12
 Ideen 

und Kräfte notwendig ist.“ ) Diese Übereinstim­
mung die Regeln der Konfliktaustragung betref­
fend, läßt sich als Spielregelkonsens bezeichnen.
3. Auf dieser Grundlage ist die jeweilige politi­
sche Entscheidung durch Mehrheit, Kompromiß 
oder Einigkeit möglich, kann also ein Problemlö­
sungskonsens zustande kommen.

11) Reinhold Niebuhr, Consensus in einer demokrati­
schen Gesellschaft, in: Politische Vierteljahresschrift, 
(1961)3, S. 205.
12) Ebenda.
13) Wolfgang Billigen, Anmerkungen zu einem For­
schungsbericht, in: Gesellschaft — Staat — Erziehung, 
(1967) 4, S. 236. Manfred Hättich verwendet schon in 
diesem Zusammenhang zu Recht den Begriff „Wert- 
konsens" (Manfred Hättich, Das Konsensproblem in 
der Demokratie, in: Konflikt und Integration II [Aka­
demiebeiträge zur Lehrerbildung, Band 2, hrsg. von der 
Akademie für Politische Bildung, Tutzing, und der 
Akademie für Lehrerfortbildung, Dillingen], München 
1978, S. 82).

14) Paul Kevenhörster, Legitimationsdoktrinen und Le­
gitimierungsverfahren in westlichen Demokratien, in: 
Peter Graf Kielmansegg/Ulrich Matz (Hrsg.), Die 
Rechtfertigung politischer Herrschaft, Freiburg 1978, 
S. 67. An anderer Stelle unterscheidet Kevenhörster 
zwischen „genereller“ und „punktueller“ Legitimitäts­
zuweisung (a. a. O., S. 80). Max Kaase benutzt die Be­
griffe „spezifische Loyalität“ (gerichtet auf politische 
Entscheidungsträger) und „diffuse Loyalität“ (gerichtet 
auf das politische System). (Max Kaase, Loyalität als 
Einstellung zu sozialen Objekten, in: Carl Graf Hoyes 
u. a. [Hrsg.], Grundbegriffe der Wirtschaftspsychologie, 
München 1980, S. 114).
15) Seymour M. Lipset, Soziologie der Demokratie, 
Neuwied 1962, S. 77.
I16) Gerhard Lehmbruch, Strukturen ideologischer 
Konflikte im Parteien Wettbewerb, in: Politische Viertel­
jahresschrift, (1969) 2—3, S. 285.

Diese Konsensebenen lassen sich nicht voneinan­
der trennen, sondern bedingen einander. Der Sy­
stemkonsens umfaßt dabei auch „die den Geg­
nern gemeinsame humane Intention, nur solche 
Mittel zur Auseinandersetzung zu gebrauchen, 
die man auch dem anderen zugesteht und die den 
Bestand des die Gegensätze übergreifenden Drit­
ten nicht gefährden“13121315*). Die Einigkeit darüber 
ermöglicht erst die freie Gesellschaft und setzt 
gleichzeitig Markierungen für den Spielregelkon­
sens. Der Systemkonsens konkretisiert sich im 
Spielregelkonsens, der seinerseits nur wirksam 
ist, wenn ein Systemkonsens besteht. Sind Sy­
stem- und Spielregelkonsens gesichert, so bedarf 
der Problemlösungskonsens nicht mehr der Un­
terstützung aller, sondern kann auch lediglich 
von der Mehrheit getragen Bindungskraft entfal­
ten.

Insgesamt läßt sich also differenzieren zwischen 
dem entscheidungsvorausgehenden und dem ent­
scheidungstragenden Konsens: „Der erste Kon­
sens ist inputorientiert und zugleich 

14

die Grund­
lage jedes Verfassungskonsensus, der zweite da­
gegen outputorientiert und auf das politische 
Konkurrenzverhältnis von Regierung und Oppo­
sition bezogen. Die Legitimität eines demokrati­
schen Systems kommt aber primär in dem input­
orientierten Konsensus zum Ausdruck, im out­
putorientierten dagegen eine Machtkonstella­
tion.“ )

Es geht in unserem Zusammenhang vor allem um 
den System- und Spielregelkonsens, denn hier 
entscheidet sich das Schicksal der pluralistischen 
Demokratie. Gerade wegen ih

15

rer bewußt gewähl­
ten pluralistischen Struktur leiden nämlich demo­
kratische Gesellschaften „unter der ständigen, ih­
nen geradezu innewohnenden Gefahr, daß die 
Gruppenkonflikte, die zum Lebensinhalt der De­
mokratie gehören, sich eines Tages so vertiefen, 
daß sie die Gesellschaft zu vernichten dro­
hen“ ).

Die liberale Demokratie stellt sich deshalb die 
Frage, wie zu gewährleisten ist, „daß ein gewisses 
Maß an Übereinstimmung in politischen Über­
zeugungen (,Konsensus') die potent

16

iell desinte­
grierenden Auswirkungen des Konflikts (,Dissen­
sus') auffangen und so die Stabilität der Demo­
kratie sicherstellen“ ) kann. Der freiheitliche 
Staat fordert vom Bürger also nicht nur Konflikt­
fähigkeit, sondern auch Willen und Fähigkeit 
zum Konsens, zumindest, wenn es um die 
Grundlagen des Systems geht.

Zur Ambivalenz der Konsensidee

Entscheidend für die Wirkung des Konsensge­
dankens ist, wie der Konsensbegriff verstanden 
wird. Die Konsensidee ist nämlich nicht nur we­
sentliches Element der Demokratietheorie, son­
dern auch Bestandteil der in der Identitätstheorie 
geforderten völligen Übereinstimmung zwischen 
Regierenden und Regierten. Diese gegensätzli­
chen Interpretationen des Konsensbegriffes sind 

in der politischen Theorie immer wieder anzu­
treffen: Die Forderung nach völliger Überein­
stimmung in der Tradition von Platon und Rous­
seau — aktualisiert im Totalitarismus — stößt auf 
das Modell freier Zustimmung, d.h. die Legiti- 



rung durch Mehrheiten, gegründet auf die Ideen 
von Aristoteles und Locke — aktualisiert in der 
Pluralismustheorie.

Der wichtigste moderne deutsche Vertreter der 
Identitätstheorie ist Carl Schmitt, der bereits in 
seiner „Politischen Theologie“ (1922) die Formel 
von der „Identität der Regierenden mit den Re­
gierten“ verwendete. In seiner erstmals 1928 
veröffentlichten „Verfassungslehre“ schrieb 
Schmitt: „Demokratie ... ist Identit

17

18

ät von Herr­
scher und Beherrschten, Regierenden und Re­
gierten, Befehlenden und Gehorchenden ... De­
mokratie setzt im Ganzen und in jeder Einzelheit 
ihrer politischen Existenz ein in sich gleichartiges 
Volk voraus.“ ) Hinter der Identitätstheorie 
steht also die Vorstellung eines homogenen Ge­
meinwillens. Weil aber Einheit damit zum höch­
sten Ziel wird, ist Vielfalt gefährdet. Schon 1926 
forderte Carl Schmitt: „Zur Demokratie gehört 
also notwendig erstens Homogenität und zwei­
tens — nötigenfalls — die Ausscheidung oder 
Vernichtung des Heterogenen.“ )

Das Ideal völliger gesellschaftlicher Einheit ist 
gegen die Freiheit des Menschen gerichtet, denn 
„schon der Gedanke einer konfliktlosen Gesell­
schaft ist ein Gewaltakt an der menschlichen Na­
tur“ 191819). Die Vorstellung, totale Übereinstimmung 
sei als freiwilliger Konsens möglich, ist irreal und 
gefährlich: „Absolute Zustimmung wird nämlich 
nur dadurch garantiert, daß dem Bürger die Frei­
heit genommen, daß er entindividualisiert 
wird.“20 ) Allumfassender Konsens ist also not­
wendigerweise mit Zwang verbunden. Absoluter 
Konsens ist der Wegbereiter absoluter Macht. 
Darauf haben die großen Philosophen der Frei­
heit seit Aristoteles immer wieder hingewiesen, 
am eindrucksvollsten wohl Immanuel Kant, für 
den Universalkonsens ein Synonym für Despotis­
mus war.

17) Carl Schmitt, Verfassungslehre (erstmals München- 
Leipzig 1928), Berlin 19654, S. 234.
18) Carl Schmitt, zit. nach Gerhard A. Ritter, Arbeiter­
bewegung, Parteien und Parlamentarismus, Göttingen 
1976, S. 279.
19) Ralf Dahrendorf, Pfade aus Utopia, München 
19743, S. 275.
20) Henner Löffler, Macht und Konsens in den klassi­
schen Staatsutopien, Köln 1972, S. 179.
21) Kurt Sontheimer, Zeitenwende, Hamburg 1983,
S. 65.

Besondere Sprengkraft erhält das universelle 
Konsenspostulat der Identitätstheorie durch die 
Verknüpfung mit ideologischen Komponenten. 
Ideologie gründet nämlich weniger „auf den In­
halt der jeweiligen Überzeugungen als auf die 
Unverrückbarkeit und Unbedingtheit, mit der sie 
gewußt und vertreten werden. Der Grad an Un­
bedingtheit und Abgeschlossenheit einer politi­
schen und theoretischen Position macht ihren 
ideologischen Charakter aus.“21 ) Wo Ideologie 
dominiert, wird es deshalb zur entscheidenden 

Aufgabe, alle Gesellschaftsglieder auf die als 
endgültig und wahr festgelegten Ideen zu ver­
pflichten. Carl Schmitt etwa distanzierte sich 
1932 ganz offen von den „Fiktionen eines gegen 
Wert und Wahrheit neutralen Mehrheitsfunktio­
nalismus“22 ). Absoluter Konsens ist das Ziel, und 
folgerichtig gelten Meinungsverschiedenheiten 
als Zeichen falschen Bewußtseins.

Die Wahrheitsgewißheit der Ideologie und das 
Einheitsideal der Identitätstheorie sind zwei Sei­
ten einer Medaille. Für sich allein schon in höch­
stem Maße freiheitsgefährdend, ergänzen sie sich 
und sind Ursprung wie Rechtfertigung totalitärer 
Systeme.

Da selbst totalitäre. Systeme im Zeitalter der De­
mokratie der Frage nach der Zustimmung ihrer 
Bürger nicht mehr ausweichen können, braucht 
„eine Regierung, deren Legitimität nicht durch 
eine allgemeine Zustimmung zu Methoden, Mit­
teln, Verfahren und Teilnahme bestätigt wird, ... 
den Mythos eines einzigen, wahren, substantiel­
len consensus als eine Art teleologischen Wesens­
kern der Gesellschaft“23). Dieser Konsens wird 
oft mit Hilfe scheinbar demokratischer Mittel — 
Akklamation, Plebiszite ohne Entscheidungsfrei­
heit, Massenkundgebungen — vorgetäuscht.
Jacob L. Talmon widmete dieser Entwicklung 
eine beeindruckende Untersuchung und führte 
dafür den Begriff der »totalitären Demokratie* 
ein. Wie er überzeugend darlegt, basiert diese 
moderne Form totalitärer Herrschaft „auf der 
Annahme einer alleinigen und ausschließlichen 
Wahrheit in der Politik“; sie postuliert „eine vor­
ausbestimmte harmonische und vollkommene 
Ordnung der Dinge..., zu der die Menschen 
zwangsläufig und unwiderruflich getrieben wer­
den“24 ).
Der Identitätstheorie widerspricht die — von 
Ernst Fraenkel so genannte — Konsenstheorie, 
die die Existenz und Notwendigkeit eines allum­
fassenden Konsenses bestreitet, jedoch behaup­
tet, daß es einen Konsens gibt und geben muß, 
„der sich auf Wertvorstellungen erstreckt, die 
fundamental, bedeutsam und ausreichend ab­
strakt sind, um bei der Fällung konkreter politi­
scher Entscheidungen als regulative Prinzipien 
verwendet werden zu können“25 ). Dem unreflek­
tierten Konsens, den die Identitätstheorie durch 
den ständigen Appell an die Irrationalität sucht, 
steht der reflektierte Konsens durch Interessen-

17)  Carl Schmitt, Verfassungsrechtliche Aufsätze, 
1924—1954, Berlin 1958, S. 365.
23) Bernard Crick, Eine Lanze für die Politik, München 
1966, S. 218.
24) Jacob L. Talmon, Die Geschichte der totalitären 
Demokratie, Band 1: Die Ursprünge totalitärer Demo­
kratie, Köln-Opladen 1961, S. 1 f.
25) Ernst Fraenkel, Deutschland und die westlichen 
Demokratien, Stuttgart 1968 , S. 410. 3



ausgleich in einer pluralistischen Gesellschaft ge­
genüber.
Konsens als Gemeinschaftszwang oder aber als 
freie Zustimmung — in dieser Alternative zeigt 
sich die Ambivalenz des Konsensgedankens. 
„Die von Links- und Rechtsradikalen geforderte 
Reduzierung des Menschen auf eine einzige, alle 
anderen im Konfliktfall letztlich ausschließende 
Loyalität — sei es zur Klasse oder zur Nation — 
muß... als totalitär entlarvt und mit der eine 
humane Gesellschaft erst ermöglichenden plura­
listischen Wirklichkeit — der gleichzeitigen, 
wenn auch vielfach abgestuften Loyalität zu vie­
len, sich teilweise überschneidenden Gemein­
schaften wie Familie, Religionsgemeinschaft, Be­
rufsverband, Klasse, Nation, Staat, Sportclubs 
usw. — kontrastiert werden.“26 )

26) Gerhard Ritter (Anm. 18), S. 290.
27) Karl Dietrich Bracher (Anm. 6), S. 35.
28) Dolf Sternberger, Nicht alle Staatsgewalt geht vom
Volke aus, Stuttgart 1971, S. 115.
29)  Kurt Biedenkopf, Freiheit, Gerechtigkeit und Soli­
darität — Grundlagen christlich-demokratischer Poli­
tik, in: Landeszentrale für politische Bildung Nord­
rhein-Westfalen (Hrsg.), Demokratische Gesellschaft —
Konsens und Konflikt, München 1975, S. 20.

Die Offenlegung dieser Ambivalenz der Kon­
sensidee ist um so wichtiger, als sich auf den 
ersten Blick zwischen Identitäts- und Pluralis­
mustheorie Unterschiede in der Verwendung des 

Konsensbegriffs kaum feststellen lassen. Karl 
Dietrich Bracher bemerkt völlig zu Recht: „Die 
gegenwärtige Verwirrung der Maßstäbe bei der 
Beurteilung politischer Systeme, die sich im 
20. Jahrhundert durchweg auf die Zustimmung 
der Bürger berufen, ruht nicht zum wenigsten 
daher, daß der totale Consensus-Anspruch der 
Diktaturen nicht klar genug abgehoben wird vom 
demokratischen Mehrheits-Consensus, und daß 
der grundlegende Unterschied verwischt oder als 
,bloß formal’ bagatellisiert wird, der zwischen 
der Wahl als Alternative und als bloßer Akkla­
mation besteht.“27 28)
Dieser Verwirrung um den Konsensbegriff kann 
einerseits dadurch begegnet werden, daß der 
identitäre Charakter totalitärer Systeme klar be­
schrieben und so der Mißbrauch der Konsens­
idee offenbar wird. Andererseits aber kann die 
notwendige Klarheit nicht ohne eine präzise Be­
schreibung der Rolle des Konsenses in der frei­
heitlichen Demokratie erreicht werden.

Der Minimalkonsens

Wie gezeigt, geht es bei der Frage nach Inhalt 
und Stellenwert des Konsenses darum, „ob die 
Vielfalt oder die Mehrzahl der Interessen durch 
diktatorische Herrschaft unterdrück
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t oder gleich­
geschaltet oder ob ihr freier Ausdruck gestattet 
wird, und die Frage ist in diesem letzteren Fall 
wiederum, ob widerstreitende Interessen ... zum 
Bürgerkriege führen, oder ob man gemeinsame 
Spielregeln findet und beachtet, die einen friedli­
chen Austrag und Ausgleich möglich ma­
chen“ ).
Die freiheitliche Demokratie braucht Konsens, 
sie benötigt aber auch die Fähigkeit, den Dissens 
zu ertragen und durchzustehen. Die Balance zwi­
schen Konsens und Konflikt muß so gewählt 
sein, „daß Konsens nicht auf Kosten der Freiheit 
und Konflikt nicht auf Kosten der Einheit der 
Gesellschaft geschieht“29 ).
Der für die pluralistische Demokratie unverzicht­
bare Konsensbereich muß also deren Existez 
sichern, ohne die Pluralität zu gefährden. Dieses 
Ziel ist am besten erreichbar, wenn nicht soviel 
Konsens wie möglich gefordert wird, sondern im 
Gegenteil nur soviel Konsens wie nötig. Es geht 

um der Sicherung von Freiheit und Vielfalt wil­
len darum, das Minimum an notwendiger Überein­
stimmung für eine politische Gemeinschaft zu de­
finieren. Dieses Konsensminimum wird als Mini­
malkonsens bezeichnet.
Bei Ernst Fraenkel findet sich bereits 1932 die 
Formel vom „Minimum von Gemeinsamkeiten 
im sozialen Leben des Volkes, das zu einem Staat 
zusammengefaßt ist“30 ); sie taucht in dieser oder 
ähnlicher Form in seinen Abhandlungen immer 
wieder auf. Insofern kann Fraenkel sicherlich als 
gedanklicher Vater des Begriffs „Minimalkon­
sens“ gelten. Der Terminus selbst findet sich 
erstmals bei Manfred Hättich. In seinem 1965 
erschienenen Aufsatz „Das Toleranzproblem in 
der Demokratie“ heißt es: „Toleranz setzt Über­
einstimmung in ihrer Werthaftigkeit voraus. 
Ohne solchen Minimalkonsens gibt es überhaupt 
kein Miteinanderleben.“31 )
Seitdem ist der Begriff „Minimalkonsens“ in der 
politikwissenschaftlichen Literatur weithin ge­
bräuchlich. Er findet sich u. a. bei Gerhard 
Lehmbruch, Axel Görlitz, Kurt Gerhard Fischer, 
Wolfgang Hilligen, Thomas Ellwein, Bernhard 
Sutor, Hans Kremendahl, Thomas Otto Hüglin,

30) Ernst Fraenkel, Pluralismus als Strukturelement der 
freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie, in: Franz 
Nuscheler/Winfried Steffani (Hrsg.), Pluralismus — 
Konzeptionen und Kontroversen, München 1976, 
S. 152.
31) Manfred Hättich, Das Toleranzproblem in der De­
mokratie, in: Ulrich Matz (Hrsg.), Grundprobleme der 
Demokratie, Darmstadt 1973, S. 403.



Detlev Göldner, Michael Stolleis, Gertrud Höh­
ler, Peter Massing, Winfried Steffani, Wolfgang 
Bergsdorf, Günter C. Behrmann und jüngst bei 
Heinz Theisen.

Darüber hinaus hielt der Ausdruck auch Einzug 
in die politische Sprache. Als frühester Beleg 
kann hier das im März 1976 von dem der CDU 
nahestehenden Studentenverband „Ring Christ­
lich-Demokratischer Studenten“ (RCDS) verab­
schiedete Grundsatzprogramm gelten, wo es in 
Ziffer 12 heißt: „Es muß gesichert sein, daß die 
Menschen auf der Basis eines Minimalkonsenses 
nach ihren unterschiedlichen Anlagen, Neigun­
gen, Interessen, Fähigkeiten, Wertvorstellungen 
und Meinungen leben können.“32 )

32) Ring christlich-demokratischer Studenten (RCDS), 
Grundsatzprogramm: „Plädoyer für eine offene und 
solidarische Gesellschaft“ (hrsg. v. RCDS-Bundesvor- 
stand, Bonn 1976), Ziffer 12.
Die Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) und Helmut 
Kohl (CDU) nahmen den Begriff ebenfalls auf. Helmut 
Schmidt sprach z. B. 1976 von einem „Minimalkonsens 
der Demokratie“ im Zusammenhang mit dem Bereich 
des Unabstimmbaren (Helmut Schmidt, Ethos und 
Recht in Staat und Gesellschaft, in: Günther Gorsche- 
nek [Hrsg.], Grundwerte in Staat und Gesellschaft, 
München 1977, S. 16). Helmut Kohl sah z. B. 1984 
durch eine zunehmende Bereitschaft zur Gewaltanwen­
dung den „Minimalkonsens angegriffen, der für das 
Bestehen und Überleben jeder Demokratie unverzicht­
bar ist.“ (Helmut Kohl, Herausforderung der Krise, in: 
Die neue Ordnung, (1983) 1, S. 6).
33) Karl Dietrich Bracher, Geschichte und Gewalt, Ber­
lin 1981, S. 21.
34) Otto von Gierke, Die Staats- und Kooperations­
lehre der Neuzeit, Berlin 1913, S. 27.

35) Peter Henrici, Kirche und Pluralismus, in: Interna­
tionale katholische Zeitschrift, (1983) 2, S. 97.

Weitgehend unabhängig von der Verwendung 
des Begriffs „Minimalkonsens“ hat sich der Ge­
danke eines in der Demokratie unverzichtbaren 
Konsensminimums durchgesetzt. In der wissen­
schaftlichen Literatur ist in diesem Zusammen­
hang auch oft von Grundkonsens, Verfassungs­
konsens u. ä. die Rede. In der politischen Debatte 
wird meist die Formel vom „Konsens der Demo­
kraten“ gebraucht.

Der Begriff „Minimalkonsens“ verdeutlicht am 
besten die Funktion des Konsenses in der frei­
heitlichen Demokratie, Pluralität zu ermöglichen 
und zu sichern. Er kann auch helfen, den Kon­
sensgedanken seiner Ambivalenz zu berauben, 
denn die Befürwortung eines Minimalkonsenses 
schließt einen allumfassenden, totalen Konsens 
als Selbstzweck oder Politikziel aus. Andererseits 
wird durch den Begriff ,Minimalkonsens4 auch 
klar, daß die ihn ausfüllenden Konsenselemente 
tatsächlich unverzichtbar sind.

Die Entscheidung für den Minimalkonsens ist 
die Entscheidung für das Ausmaß an Überein­
stimmung zwischen den Gliedern einer politi­
schen Gemeinschaft, das ausreicht, die Existenz 
dieser Gemeinschaft zu sichern, zugleich aber 
dort seine Grenze findet, wo Freiheit und sich 
daraus ergebende Vielfalt behindert oder gefähr­
det werden. Der Minimalkonsens weist den Weg 
„zwischen der Übersteigerung des Konflikts zur 
Gewalttätigkeit und Kampf und der Unterdrük- 
kung des Konflikts durch Gleichschaltung und 
Diktatur“33 ). Er dient dem Schutz der Menschen 
und ihrer Freiheit vor Anarchie und Totalitaris­
mus.

Pluralismustheorie und Minimalkonsens

Die ausdrückliche, auch theoretisch begründete 
Wendung von einem generellen und weitgehend 
unbestimmten Konsensbegriff zum Gedanken 
des Minimalkonsenses wurde von der Pluralis­
mustheorie vollzogen. Sie versuchte, das schon 
von Aristoteles formulierte Postulat der „Vielfalt 
in Einheit“ systematisch zu begründen und 
wandte sich der von Otto von Gierke (1841— 
1921) so bezeichneten „Kardinalfrage nach dem 
Verhältnis zwischen der fiktiven Einheit und der 
realen Vielheit in der Gesamtheit“34 ) zu.

„Das Wort Pluralismus verdanken wir dem 
Schöpfer der deutschen Philosophensprache, 
Christian Wolff (1679—1754). Er bezeichnet da­
mit eine Weitsicht, in der die Wirklichkeit in ver­
schiedene, voneinander unabhängige Realitäten 
zerfällt oder jedenfalls auf mehr als ein oder zwei 
voneinander unabhängige Prinzipien zurückzu­
führen ist.“35 ) Erst 1915 wurde der Begriff »Plura­
lismus4 von dem britischen Politikwissenschaftler 
Harold Laski (1893—1950) aktualisiert und als 
Gegenbegriff zu staatlicher Omnipotenz einge­
führt. Er verknüpfte den Pluralismusbegriff auch 
mit der Konsensfrage und unterstrich in seiner 
Abhandlung „Parliamentary Government in 
England“ (1938), daß eine Übereinstimmung im 
Grundsätzlichen die Voraussetzung des parla­
mentarischen Systems sei. Dies ist auch der 
Grundgedanke der Werke von Ernest Barker 
(„Reflections on Government“, 1942) und Carl J. 
Friedrich („The new Belief in the Common 
Man“, 1942). Barker brachte ihn auf die Formel: 
„agree to differ in unity“.
Auch in Deutschland versuchte die Pluralismus­
theorie in der Weimarer Zeit Fuß zu fassen. So 
schrieb zum Beispiel Hermann Heller 1928: „Das 
Volk als Vielheit soll sich selbst bewußt zum Volk 



ials Einheit bilden. Ein bestimmtes Maß sozialer 
Homogenität muß gegeben sein, damit politische 
Einheitsbildung überhaupt möglich sein soll ... 
Soziale Homogenität kann aber niemals die Auf­
hebung der notwendigen antagonistischen Ge­
isellschaftsstruktur bedeuten.“36 ) Das nie gewi­
chene Mißtrauen gegenüber dem politischen 
Wettbewerb in der Weimarer Demokratie und ihr 
Niedergang durch den Aufstieg einer identitären 
Ideologie zeigen allerdings, daß diese Einsicht 
die politische Kultur der ersten deutschen Demo- 
kratie kaum geprägt hat.

36) Hermann Heller, Politische Demokratie und soziale 
Homogenität, in: Ulrich Matz (Hrsg.), Grundprobleme 
der Demokratie, Darmstadt 1973, S. 12 f.
37) Ernst Fraenkel, Um die Verfassung, in: Ulrich Matz 
(Hrsg.), Grundprobleme der Demokratie, Darmstadt 
1973, S. 154.
38) Ernst Fraenkel, zit. nach Winfried Steffani, Vom 
Pluralismus zum Neopluralismus, in: Heinrich Ober­
reuter (Hrsg.), Pluralismus, Opladen 1980, S. 67.
39) Ernst Fraenkel, Pluralismus als Strukturelement der
freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie, in: Franz
Nuscheler/Winfried Steffani (Hrsg.), Pluralismus —
Konzeptionen und Kontroversen, München 1976,
S. 152.

'Andererseits schärften die Erfahrungen in und 
mit der Weimarer Republik auch das Bewußtsein 
für den grundlegenden Gehalt der Frage nach 
dem Verhältnis von Einheit und Vielfalt in einer 
freiheitlichen Gesellschaft. Dies gilt insbesondere 
für Ernst Fraenkel, dem wichtigsten deutschen 
Vertreter der Pluralismustheorie. Schon in seinen 
frühen Arbeiten hielt er den Konsensbereich hin- 

i sichtlich der Existenz einer staatlichen Gemein­
schaft für ebenso unabdingbar, wie er diese Ge- 
meinschaft durch Dissens gekennzeichnet sah: 
„Eine dialektische (= pluralistische, d. Verf.) De­
mokratie ... ist nur solange möglich, wie eine 
Garantie dafür gegeben ist, daß ein Minimum 
von Gemeinsamkeiten im sozialen Leben des 
Volkes, das zu einem Staat zusammengefaßt ist, 
vorhanden bleibt. Sind auch die letzten Gemein­
samkeiten der kämpfenden Gruppen in einem 
Staat fortgefallen, so löst sich der Staat in sich 
auf.“37 ) Diese Feststellung von 1932 war auch 
zugleich Analyse des Niedergangs der Weimarer 
Republik und Warnung vor ihrem Ende.
Für Fraenkel ging es zuerst um das Problem, 
„wie trotz der Anerkennung von kollektiv gel­
tend zu machenden Partikularinteressen ein Ge­
meinwohl gebildet und das Gemeinwohl geför­
dert werden kann“38 ). Seine Antwort auf diese 
Frage brachte er auf die inzwischen schon klassi­
sche Formel: „In jeder politischen Gesellschaft 
zerfällt der Gesamtbereich der sozialen Ordnung 
in einen streitigen und einen unstreitigen Sek­
tor.“39 )
Für die Pluralismustheorie ist also Konsens ge­
rade deshalb ein Thema, weil die Legitimität des 
Dissenses anerkannt ist: „Erhebt der Pluralismus 

generell den sozialen und politischen Konflikt 
zur anerkannten demokratischen Normalität, so 
gebührt auf der anderen Seite dem consensus 
über einige Grundregeln des politischen Lebens 
ein zentraler Ort in der Gesellschaft.“40 ) Dieses 
Konsensverständnis schließt natürlich eine deut­
liche Absage an Versuche ein, allumfassenden 
Konsens anzustreben.
Weil in pluralistischen Gesellschaften der Be­
stand an Gemeinsamkeiten gering ist und Ver­
schiedenheiten eher ins Auge fallen, sieht sich die 
Pluralismustheorie teilweise dem Vorwurf ausge­
setzt, jeden Konsensansatz einem totalen Wertre­
lativismus zu opfern. Diese Kritik ist nicht ge­
rechtfertigt. Ganz im Gegenteil muß anerkannt 
werden, daß die Pluralismustheorie von Anfang 
an einen entscheidenden Beitrag zur Begründung 
der Konsensnotwendigkeit geleistet hat.
Gerade Ernst Fraenkel hat immer wieder mit 
Nachdruck darauf hingewiesen, „daß auf die 
Dauer ein Staat nicht lebensfähig ist, in dem we­
der über ein Minimum fundamentaler, noch über 
zahlreiche detaillierte Fragen der Wirtschaft, Ge­
sellschaft und Politik eine weitgehende Überein­
stimmung besteht“, „daß, wenn eine Demokratie 
funktionieren soll, Individuen und Gruppen sich 
bei der Vertretung ihrer Partikularinteressen ei­
nem generell anerkannten Wertkodex unterord­
nen müssen“41 *). Auch Winfried Steffani betont: 
„Erst das Vorhandensein eines Minimalkonsen­
ses erlaubt die offene
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 Austragung politischer 
Konflikte — das Kennzeichen einer freiheitli­
chen Gesellschaft — ohne die Gefahr eines Zer­
falls des politischen Gemeinwesens, der Gesell­
schaft.“ )

Bei aller Betonung der Heterogenität einer Ge­
sellschaft und der Berechtigung und Notwendig­
keit des Widerstreits von Partikularinteressen 
zeigt das Konsenspostulat der Pluralismustheo­
rie, „daß Konfliktaustragung nicht total, sondern 
regelbar, nicht destruktiv, sondern konstruktiv 
und mit der Chance zum Ergebnis zu begreifen 
ist“43 ). Eine freiheitliche Demokratie geht dem­
nach, wie Fraenkel zusammenfassend feststellt, 
von der „Notwendigkeit und Wünschbarkeit der 
Divergenz in tunlichst möglichst vielen Einzelfra­
gen und der Notwendigkeit und Unvermeidlich­
keit der Konvergenz in allen Grundfragen aus. 
Sie verwirft und bekennt sich gleichzeitig zum 
consensus omnium, je nachdem, wie wichtig für 
die physische Existenz und die moralische Inte-

40) Hans Kremendahl, Von der dialektischen Demo­
kratie zum Pluralismus, in: Günther Doeker/Winfried 
Steffani (Hrsg.), Klassenjustiz und Pluralismus (Fest­
schrift für Ernst Fraenkel), Hamburg 1973, S. 385.
41) Ernst Fraenkel (Anm. 39), S. 161 bzw. 173.
42) Winfried Steffani, Pluralistische Demokratie, Opla­
den 1980, S. 207.
43) Hans Kremendahl, Pluralismustheorie in Deutsch­
land, Leverkusen 1977, S. 455.



grität der Nation zu sein vermag, was zur Diskus­
sion steht.“'44 )

44) Ernst Fraenkel, Reformismus und Pluralismus 
(hrsg. von Falk Esche und Frank Grube), Hamburg 
1973, S. 410.
45) Peter Massing, Interesse und Konsensus, Opladen 
1979, S. 121 f.
46) Ernst Fraenkel, Deutschland und die westlichen 
Demokratien, Stuttgart 19683, S. 63.
47) Winfried Steffani, Kompromiß statt Verweigerung 
— Konfliktregelung in der pluralistischen Demokratie, 
in: Basilius Streithofen (Hrsg.), Frieden im Lande, Ber- 
gisch-Gladbach 1983, S. 130.

48) Ernst Fraenkel (Anm. 44), S. 429.

49) Ernst Fraenkel (Anm. 46), S. 49. An anderer Stelle 
beschreibt Fraenkel den Konsensbereich noch umfas­
sender; er beinhalte „das fundamental wichtige Prinzip, 
daß Mehrheit entscheidet, die Gleichheit vor dem Ge­
setz, das allgemeine, geheime, gleiche, direkte Wahl­
recht, das Prinzip der Sozialversicherung, die Neutrali­
tät des Staates in allen religiösen Fragen, die Unzuläß- 
lichkeit der Folter, die Öffentlichkeit von Gerichtsver­
fahren, die Schulpflicht, die Unentgeltlichkeit des 
Schulunterrichts, die Zivilehe u. a. m.“ (Ernst Fraenkel 
[Anm. 44], S. 429).
50)  Peter Henrici (Anm. 35), S. 98.
51) Peter Massing (Anm. 45), S. 138.

Da die Pluralismustheorie einen gewissen Kon­
sens in jeder Gesellschaft für unverzichtbar hält, 
sich aber scharf gegen einen zu umfassenden 
Konsensansatz wehrt, kann sie der Frage nach 
der Bestimmung des Konsensinhalts um ihrer ei­
genen Glaubwürdigkeit willen nicht ausweichen. 
Der Hinweis auf den in jeder Gesellschaft vor­
handenen ,nicht-streitigen Sektor* ist hier nicht 
ausreichend, denn dieser Sektor umfaßt im Ver­
ständnis der Pluralismustheorie „kognitive (ge­
meinsame Deutungen der Welt), affektive (ge­
meinsame Symbole) und bewertende Faktoren, 
bewußte und unbewußte Orientierungen ebenso 
wie Einstellungen der Gleichgültigkeit, der Apa­
thie, des Konformismus, der Duldung, der Ak­
zeptierung und der aktiven Zustimmung, die sich 
auf alle Bereiche des Gesellschaftlichen beziehen 
und sich weder exakt definieren noch ausrei­
chend quantifizieren lassen“4545).

Schon Ernst Fraenkel bemühte sich deshalb um 
eine Verengung des ,nicht-streitigen Sektors*. Er 
forderte die „Anerkennung eines Minimums all­
gemeingültiger Verfahrens- und Verhaltensre­
geln ..., deren Respektierung in der Option für 
eine demokratisch strukturierte Gesellschaft es­
sentiell eingeschlossen ist“46 47). Die Anknüpfung 
an die englische Tradition des „agree to disagree“ 
ist dabei unübersehbar. Auf dieser Grun
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dlage 
entwickelte die Pluralismustheorie weitere Kon­
sensinhalte, denn „der Konsens über die Legiti­
mität des Dissenses macht den Konsens über die 
dafür notwendigen Rahmenbedingungen erfor­
derlich“ ).

Es geht also um einen Minimalkonsens, der — 
wie Fraenkel es formulierte — „nicht ausrei­
chend konkret ist, um als Aktionsprogramm poli­
tischen Handelns dienen zu können, der jedoch 
ausreichend detailliert sein muß, um verhindern 
zu können, daß die von den Parteien und Grup­
pen ausgehandelten Kompromisse in offenen 
Widerspruch zu dem moralischen Gewissen und 
gesamtpolitischen Verantwortungsbewußtsein der 
Nation geraten“48 ).

Ernst Fraenkel versuchte auch den Inhalt dieses 
Minimalkonsenses katalogartig zusammenzufas­

sen: „Der generell als gültig anerkannte Wertko­
dex schließt ein:

a) Die Anerkennung der Volkssouveränität als 
Legitimitätsgrundlage der bestehenden Verfas­
sungsordnung.

b) Die Unterwerfung unter das Prinzip der Mehr­
heitsentscheidung.

c) Die Respektierung des Prinzips der Gleichheit
vor dem Gesetz.

d) Die Geltung der traditionellen fundamentalen
Freiheitsrechte.
e) Die unverbrüchliche Anwendung der Prinzi­
pien der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und 
der Unparteilichkeit der Justiz.

f) Die Handhabung der Gebote der Fairneß bei
der Verwendung der Spielregeln, die den Prozeß 
der politischen Willensbildung zu regeln be­
stimmt sind.“ )49

Mit dem Versuch einer Beschreibung unverzicht­
barer Konsensinhalte wagte Ernst Fraenkel einen 
wichtigen Schritt, denn „unmerklich gleitet damit 
die Pluralismustheorie von der Tatsachenfeststel­
lung zur Normfestsetzung hinüber“50 ). Die Ge­
fahr eines solchen Schrittes liegt auf der Hand, 
„wenn nämlich der faktische Konsensus als un­
verletzliche Grundlage der pluralistischen Demo­
kratie unkritisch ins Normative gewendet, aus ei­
nem Sein also unmittelbar ein Sollen abgeleitet 
wird, bedeutet dies, ... daß der Konsensus ... 
den Status quo rechtfertigt und dies aus seiner 
bloßen Faktizität begründet“51).

Andere Vertreter der Pluralismustheorie ziehen 
deshalb engere Grenzen für den gewünschten 
Konsensinhalt, so zum Beispiel Hans Kremen­
dahl: „Allenfalls erscheint es schlüssig, die 
grundlegenden Menschenrechte in einen Nor­
menkatalog aufzunehmen, über den Konsensus 
herrschen muß, wenn eine Gesellschaft die Mini­
malbedingungen freier Konfliktaustragung erfül­
len soll. Hinzuzufügen wären jene institutionel­
len Minimalkonsequenzen, die sich daraus für 
das politische System ergeben.“ Er hält es für 
einen Vorteil des Pluralismus, daß durch den 
Grundsatz der Offenheit „allzu starke apriorische 
Fixierungen von notwendigen Konsensinhal­



ten"52) vermieden werden können. Winfried Stef- 
fani sieht als Inhalt des un
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streitigen Sektors ne­
ben den anerkannten Grund- und Menschen­
rechten „fundamentale, rechtsstaatlich gesicherte 
Verfahrensregeln“ ) .
Es ist festzuhalten, daß Unschlüssigkeit und auch 
eine gewisse Widersprüchlichkeit die Versuche 
der Pluralismustheorie kennzeichnen, den Mini­
malkonsens auch inhaltlich zu beschreiben. Bei 
aller Klarheit, wo es um die Notwendigkeit von 

Übereinstimmungen gerade in der pluralistischen 
Gesellschaft geht, bleibt es letztlich doch bei ei­
nem — wie Eckhard Jesse zu Recht beklagt — 
„höchst unte
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rschiedlich gebrauchten und un­

scharf verwendeten Konsensusbegriff ). So ist 
auch Winfried Steffani zuzustimmen, wenn er 
feststellt: „Die mangelhafte Bestimmtheit des 
Konsensuskonzepts steht in einem merklichen 
Mißverhältnis zu dessen grundlegender Bedeu­
tung für den politischen Pluralismus.“5355455)

52) Hans Kremendahl (Anm. 43), S. 456 bzw. 458.
53) Winfried Steffani (Anm. 42), S. 43.
54) Eckhard Jesse, Literaturführer: Parlamentarische 
Demokratie, Opladen 1981, S. 45.
55) Winfried Steffani (Anm. 42), S. 48.
56) Manfred Hättich, Demokratie als Herrschaftsord­
nung, Köln-Opladen 1967, S. 154.
57) Manfred Hättich, Geschichtsbild und Demokratie­
verständnis, in: Richard Löwenthal/Hans-Peter 
Schwarz (Hrsg.), Die zweite Republik, Stuttgart 1974, 
S. 906.

58) Ulrich Scheuner (Anm. 10), S. 380.
59) Peter Massing (Anm. 45), S. 151.

Zum Konsensbedarf in der freiheitlichen Demokratie

Auf dieser Grundlage ist nun zu klären, welcher 
Konsensbedarf in der pluralistischen Gesell­
schaft grundsätzlich vorhanden ist. Die Klärung 
dieser Frage ist sowohl auf einer inhaltlichen 
Ebene — welche Bereiche muß der Minimalkon­
sens umfassen? — als auch auf einer quantitati­
ven Ebene — welcher Unterstützung bedarf der 
Minimalkonsens? — zu suchen.
Für eine inhaltliche Begrenzung des Minimal­
konsenses ist zunächst die Frage wichtig, wieviele 
Bürger den Minimalkonsens als solchen tragen 
müssen. Je größer die Gruppe derer ist, von de­
nen die freiwillige Zustimmung zu den Elemen­
ten des Minimalkonsenses erwartet wird, desto 
enger muß der Konsensbereich gefaßt werden. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß, gerade weil die 
Demokratie widerstreitende Auffassungen zuläßt 
und Vielfalt wünscht, Konsens in diesem System 
am wenigsten gesichert ist.
Manfred Hättich erinnert deshalb zu Recht dar­
an, daß in einer pluralistischen Gesellschaft hun­
dertprozentige Übereinstimmung nicht erreich­
bar ist, denn es werde „immer eine Minderheit 
geben, der gegenüber dieser Konsens herrschaft­
lich durchgesetzt werden muß“56 ). Hättich warnt 
deshalb auch vor einer Fixierung auf die quanti­
tative Seite des Problems: „Nicht die Prozente 
sind in der Konsensfrage entscheidend, sondern 
das Gewicht, mit dem die verschiedenen Positio­
nen die Atmosphäre und das politische Gesche­
hen beeinflussen.“57 )
Die Akzeptanz unverzichtbarer Konsenselemente 
muß — wie Ulrich Scheuner unterstreicht — vor 
allem ausreichen, um sicherzustellen, „daß sich 

der antagonistische Konflikt in den Grenzen des 
Verfassungskonsenses (= Minimalkonsenses, d. 
Verf.) hält, daß nicht die Grundlagen der gesell­
schaftlichen Ordnung ... zur Disposition gestellt 
werden können“58 ).
Das heißt zunächst, daß ein Minimalkonsens 
seine Konsenskraft in allen sozialen und politi­
schen Schichten entfalten muß: „Für ein demo­
kratisches System ist es von existentieller Bedeu­
tung, in welchem Maß der Wertkodex pluralisti­
scher Demokratie mit seinen regulativen Ideen, 
formal-demokratischen Spielregeln sowie kon­
kreten demokratischen Wertprinzipien in das Be­
wußtsein der Mehrheit der Gesellschaft Eingang 
gefunden hat und nicht allein Bejahung durch 
Eliten erfährt. Dabei darf allerdings nicht verges­
sen werden, daß diese Eliten entscheidenden 
Einfluß auf das Konsensverhalten der übrigen 
Bevölkerung haben.“59 )
Der brauchbarste Hinweis auf den notwendigen 
Konsensbedarf liegt in der Einsicht, daß der Mi­
nimalkonsens gegenüber den ihn nicht mittragen­
den Minderheiten durchgesetzt werden muß. Der 
Minimalkonsens muß deshalb mindestens von so 
vielen Bürgern mitgetragen werden, daß seine 
Durchsetzung gegenüber sich verweigernden 
Minderheiten auch ohne Gefährdung seines In­
halts, der Demokratie, möglich bleibt. Konsens­
opponierende Minderheiten können so stark an­
wachsen, daß der Minimalkonsens allenfalls 
noch als Mehrheitsmeinung gilt, nicht mehr aber 
gesellschaftstragend ist. Wann dieser Punkt er­
reicht wird, ist nicht allgemein für alle demokra­
tischen Gesellschaften zu definieren, sondern 
von vielerlei Komponenten abhängig.
Wie eng oder wie weit sind nun die inhaltlichen 
Anforderungen an den Minimalkonsens zu stel­
len, wenn es dessen Aufgabe ist, die Existenz und 
den Zusammenhalt einer pluralistischen Gesell­
schaft zu sichern? In der Bundesrepublik wird 
diese Diskussion wie zwischen Skylla und Cha- 



rybdis geführt: Hier ist die Erinnerung an die im 
Wertrelativismus zerfallene Weimarer Republik 
gegenwärtig, dort lauern die durch Gemein­
schaftskult ermöglichten Schrecken des Natio­
nalsozialismus. Die Frage, was zum ,nicht-kon­
troversen Bereich4 gehören soll, ist also selbst 
wieder kontrovers.
Manfred Hättich fordert zum Beispiel einen von 
breiter Zustimmung getragenen Ordnungskon­
sens, schränkt aber zugleich ein: „Zu hohe Kon­
senserwartungen stehen aber im Widerspruch zu 
eben dieser demokratischen Ordnungsvorstel­
lung“60 ), da sie die Legitimität von Vielfalt in 
Frage stellen. Heinrich Oberreuter weist darauf 
hin, daß die „Gefahr, den Konsensbereich auszu­
dehnen und damit die Chancen für Pluralität und 
Dissens zu beschneiden, immer besteht. Daher 
stellt sich ... das Problem, den streitentrückten 
Basiskonsens eng begrenzt zu halten.“61 )

67) Heinrich Oberreuter (Anm. 61), S. 24 f.
68) Richard Löwenthal (Anm. 4), S. 27.
69) Manfred Hättich, Pluralismus als Aufgabe, in: 
Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Pluralismus, Opladen 
1980, S. 124.
70) Reinhold Niebuhr (Anm. 11), S. 204.
71) Gabriel A. Almond/Sidney Verba, The Civic Cultu­
re, Princeton 1966, S. 490.
72) Wilhelm Hennis, Legitimität, in: Merkur, (1976) 1, 
S. 28 f.

Kurt Gerhard Fischer warnt vor Systemverände­
rungen von rechts, „denn sie wollen die offene 
Gesellschaft einschnüren ins Korsett eines Maxi­
mum-Consensus“62 ). Er fügt an anderer Stelle 
hinzu: „Entscheidend kommt es mir auf das Mi­
nimum an, weil die Minimalisierung des normati­
ven consensus gesellschaftlichen Fortschritt er­
möglicht ... Die Kehrseite der Minimalisierung 
lautet: Maximalisierung von Autonomie für Indi­
viduen und Gruppen.“63 ) Auch Bernhard Sutor 
lehnt zu hohe Konsenserwartungen ab, denn 
„Konsens ist eher Voraussetzung als Ziel von Po­
litik: das Ergebnis politischer Konfliktregelung 
ist in der Regel nicht Konsens, sondern Kompro­
miß“64 ).
Thomas Ellwein hingegen sieht die größere Ge­
fahr „durch die mangelnde Bereitschaft, sich ge­
duldig um Konsens zu bemühen und sich lieber 
mit einem minimalen Konsens zufrieden zu ge­
ben, als eigene größere Forderungen zu verwirk­
lichen“65 ). Ebenso stellt Gertrud Höhler kritisch 
fest: „Auch der Pluralismus könnte mehr als den 
weltlichen Minimalkonsens vertragen, ohne zum 
weltanschaulichen Totalitarismus zu entar­
ten.“66 )

60) Manfred Hättich (Anm. 13), S. 80.
61) Heinrich Oberreuter, Pluralismus und Antipluralis­
mus, in: Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Pluralismus, Op­
laden 1980, S. 24.
62) Kurt Gerhard Fischer, Konflikt/Konsens, in: Mar­
tin Greiffenhagen (Hrsg.), Kampf um Wörter, Bonn 
1980, S. 290.
63) Kurt Gerhard Fischer, Consensus omnium zwi­
schen Minimum und Staatsgesinnung, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 29/72, S. 35.
64) Bernhard Sutor, Konflikt/Konsens, in: Martin 
Greiffenhagen (Hrsg.), Pluralismus, Opladen 1980, 
S. 300.
65) Thomas Ellwein, Regieren und Verwalten, Opladen 
1976, S. 22.
66) Gertrud Höhler, Die Anspruchsgesellschaft, Mün­
chen-Wien 1979, S. 284.

Die Bestimmung eines unverzichtbaren Konsens­
inhalts ergibt sich letztlich aus der Funktion, die 
dem Konsensbereich in einer pluralistischen De­
mokratie zukommt: Er soll zur Vielfalt ermun­
tern und sie ermöglichen — das legt einerseits 
eine starke Beschränkung des zu fordernden 
Konsensinhaltes nahe —, aber diese Vielfalt auch 
schützen können — was andererseits ausreichen­
den Konsens erfordert. Der „Inhalt des Konsen­
sus ist demnach die Chance zum Dissens“67 ).

Gerade die Formel „agree to disagree“ erfordert 
jedoch zumindest auch Einigkeit über die Art der 
Konfliktregelung, d. h. über „die Freiheit zur 
Austragung von Konflikten mit Methoden, die 
auf dem Respekt vor den Freiheitsrechten der 
anderen und auf dem Konsens über die zur Be­
wahrung der Freiheit aller notwendigen Regeln 
beruhen“68 ). „Nicht ob gestritten wird, ist eine 
Existenzfrage für politische Gemeinschaften, 
sondern wie gestritten wird.“69 )

Die Einigkeit über Konfliktregelungsmechanis­
men ist allerdings nur tragfähig, wenn — wie 
Reinhold Niebuhr 1961 formulierte — das „Ge­
fühl der Verbundenheit mit dem Gemeinwesen 
und ... das Vertrauen, daß die Regierung oder 
der Staat der legitime Sprecher des Gemeinwe­
sens ist“70 ), hinzutreten. Gabriel A. Almond und 
Sidney Verba unterstrichen diese Komponente in 
ihrer inzwischen klassischen Studie „The civic 
culture": „... this sense of Community over and 
above political differences keeps the affective at- 
tachments to political groups from challenging 
the stability of the System“71 ). Die Rolle von „so­
cial trust“ für den Zusammenhalt des demokrati­
schen Staates darf also nicht unterschätzt 
werden.
Über die Einbeziehung von Verfahrensregeln in 
den notwendigen Minimalkonsens besteht zwar 
Einigkeit, strittig ist jedoch, ob ein das demokra­
tische System legitimierender Konsens auch den 
Bezug auf Grundwerte einschließen muß. Wil­
helm Hennis erkennt den Fortschritt der Mo­
derne gerade darin, „daß in ihr Legitimität ge­
rade nicht durch Rekurs auf letzte Rechtsgründe 
erwächst... Es ist geradezu das Signum der legi­
timen Herrschaft der Neuzeit, daß sie sich ... nur 
auf ,vorletzte4 Gründe bezieht — legale Verfah­
ren, bestimmte Herrschaftsmodi, ,Rechte4.“72 ) In 
seltener Übereinstimmung fügt Jürgen Habermas 
hinzu: „Heute legitimieren weder vorletzte noch 



letzte Gründe ... Heute haben legitimierende 
Kraft allein Regeln und Kommunikationsvoraus­
setzungen, die eine unter Freien und Gleichen 
erzielte Übereinstimmung oder Vereinbarung 
von einem kontingenten oder erzwungenen Kon­
sens zu unterscheiden erlauben.“73 )

73) Jürgen Habermas, Recht und Gewalt — ein deut­
sches Trauma, in: Merkur, (1984) 1, S. 47.
74) Thomas Ellwein (Anm. 65), S. 21 f.
75) Kurt Gerhard Fischer (Anm. 63), S. 40.
76) Arnold Brecht, Politische Theorie, Tübingen 1961,
S. 5.

Doch diese Argumentation greift zu kurz, denn 
der Minimalkonsens wäre nicht tragfähig, würde 
er notwendigen grundlegenden Wertentscheidun­
gen nur ausweichen wollen. Schon die erwähnte 
Anerkennung eines Rechts auf Dissens erfordert 
z. B. den Schutz des Grundwertes Freiheit. Allge­
meiner noch impliziert das Ziel der Vielfalt die 
Anerkennung des Anspruchs des Menschen auf 
eigenständige Existenz, auf Wahrung der grund­
legenden Menschenrechte.
Freilich bleibt die Frage, welche Grundwerte der 
Minimalkonsens einschließen muß. Schon im In­
teresse des Ziels größtmöglicher Vielfalt ist hier 
Zurückhaltung zu üben. Eine allzu starke wertbe­
zogene Konsensausweitung kann zudem leicht 
kontraproduktiv wirken: „Eine Wertentschei­
dung ohne wenigstens eingeschränkten Konsens 
mag zur Verminderung eines Übels oder zur Lö­
sung eines aktuellen Programms notwendig er­
scheinen. Sie kann aber ... wegen des mangeln­
den Konsenses das Gesamtsystem gefähr­
den.“74)
Einen gewissen Einfluß auf die Frage nach der 
Einbeziehung von Grundwerten in den Minimal­
konsens hat auch ein scheinbar zunächst rein wis­
senschaftstheoretisches Problem: Der „kritische 
Rationalismus hat darauf aufmerksam gemacht, 
daß Aussagen über die faktische einheitliche oder 
mehrheitliche Anerkennung von Normen in ei­
ner Gesellschaft zwar empirische Aussagen sind, 
aber nicht zur Rechtfertigung der Werturteile 
und mithin auch nicht als Legitimation eines Mi­
nimum Consensus taugen“75). Angesichts der 
Unmöglichkeit, „wissenschaftliche Feststellungen 
über letzte Werte zu treffen, glaubten gewissen­
hafte Forscher nur die Wahl zu haben, entweder 
von solchen Erklärungen ganz abzusehen oder 
sie lediglich als persönliche Ansicht oder höch­
stens als philosophische Spekulation’ anzubie­
ten“76). Nicht zu Unrecht wird in diesem Mißver­
ständnis des Kritischen Rationalismus eine Ursa­
che eines völligen Wertrelativismus gesehen.
Kurt Gerhard Fischer versucht diesen Bedenken 
Rechnung zu tragen, indem er fordert, die 
Grundwerturteile des Minimalkonsenses müßten 
dem wissenschaftlichen Argumentationszwang 
aussetzbar sein; es müsse „um der Rationalität 

von Gesellschaft willen daran festgehalten wer­
den, daß die in ihr, gleichviel wie, abgeleiteten 
und zur Geltung gebrachten Werte jederzeit zur 
Diskussion stehen können“77 ). Einen anderen 
Weg schlägt Kurt Biedenkopf vor, der fordert, 
„daß bestimmte Grundannahmen des 
gesellschaftlichen Konsenses der Hinterfragung 
entzogen sind ... Dies ist keine Aufforderung zur 
Unwissenschaftlichkeit, sondern ganz im Gegen­
teil, wenn wir zu dem Ergebnis kommen, daß es 
einen inhaltlichen Grundkonsens geben muß, der 
der Pluralität im Sinne der Beliebigkeit von Ant­
worten entzogen ist, weil andernfalls Gesellschaft 
sich nicht organisieren läßt, dann ist die Aner­
kennung eines solchen Grundkonsenses eine ra­
tionale Erkenntnis und nicht die Unterwerfung 
unter eine irrationale Annahme.“78 )
In diesem Zusammenhang gilt es sich bewußt zu 
machen, daß sich Grundwerte nicht erkennen, 
sondern allenfalls feekennen lassen, „letzten En­
des sind sie ein Problem des Glaubens“79 ). Das 
Beispiel des Grundgesetzes zeigt zwar, daß ein 
solches Bekenntnis im demokratischen Staat 
durchaus der Hinterfragung entzogen werden 
kann, denn das Grundgesetz selbst verwehrt den 
Dissens über die Artikel 1 und 20 und setzt damit 
die Menschenwürde als letzten Wert. Es ist aber 
offensichtlich, daß ein Minimalkonsens, der sich 
so der Diskussion entziehen will, nur dann Kon­
senskraft entfaltet, wenn er gerade in seinem 
Grundwerteteil inhaltlich sehr eng begrenzt 
bleibt.
Diesem Gedankengang folgt z. B. Wolfgang Hil- 
ligen: „Die politischen Grundentscheidungen für 
einen (am Grundgesetz orientierten) formalen 
und materialen Minimalkonsensus werden in di­
daktischer Absicht in den folgenden drei Optio­
nen zusammengefaßt:
— für Sicherung der personalen Grundrechte (li­
beral-konservative Komponente der Menschen­
würde);
— für Herstellung der politischen Voraussetzun­
gen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
aller und für die Überwindung sozialer Ungleich­
heiten, für Chancengleichheit, Selbstbestimmung 
und Mitbestimmung (Emanzipation); (soziale 
Komponente der Menschenwürde);
— für die Notwendigkeit, Spielraum und Institu­
tionen für politische Alternativen zu erhalten, zu 
verbessern, zu schaffen.“80 )

77) Kurt Gerhard Fischer (Anm. 63), S. 45.
78) Kurt Biedenkopf, Von der Notwendigkeit des 
Grundkonsens (hrsg. vom RCDS-Bundesvorstand als 
vervielfältigtes Manuskript), Bonn 1979, S. 7f.
79) Manfred Hättich, Nationalbewußtsein und Staats­
bewußtsein in der pluralistischen Gesellschaft, Mainz 
19663, S. 14.
80) Wolfgang Billigen, Ziele des politischen Unter­
richts noch konsensfähig?, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte, B 15/75, S. 7.



Karl Dietrich Bracher nennt „drei Grundvoraus­
setzungen eines funktionsfähigen Staates, der mit 
einem Minimum an politischer Gewalt aus­
kommt und einem Maximum an friedlicher Kon­
fliktbewältigung Raum bietet. Erstens: Demokra­
tie ist Mehrheitsherrschaft, in der alle Stimmen 
gleich und frei sind. Zweitens: sie trägt dem plu­
ralistischen wie egalitären Bedürfnis der Bürger 
nach Bewegungsfreiheit und Chancengleichheit 
möglichst weitgehend Rechnung. Drittens: sie ist 
aber nicht radikaler Gleichheitszwang und Mehr­
heitsabsolutismus, weil sie sowohl dem Schutz 
des Individuums wie der Minderheit, die keine 
feste Größe ist und gegebenenfalls an die Regie­
rung kommen kann, verpflichtet bleibt.“81 )

81) Karl Dietrich Bracher (Anm. 3), S. 343.
82) Peter Massing (Anm. 45), S. 136. Im Demokratie- 
Artikel des Staatslexikons der Görres-Gesellschaft (aus 
dem Jahr 1958) unterscheidet Hans Peters „materiale 
(Volkssouveränität, Freiheit, Gleichheit und Rechts­
staatlichkeit), formale (Volksabstimmungen, Wahlen, 
Mehrheitsprinzip, Grundrechte, Vorhandensein mehre­
rer politischer Parteien mit gleicher Chance und dem 
Recht auf Opposition, Gewaltenteilung, Verfassungsge­
richtsbarkeit, unabhängige Rechtssprechung und Min-

derheitenschutz) und ethische (Verantwortungsbewußt- 
sein, Toleranz, Uneigennützigkeit und Zivilcourage) 
Elemente der politischen Demokratie“. (Zit. nach Wolf­
gang Mantl, Repräsentation und Identität, Wien-New 
York 1975, S. 223).
83) Manfred Hättich (Anm. 13), S. 87.
84) Joachim Heidorn, Legitimität und Regierbarkeit, 
Berlin 1982, S. 273.
85) Kurt Gerhard Fischer, Einführung in die Politische 
Bildung, Stuttgart 1970, S. 98.

Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß 
der für die pluralistische Demokratie unverzicht­
bare Minimalkonsens „ein formales Vernunft­
prinzip (das seinen Ausdruck in prinzipiellen Re­
geln menschlicher Kommunikation und gesell­
schaftlicher Interaktion findet) und ... ein mate­
riales ,Moralprinzip' (das sich in regulativen 
Ideen wie Gemeinwohl und Gerechtigkeit aus­
drückt)“82 *83) umfaßt. Dabei ist festzuhalten, daß 
Demokratie „das politische System mit dem ge
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­
ringsten Konsensbedarf (ist), was inhaltliche 
Übereinstimmung angeht. Sie hat aber einen ho­
hen Bedarf an Ordnungs- und Verfahrenskon­
sens.“ )

Die Elemente des Minimalkonsenses in der freiheitlichen Demokratie

Auf dieser Grundlage ist der Versuch zu wagen, 
den Inhalt des für die freiheitliche Demokratie 
unverzichtbaren Minimalkonsenses präziser zu 
bestimmen. Voraussetzung dafür ist die Klarheit 
über das, was den Menschen ausmacht. Die un­
veräußerliche Würde, Gleichwertigkeit, Verschie­
denartigkeit und Unvollkommenheit sind allen 
Menschen unwiderruflich eigen. Diese Wesensei­
genheiten können weder von Dritten bestritten 
werden, noch kann sie der einzelne aus eigenem 
Antrieb abschütteln.
Aus diesem Menschenbild ergeben sich die 
Grundlagen einer dem Menschen gemäßen poli­
tischen Ordnung: Der Schutz der Menschen­
rechte und der Freiheit des einzelnen folgt aus 
der Achtung vor der unveräußerlichen menschli­
chen Würde. Aus der Gleichwertigkeit aller er­
gibt sich der Anspruch aller auf grundsätzlich 
gleichen Zugang zur politischen Willensbildung, 
aus der Verschiedenartigkeit folgen die Legitimi­
tät von Vielfalt und Freiheit. Das Wissen um die 
jedem Menschen eigene Unvollkommenheit 
schließlich verhindert die Anerkennung selbster­
nannter Herrschaftseliten, garantiert die Offen­
heit der Willensbildung und begründet die Ent­
scheidungsfindung durch Mehrheit.
Die freiheitliche Demokratie geht also von Un­
terschiedlichkeit und Gegensätzlichkeit zwischen 
den Menschen, von Vielfalt und Konflikt in der 
Gesellschaft aus. „Gerade dadurch, daß nicht nur 
eine Weltanschauung, eine Religion, eine politi- 

sehe Programmatik zugelassen und toleriert wird, 
sondern eine relative Vielfalt der Wert-, Lebens- 
und politischen Orientierungen möglich ist, kon­
stituiert sich demokratische Legitimität.“84 ) Es 
handelt sich dabei um relative Vielfalt, weil dort 
eine Grenze besteht, wo die Würde des Men­
schen und seine Freiheit bedroht werden.

Voraussetzung für diese Offenheit der freiheitli­
chen Demokratie ist die Einigkeit unter ihren 
Bürgern. Diese Einigkeit muß zumindest umfas­
sen:
1. die Achtung der Menschenwürde und die An­
erkennung der Menschenrechte,
2. die Anerkennung demokratischer Spielregeln, 
insbesondere des Mehrheitsprinzips, und

3. die Anerkennung des staatlichen Gewaltmono­
pols bzw. die individuelle Bereitschaft zum Ge­
waltverzicht.
Dieser unverzichtbare Minimalkonsens ist der 
Kern demokratischer Identität. Wo er in Zweifel 
gerät, ist die Existenz der freiheitlichen Demo­
kratie bedroht. „Wer nämlich abstreitet, daß jede 
Gesellschaft eines Minimums gemeinsamer 
Grundüberzeugungen bedarf, daß ein rationaler, 
immer wieder zu überprüfender Minimum-Con­
sensus unvermeidlich ist, liefert auch sich selbst 
der Gewalttätigkeit des jeweiligen Stärkeren 
aus.“85 ) Freiheit und Vielfalt sind aber auch dort 
in Gefahr, wo zu weitgehender Konsens gefor­
dert oder gar erzwungen wird.



Organisationsprinzipien wie Gewaltenteilung 
und Parlamentarismus sind notwendig, um die­
sen Minimalkonsens im Staatsleben institutionell 
zu sichern. Sie wären verzichtbar, wenn andere 
Organisationsprinzipien diese Funktion überneh­
men könnten, was nach allen bisherigen Erfah­
rungen zumindest höchst zweifelhaft ist; deshalb 
gehören sie nicht unmittelbar zu den unverzicht­
baren Konsenselementen. Die Grundfreiheiten 
sind nicht ausdrücklich eingeschlossen, weil sie 
sich aus der Achtung der Menschenwürde und 
der Anerkennung der Menschenrechte ergeben.

Die drei Elemente des für die pluralistische De­
mokratie unverzichtbaren Minimalkonsenses 
können nicht voneinander isoliert gesehen wer­
den. Sie bedingen und begrenzen einander. Die 
Achtung der Menschenwürde und die Anerken­
nung der Menschenrechte heben als Wertent­
scheidung den Minimalkonsens über einen rei­
nen Spielregelkonsens hinaus. Hierin unterschei­
det sich „die .verfassungsmäßige' (.konstitutionell 
le‘) Demokratie, in welcher gerade die Mäßigung 
des politischen Formprinzips durch das Norma­
tive das Entscheidende ist, von der .absoluten' 
(.massiven') Demokratie, die das ,dezisionistische“ 
Moment der Mehrheitsentscheidung in den Mit­
telpunkt rückt“86 ).

86) Werner Kägi, Die Verfassung als rechtliche Grund­
ordnung des Staates, Zürich 1945, S. 152.
87) Vgl. Stephan Eisel, Plädoyer für die Mehrheitsregel, 
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, (1984) 4, S. 576f.

88) Werner Becker, Die Freiheit, die wir meinen, Mün­
chen 1982, S. 104f.
89) Ulrich Matz, Politik und Gewalt, Freiburg-Mün­
chen 1975, S. 83.
90) Manfred Hättich (Anm. 13), S. 91.
91) Peter Massing (Anm. 45), S. 35.
92) Karl Dietrich Bracher, Staatsbegriff und Demokra­
tie in Deutschland, in: Politische Vierteljahresschrift, 
(1968) 1, S. 25.

Die Wertentscheidung für die Achtung der Men­
schenwürde macht auch die Anerkennung demo­
kratischer Verfahren und insbesondere der Mehr­
heitsregel für alle akzeptabel, denn durch diese 
Wertentscheidung ist Minderheitenschutz gesi­
chert. So ist es möglich, eine Übereinstimmung 
über die Gültigkeit der Mehrheitsregel zu errei­
chen, die unabhängig vom Inhalt der Mehrheits­
beschlüsse ist, solange niemand befürchten muß, 
durch solche Mehrheitsbeschlüsse in seinen 
grundlegenden Menschenrechten beeinträchtigt 
zu werden87 ).

Die Achtung der Menschenwürde aller und die 
Anerkennung des Mehrheitsentscheids schränken 
die Freiheit des einzelnen ohne Zweifel ein. Es 
kann aber „jemand nur zugemutet werden, frei­
willig die ihm gesetzten Grenzen einzuhalten, 
wenn er die Sicherheit hat, daß alle anderen dies 
ihm gegenüber auch tun. ... Diese Sicherheit 
aber kann er nur haben, wenn der Gehorsam 

aller notfalls erzwungen wird.“88 ) Daß dies not­
falls geschehen kann, garantiert das staatliche 
Gewaltmonopol. Es kann aktiviert werden, wenn 
die Bereitschaft zum individuellen Gewaltver­
zicht nachläßt und damit die Achtung vor der 
Würde des Menschen abnimmt.
Insofern besteht ein enger Zusammenhang zwi­
schen der Geltung des Minimalkonsenses und 
der Notwendigkeit staatlicher Zwangsmaßnah­
men: „Der Kreis des als natürlich und rechtmä­
ßig angesehenen verdrängt den Zwang aus der 
Gesellschaft... Entsprechend muß der Zwang in 
der Gesellschaft mit dem Abnehmen eines funda­
mentalen Konsenses zunehmen.“89 ) Es ist jedoch 
zu unterstreichen, daß das staatliche Gewaltmo­
nopol der Wertentscheidung zugunsten der 
Würde des Menschen unterworfen ist und sich 
nicht gegen sie richten darf.
Die Legitimität des beschriebenen Minimalkon­
senses wird dadurch gestärkt, daß er die einzige 
Möglichkeit bietet, „um unter den Bedingungen 
einer pluralistischen Gesellschaft zu Entschei­
dungen zu kommen, ohne diese Bedingungen 
selbst aufzuheben“90 ). Dies ergibt sich aus der 
Verknüpfung der Anerkennung von Spielregeln 
der friedlichen Konfliktlösung mit der Wertent­
scheidung für die Achtung der Würde des Men­
schen.
Mit dieser Wertentscheidung liegt dem für die 
Existenz der freiheitlichen Demokratie unver­
zichtbaren Minimalkonsens nicht nur ein norma­
tiver Akt zugrunde, sondern dadurch erhält er 
auch eine „normative Funktion“91 ). In ihm mani­
festiert sich das Ethos einer — wie es Karl Diet­
rich Bracher formuliert — „wertbetonten, sub­
stantiellen Demokratie, die aber nicht auf eine 
bestimmte Weltanschauung begrenzt, sondern 
verpflichtet ist: den Regeln zur Wahrung der 
Freiheit und Chancengleichheit, der stets zu er­
neuernden freien Legitimierung von Parlament 
und Regierung, der gleichen Chance der Minder­
heit zur Mehrheit zu werden, der freien politi­
schen Willensbildung, über allem der Wahrung 
demokratischer Grundrechte in ihrer vor- und 
überstaatlichen Geltung.“92 )



Christel Hopf/Knut Nevermann

Zum Geschichtsunterricht über die Voraussetzungen 
des Nationalsozialismus

Eine empirische Studie

I. Einleitung

Informationen darüber, wie an unseren Schulen 
über den Nationalsozialismus und seine poli­
tisch-sozialen Voraussetzungen unterrichtet wird, 
gibt es verhältnismäßig wenige. Es gibt eine 
Reihe von Schulbuchanalysen, die sich mi

1

t der 
Darstellung des Nationalsozialismus in Ge- 
schichts- und Sozialkundebüchern befassen, und 
auch einige Schülerbefragungen, die Rück­
schlüsse auf den Unterricht erlauben ). Diese Ar­
beiten können jedoch eine Auseinandersetzung 
mit den tatsächlichen Unterrichtsinhalten, die 
nicht allein durch Schulbuchinhalte bestimmt 
sind und die aus Schülerbefragungen nur in be­
grenztem Umfang zu erschließen sind, nicht er­
setzen.
In der empirischen soziologischen Studie, über 
deren Ergebnisse in diesem Artikel zusammen­
fassend berichtet werden soll, wird demgegen­
über versucht, näher an die Unterrichtswirklich­
keit heranzukommen 2 ). Dabei spielen unter­
schiedliche Methoden des Zugangs eine Rolle. 
Zentrale Grundlage sind offene (qualitative) In­
terviews, die 1981 in jeweils zwei Regionen 
zweier Bundesländer — Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein — durchgeführt wurden 
und in denen gymnasiale Geschichtslehrer aus­
führlich über ihren Unterricht zu den Themen 
„Weimarer Republik“ und „Nationalsozialis­
mus“ berichten. Weitere Informationen, die der 
Untersuchung zugrunde liegen, wurden in Ge-

1) Vgl. hierzu unter anderem Bodo von Borries, Un­
kenntnis des Nationalsozialismus — Versagen des Ge­
schichtsunterrichts? Bemerkungen zu alten und neuen 
empirischen Studien, in: Geschichtsdidaktik, 5 (1980) 
2, S. 109—126, und Sibylle Hübner-Funk, Nationale 
Identität: Neubeginn und Kontinuität, in: Soziale 
Welt, 36 (1985) 2, S. 153—171.
2) Diese Untersuchung wurde am Max-Planck-Institut 
für Bildungsforschung von den Autoren zusammen mit 
Ingrid Schmidt durchgeführt; vgl. Christel Hopf/Knut 
Nevermann/Ingrid Schmidt, Wie kamen die National­
sozialisten an die Macht. Eine empirische Analyse von 
Deutungen in Unterricht, Frankfurt/Main 1985. 

sprächen mit Schulleitern und Schulaufsichtsbe­
amten erhoben, in einigen Unterrichtsbeobach­
tungen, in der Auseinandersetzung mit den Lehr­
plänen, die zum Zeitpunkt der Befragung in 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 
formell in Kraft waren33), und in der Auseinan­
dersetzung mit den Schulbüchern, die von den 
befragten Lehrern im Unterricht verwandt wur­
den4 ).

3) Vgl. als Übersicht über die analysierten Lehrpläne
Anhang 1 dieser Arbeit.
4) Vgl. als Übersicht über die überwiegend verwandten 
und analysierten Schulbücher Anhang 2 dieser Arbeit.

Wichtig war in den Interviews mit den Ge­
schichtslehrern ebenso wie in der Analyse der 
Unterrichtsmaterialien und Lehrpläne vor allem 
die Frage danach, wie im Unterricht die Voraus­
setzungen des Nationalsozialismus dargestellt 
werden. Worauf legen Geschichtslehrer besonde­
ren Wert, wenn sie ihren Schülern erklären, 
warum in Deutschland die Nationalsozialisten an 
die Macht kamen?
Für diese Schwerpunktsetzung sprechen verschie­
dene Argumente: Unter pädagogischen Gesichts­
punkten ist die Auseinandersetzung mit den Vor­
aussetzungen der nationalsozialistischen Macht­
übernahme deshalb besonders wichtig, weil die 
Erörterung von Handlungsmöglichkeiten und 
von versäumten Gelegenheiten in der Bekämp­
fung des Aufstiegs des Nationalsozialismus für 
die aktuelle politische Bildung von großer Bedeu­
tung ist. Ein anderes Argument für die Konzen­
tration auf die Phase des Übergangs zum Natio­
nalsozialismus und den entsprechenden Ge­
schichtsunterricht ergibt sich aus der durch un­
sere Untersuchungsergebnisse bestätigten Annah­
me, daß — anders als in den fünfziger und sech­
ziger Jahren — über den Nationalsozialismus 
heute im gymnasialen Bereich im allgemeinen 
unterrichtet wird, und dies zum Teil mit großem 
Engagement. Wichtiger als die Frage, ob über­



haupt über den Nationalsozialismus unterrichtet 
wird, ist deshalb heute die Frage, wie das ge­
schieht und wie erklärt wird, warum in Deutsch­
land die Nationalsozialisten an die Macht ka­
men. Ein drittes Argument für unsere Schwer­
punktsetzung ergibt sich schließlich aus dem kon­
troversen Charakter der wissenschaftlichen und 
politischen Diskussion über die Ursachen des 
Nationalsozialismus.

So ist nach Karl Dietrich Bracher der National­
sozialismus „weitgehend erforscht, und doch ist 
sein Bild bis heute umstritten“; dies treffe 
„ebenso für seine Ursprünge wie für die Voraus­
setzungen und Umstände seines politischen Auf­
stiegs in der Weimarer Republik zu“5). Umstrit­
tene Deutungen dieser Art spielen in den Diskus­
sionen über den Totalitarismusbegriff eine Rolle, 
in Debatten über unterschiedliche Faschismus­
theorien, in den Auseinandersetzungen über die 
Rolle der Kirchen um 1933, über die Relevanz 
der Weltwirtschaftskrise, über die Frage nach 
Kontinuität bzw. Diskontinuität in der deutschen 
Geschichte und in einer Reihe anderer Diskussio­
nen. Sich mit solchen Diskussionen und kontro­
versen Deutungen auseinanderzusetzen und zu 
fragen, wie diese im Geschichtsunterricht behan­
delt werden, gehört zu den Aufgaben unserer Un­
tersuchung.

5) Karl D. Bracher, Demokratie und Machtergreifung. 
Der Weg zum 30. Januar 1933, in: Karl D. Bracher/ 
Manfred Funke/Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.), Natio­
nalsozialistische Diktatur 1933—1945. Eine Bilanz, 
Düsseldorf 1983, S. 18.

In den Interviews mit den Geschichtslehrern und 
in den Lehrplan- und Schulbuchanalysen stehen 
dabei vor allem die folgenden Themenbereiche 
im Vordergrund:

— Welche Bedeutung wird im Zusammenhang 
mit der Spätphase der Weimarer Republik der 
Totalitarismuskonzeption zugemessen, und in 
welcher Weise wird das Verhältnis von KPD und 
NSDAP in dieser Phase beschrieben?

— Welche Rolle wird einer Reihe institutioneller 
Bereiche (Industrie, Militär und Kirchen) im Zu­
sammenhang mit der Analyse des Aufstiegs des 
Nationalsozialismus zugeschrieben?

— Wird die Auseinandersetzung mit Traditionen 
des Antisemitismus in die Analyse der Vorausset­

zungen nationalsozialistischer Herrschaft einbe­
zogen, und wenn ja, wie?
In dem bereits vorliegenden, umfassenden Unter­
suchungsbericht ist die Analyse dieser Themen­
bereiche ausführlich dokumentiert, und zwar auf 
unterschiedlichen Ebenen: auf der Ebene der 
wissenschaftlichen Literatur, auf Lehrplan- und 
Schulbuchebene und auf der Ebene der Beschrei­
bung von Unterrichtsinhalten durch Lehrer. In 
dem Untersuchungsbericht wird gleichzeitig nach 
den Beziehungen zwischen diesen unterschiedli­
chen Ebenen der Analyse gefragt, wobei zwei 
Fragen im Vordergrund stehen, nämlich: 1. Wird 
das Spektrum umstrittener Deutungen in der wis­
senschaftlichen Literatur in den administrativen 
Vorgaben des Unterrichts — den Lehrplänen und 
Schulbüchern, die in der Regel einem staatlichen 
Genehmigungsverfahren unterzogen werden und 
der staatlichen Genehmigung bedürfen — selek­
tiv rezipiert, und wenn ja: Welches sind die Aus­
wahlkriterien? 2. Wodurch werden Lehrer in ih­
ren Unterrichtsinhalten beeinflußt? Werden sie 
durch die in Lehrplänen und Schulbüchern vor­
gegebenen Deutungen beeinflußt oder spielen 
andere Faktoren eine Rolle — Faktoren, die mit 
dem kulturellen und politischen Umfeld der 
Schulen zu tun haben, mit der Berufsrolle von 
Gymnasiallehrern, in der der Anspruch profes­
sioneller Autonomie und des direkten Wissen­
schaftsbezugs verankert ist, mit den Studiener­
fahrungen, dem Lebensalter oder anderen Fakto­
ren?
In der hier vorliegenden Kurzfassung des Unter­
suchungsberichtes ist es nicht möglich, die Unter­
suchungsergebnisse zu den einzelnen Ebenen der 
Analyse und zu den Beziehungen zwischen die­
sen Ebenen umfassend darzustellen. Da wir da­
von ausgehen, daß für pädagogisch und politisch 
interessierte Leser vor allem die Ergebnisse der 
Lehrerbefragung von Interesse sind, wollen wir 
im folgenden die Ebene der Lehrerinterviews in 
den Vordergrund stellen und Kommentare zur 
wissenschaftlichen Literatur zum Thema Natio­
nalsozialismus, zu Lehrplan- und Schulbuchin­
halten sehr knapp halten.

II. Zum methodischen Vorgehen

In die Befragung wurden Lehrer aus möglichst 
unterschiedlichen Regionen einbezogen, und 
zwar unterschiedlich im Hinblick auf die politi­
schen Mehrheitsverhältnisse im jeweiligen Bun­
desland, im Hinblick auf Stadt-Land-Unter­

schiede und im Hinblick auf Unterschiede in der 
konfessionellen Prägung. Obgleich unsere Befra­
gungsergebnisse keinen Anspruch auf Repräsen­
tativität im statistischen Sinne beanspruchen 
können, ist durch die Variation politischer und 
kultureller Kontexte doch gewährleistet, daß ein 
breites Spektrum von Möglichkeiten, den Unter­
richt zu gestalten, berücksichtigt wird. Bei den 
Regionen handelt es sich um eine ländliche Re­
gion im Münsterland, eine Großstadt im Ruhrge­



biet, eine Großstadt an der Ostküste Schleswig- 
Holsteins und eine ländliche Region an der 
Westküste Schleswig-Holsteins. In jeder dieser 
Regionen wurden alle Geschichtslehrer jeweils 
dreier Gymnasien um Kooperation gebeten und 
befragt, sofern sie — nicht zu weit zurücklie­
gende — Unterrichtserfahrungen mit den The­
men „Weimarer Republik“ und „Nationalsozia­
lismus“ hatten6 ). Dabei ergab sich eine Gesamt­
zahl von 78 Befragten (64 Lehrer, 14 Lehrerin­
nen). Tabelle 1 informiert über ihre regionale Zu­
gehörigkeit und die Zusammensetzung nach Al­
tersgruppen.

6) Vgl. ausführlicher zum methodischen Vorgehen und 
zur Beschreibung der Stichprobe C. Hopf/K. Never- 
mann/I. Schmidt (Anm. 2), S. 14 ff.
7) Vgl. zu Fragen der Erhebung und Auswertung quali­
tativer Daten unter anderem auch Christel Hopf/Elmar 
Weingarten (Hrsg.), Qualitative Sozialforschung, Stutt­
gart 1979.
8) Vgl. als Information zu den Ergebnissen der quanti­
tativen Auswertung dieser ersten beiden Interviewab­
schnitte Tabelle 2.

Im Durchschnitt waren die befragten Lehrer sehr 
kooperationsbereit, was angesichts des Untersu­
chungsthemas nicht selbstverständlich ist. Durch­
geführt wurden die Interviews von den Autoren 
der Studie. Sie dauerten im allgemeinen einein­
halb bis zwei Stunden und wurden mit Hilfe 
eines Tonbandgerätes protokolliert. Bei der Aus­
wertung der transkribierten Protokolle ging es so­
wohl um die Erarbeitung detaillierter Fallanaly­
sen als auch um die Erarbeitung quantitativer 
Übersichten7). Letztere stehen in diesem Kurzbe­
richt im Vordergrund. Wir möchten jedoch dar-

auf hinweisen, daß im Gesamtverlauf der Unter­
suchung Quantifizierung und Häufigkeitsverglei­
che weniger wichtig waren als der Versuch, kom­
plexere historische Argumentationen zu beschrei­
ben und zu verstehen.

III. Zentrale Ergebnisse der Lehrerbefragung

1. Gesamtinterpretationen der Machtübernahme 
und Fragen zum Anteil der gesellschaftlichen 
Oberschichten

In den Interviews mit den Geschichtslehrern 
wurde die Frage nach den Voraussetzungen des 
Nationalsozialismus in drei Durchgängen thema­
tisiert. Im ersten Durchgang wurde die relativ 
offene Frage nach den zeitlichen und themati­
schen Schwerpunkten gestellt, die der Lehrer 
oder die Lehrerin im Themenbereich Weimar/ 
Nationalsozialismus setzt. Diese Frage war mit 
spezielleren Fragen zu den im Unterricht ver­
wandten Materialien verbunden. In einem zwei­
ten thematischen Durchgang wurde die allge­
meine Frage gestellt, worauf die Lehrer besonde­
ren Wert legen, wenn sie versuchen, ihren Schü­
lern zu erklären, wie und warum die Nationalso­
zialisten in Deutschland an die Macht kamen8 ). 
Erst in einem dritten Durchgang wurde gezielter 
auf die Themenbereiche eingegangen, zu denen 
auf jeden Fall Informationen zu erheben waren: 

Fragen zum Stellenwert der Bereiche Industrie, 
Militär, Bürokratie und Kirchen, zur Bedeutung 
der Totalitarismuskonzeption im Unterricht und 
zu dem Unterricht über Traditionen des Antise­
mitismus.
Tabelle 2 enthält eine Übersicht über die The­
men, die von den befragten Lehrern im Rahmen 
der offenen Interviewabschnitte spontan, d. h. 
ohne thematische Vorgaben durch den Intervie­
wer, als Bestandteile des eigenen Unterrichts zu 
den Voraussetzungen des Nationalsozialismus er­
wähnt wurden. Auffällig ist die hervorgehobene 
Stellung der Weltwirtschaftskrise, die allerdings 
in der Regel nicht als einziger Erklärungsfaktor, 
sondern zusammen mit anderen Faktoren er­
wähnt wird. Überhaupt wird von den befragten 
Lehrern wiederholt betont, daß viele und unter­
schiedliche Faktoren zur Erklärung des Aufstiegs 
des Nationalsozialismus herangezogen werden 
müssen.
In dieser Tabelle werden bereits Tendenzen der 
Deutung erkennbar, die sich aus einer genaueren 
Analyse der Lehrerstellungnahmen — die auch 
die Ergebnisse der gezielter nachfragenden Inter­
viewabschnitte mitberücksichtigt — ergeben. Die 
Mehrheit der befragten Lehrer vertritt im Unter­
richt Deutungen, die als eher politikbezogen be­
zeichnet werden können. Solche politikbezoge­
nen Interpretationen spielen vor allem in zwei 
Varianten eine Rolle: In einer Variante, die der



Position des Historikers Erdmann9 ) nahe steht, 
wird der Gedanke der „Selbstpreisgabe“ und das 
Versagen der demokratischen Parteien in den 
Vordergrund gestellt. Diese Variante ist seltener 
als die zweite, die der Position Brachers näher 
steht, in deren Rahmen „Strukturfehler der Re­
publik, Wirtschaftskrise, politische Radikalisie­
rung und geschickte Demagogie, vor allem die 
Schwäche des freiheitlich-demokratischen Staats­
bewußtseins in Deutschland“ hervorgehoben 
werden10 *). Etwa die Hälfte der von uns befragten 
Lehrer ist der zweiten politikbezogenen Interpre­
tationsvariante zuzuordnen. Zum Teil wird von 
diesen Lehrern zwar auch die Rolle der indu­
striellen oder militärischen Oberschichten kri­
tisch kommentiert. Diese Kommentare haben im 
Vergleich zur dominanten politikbezogenen In­
terpretation jedoch ein geringeres Gewicht.

9) Vgl. etwa Karl D. Erdmann, Die Weimarer Republik 
(Band 19 des Handbuchs der deutschen Geschichte), 
München 19809; Karl D. Erdmann, Deutschland unter 
der Herrschaft des Nationalsozialismus 1933—1939 
(Band 20 des Handbuchs der deutschen Geschichte), 
München 19809; Karl D. Erdmann/Hagen Schulze 
(Hrsg.), Weimar. Selbstpreisgabe einer Demokratie. 
Eine Bilanz heute, Düsseldorf 1980.
10) Karl D. Bracher, Die Auflösung der Weimarer Re­
publik. Eine Studie zum Problem des Machtverfalls in 
der Demokratie, Villingen 19715 * *, S. 637 f.
11) Vgl. z. B. Reinhard Kühnl, Formen bürgerlicher
Herrschaft — Liberalismus und Faschismus, Reinbek 
bei Hamburg 1971, und Reinhard Kühnl, Der deutsche 
Faschismus in Quellen und Dokumenten, Köln 1976.

12) Vgl. z. B. verschiedene Beiträge in: Heinrich A. 
Winkler, Liberalismus und Antiliberalismus. Studien 
zur politischen Sozialgeschichte des 19. und 20. Jahr­
hunderts, Göttingen 1979; Hans Mommsen, Zur Ver­
schränkung traditioneller und faschistischer Führungs­
gruppen in Deutschland beim Übergang von der Bewe- 
gungs- zur Systemphase, in: Wolfgang Schieder (Hrsg.), 
Faschismus als soziale Bewegung. Deutschland und Ita­
lien im Vergleich, Hamburg 1976, S. 157—181; Hans 
Mommsen, Anmerkungen zum 50. Jahrestag der 
Machtergreifung, in: Geschichtsdidaktik, 8 (1983) 1,
S. 1—7; Jürgen Kocka, Ursachen des Nationalsozia­
lismus, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/80,
S. 3—15; Martin Broszat, Der Staat Hitlers. Grundle­
gung und Entwicklung seiner inneren Verfassung, 
München 19798.

Sie haben ein stärkeres Gewicht in den zusam­
menfassenden Interpretationen, die man als sozi­
alstrukturelle be

11

zeichnen kann. Zu diesen gehö­
ren zum einen marxistische Interpretationen, in 
deren Rahmen die Bedeutung des Industrie- und 
Finanzkapitals besonders hervorgehoben wird ), 
und zum anderen sozialgeschichtlich orientierte 

Darstellungen, in denen vorkapitalistische Tradi­
tionen stärker berücksichtigt und in einen Zu­
sammenhang mit der These vom „Bündnis der 
Eliten“ gebracht werden 12 *).
Explizit marxistische Interpretationen des Auf­
stiegs des Nationalsozialismus werden von den 
befragten Lehrern äußerst selten vertreten; etwas 
häufiger sind sozialstrukturelle Interpretationen, 
die den Auffassungen Winklers, Mommsens oder 
Broszats nahekommen. Wie Tabelle 3 zeigt, sind 
beide sozialstrukturellen Varianten der Deutung 
im Vergleich zu den politikbezogenen in wesent­
lich geringerem Umfang vertreten.

Im Überblick betrachtet haben also Deutungen 
der nationalsozialistischen Machtübernahme, bei 
denen die Beteiligung der gesellschaftlichen 
Oberschichten und gesellschaftlich mächtigen In­
stitutionen besonders hervorgehoben wird, kein 
großes Gewicht.
Das Bild wird komplexer und widersprüchlicher, 
wenn man auf die einzelnen von uns ausführli­
cher analysierten Themenbereiche eingeht und 
fragt, wie die Rolle unterschiedlicher Institutio-



nen und Machtgruppen (Industrie, Militär und 
Kirchen) um 1933 dargestellt wird. Hier zeigt sich 
nämlich, daß die Rolle der Industrie im Durch­
schnitt kritischer betrachtet wird als die Rolle der 
Reichswehr und der evangelischen und katholi­
schen Kirche. Militär und Kirchen spielen im 
Unterricht vor allem bei der Behandlung des Wi­
derstands eine Rolle und treten als Gruppierun­
gen, deren Handeln auch für die Erklärung der 
nationalsozialistischen Machtübernahme von Be­
deutung sein könnte, nur selten in Erschei­
nung13 ). Dagegen wird die Industrie, vor allem 
die Schwerindustrie, als Faktor der nationalso­
zialistischen Machtübernahme häufiger erwähnt, 
und dies auch, wie bereits angedeutet, von einem 

13) Vgl. hierzu die Kapitel 4 und 5 in C. Hopf/K. 
Nevermann/I. Schmidt (Anm. 2).

Teil der Lehrer, die grundsätzlich eher zu politik­
bezogenen Deutungen der nationalsozialistischen 
Machtübernahme tendieren.
Tabelle 4 enthält einen Überblick über die Dar-
Stellung der Rolle der Industrie im Unterricht. 
Anders als in Tabelle 3, in der regionale Unter­
schiede nur schwach ausgeprägt sind, treten re­
gionale Unterschiede hier stärker hervor, wobei 
am größten die Differenz zwischen den beiden 
Großstädten ist. Von den im Ruhrgebiet befrag­
ten Lehrern sind es knapp drei Viertel, die auf 
die Rolle der Industrie im Zusammenhang mit 
dem Versuch, die nationalsozialistische Macht-
Übernahme zu erklären, eingehen. Dagegen ist 
dies in der schleswig-holsteinischen Großstadt 
nur bei etwas mehr als einem Viertel der Befrag­
ten der Fall. Die Ergebnisse in den beiden Land­
regionen liegen zwischen diesen Extremwerten.



Unter den in dieser Untersuchung ausführlicher 
analysierten Themenbereichen ist das Thema 
„Industrie und Nationalsozialismus“ gleichzeitig 
auch dasjenige, bei dessen Behandlung die Al­
tersunterschiede zwischen den befragten Lehrern 
am deutlichsten zum Tragen kommen. Weniger 
als ein Drittel der Lehrer, die zum Zeitpunkt der 
Befragung (1981) älter als 40 Jahre waren, brin­
gen in ihrem Unterricht die direkte oder indirekte 
Unterstützung der Nationalsozialisten durch 
Teile der Industrie zur Sprache, während dies 
von den jüngeren Lehrern mehr als die Hälfte 
tun. Eine genauere regionale Aufschlüsselung der 
Altersunterschiede zeigt allerdings, daß bei der 
Interpretation dieser Zahlen Vorsicht geboten ist. 
Im Zusammenhang mit dem Thema „Industrie 
und Nationalsozialismus“ gibt es nennenswerte 
Altersunterschiede in erster Linie in Nordrhein- 
Westfalen, und zwar in der ländlichen Region, 
während in Schleswig-Holstein Altersunter­
schiede bei dieser Frage kaum auffallen. Dies be­
deutet umgekehrt, daß die regionalen Unter­
schiede in der Behandlung des Themenbereichs 
Industrie und Nationalsozialismus in der Ten­
denz auch dann erhalten bleiben, wenn man das 
Lebensalter als Einflußfaktor zu kontrollieren 
sucht und nur die jüngeren, 1941 und später ge­
borenen Lehrer der unterschiedlichen Regionen 
miteinander vergleicht. Daß bei diesem Thema in 
Schleswig-Holstein Altersunterschiede unter den 
befragten Lehrern weniger ausgeprägt sind als in 
Nordrhein-Westfalen, kann als Beleg für den 
Einfluß regional unterschiedlicher politischer 
und kultureller Gegebenheiten interpretiert wer­
den, der im Zusammenhang mit der qualitativen 
Analyse der Interviewmaterialien noch stärker 
sichtbar wird als in den hier wiedergegebenen 
quantitativen Angaben14 ).

14) Vgl. zu dieser C. Hopf/K. Nevermann/I. Schmidt 
(Anm. 2), S. 111 ff.

15) Vgl. an neueren Beiträgen unter anderem Bracher, 
Broszat, Kocka, Mommsen, Nolte, in: Institut für Zeit­
geschichte (Hrsg.), Totalitarismus und Faschismus. 
Eine wissenschaftliche und politische Begriffskontro­
verse. Kolloquium im Institut für Zeitgeschichte am 
24. November 1978, München 1980.
16) Vgl. hierzu unter anderem Werner Gestigkeit, Die 
Totalitarismus-Legende von der Zerstörung der Wei­
marer Republik in den bundesdeutschen Schul-Ge­
schichtsbüchern, in: Reinhard Kühnl/Gerd Hardach 
(Hrsg.), Die Zerstörung der Weimarer Republik, Köln 
1979-, S. 253—290; Hans Mommsen, Die Last der Ver­
gangenheit, in: Jürgen Habermas (Hrsg.), Stichworte 
zur ,Geistigen Situation der Zeit', 1. Band: Nation und 
Republik, Frankfurt/Main 1979, S. 164—184.

2. Zum Stellenwert der Totalitarismuskonzeption

Wenn man sich vergegenwärtigt, daß Antikom­
munismus und Antisemitismus zu den zentralen 
Bestandteilen nationalsozialistischer Ideologie 
gehörten, dann könnte man die Auffassung ver­
treten, daß es zu den wichtigsten Aufgaben des 
Geschichtsunterrichts gehört, sich gerade mit die­
sen ideologischen und politischen Traditionen in 
Deutschland kritisch auseinanderzusetzen. Beide 
Themen werden jedoch faktisch in einer Weise 
behandelt, die eine selbstkritische Aufarbeitung 
behindert. Im nächsten Kapitel soll dies für die 
Auseinandersetzung mit dem deutschen Antise­
mitismus gezeigt werden, während in diesem Ka­
pitel die Antikommunismusproblematik und ihre 
Beziehung zur Totalitarismuskonzeption im Vor­
dergrund steht.

In der historischen Literatur wird die Totalitaris­
mustheorie vor allem auf der Ebene des Ver­
gleichs der Herrschaftssysteme des Nationalso­
zialismus und des Stalinismus diskutiert15 ). Auf 
die Totalitarismuskonzeption, die in ihrer tra­
dierten Version von einer umfassenden Gleich­
setzung beider Herrschaftssysteme ausgeht, wird 
jedoch auch Bezug genommen, wenn die Zerstö­
rung der Weimarer Republik interpretiert 
wird166). Dies gilt insbesondere für solche Inter­
pretationen, in denen die Rolle von KPD und 
NSDAP am Ende der Weimarer Republik im 
wesentlichen gleichgesetzt wird und der Radika­
lisierung von Links und Rechts ein zentraler Stel­
lenwert beigemessen wird.

Auch in den Interviews mit den Geschichtsleh­
rern wird die Totalitarismuskonzeption nicht al­
lein auf den Vergleich der Herrschaftssysteme, 
sondern auch auf den Vergleich von KPD und 
NSDAP in der Spätphase der Weimarer Repu­
blik bezogen. Nur wenige Lehrer (insgesamt 9) 
lehnen dabei diesen Vergleich explizit ab. Eine 
größere Gruppe (26 Lehrer) verhält sich gegen­
über der Gleichsetzung beider Parteien indiffe­
rent oder hält sich mit eigenen Stellungnahmen 
zurück. Bei der Mehrheit der Befragten (43 Leh­
rer) ist jedoch eine positive Bezugnahme auf die 
Totalitarismuskonzeption erkennbar. Dabei spie­
len zwei Varianten eine Rolle: In der ersten wer­
den KPD und NSDAP weitgehend gleichgesetzt. 
Etwas mehr als ein Drittel der Befragten (in 
Schleswig-Holstein etwas mehr) neigt zu dieser 
Auffassung und argumentiert wie folgt:

„Es ist einleuchtend für die Schüler und auch 
sehr rasch zu begreifen, daß sowohl die NSDAP 
als auch die KPD die Republik, die parlamenta­
risch-demokratische Republik, nicht wollen, daß 
sie sich also einig sind in der Negation. Diese 
Einigkeit in der Negation geht bis zur Bildung 
der befürchteten destruktiven Mehrheit. Das ist 
für mich ein ganz wesentlicher Schlüsselbegriff 
zum Verständnis der Zeit zwischen 1930 und 
1933, etwas, was ich deshalb auch mit aller 
Macht versuche, den Schülern deutlich nahezu­
bringen ...“



Der Lehrer, aus dessen Interview hier zitiert 
wird, verweist wenig später zwar auf die Forde­
rung, bei dem Vergleich zwischen den Zielen und 
Methoden beider Parteien zu unterscheiden, hält 
diese Unterscheidung im Effekt jedoch für nicht 
so wichtig:

„Aber wie die Dinge zwischen 1930 und 1933 
ablaufen, kann man natürlich nicht ständig sa­
gen, bitte Gemeinsamkeit der Methode, Gemein­
samkeit im Negativen, Zerstörung der Republik 
— aber Unterschiede in der Vorstellung vom 
künftigen Staat, obwohl dann ja dort auch vieles 
wieder auf das gleiche hinausläuft, was die Me­
thode, die Herrschaftsmethode in dem neuen 
Staat angeht. (Die) ist ja in beiden Fällen wieder 
abgestellt im Grunde genommen auf... die ab­
schreckende Wirkung des Terrors.“

Eine differenziertere Version der Totalitarismus­
konzeption vertreten demgegenüber knapp 20 
Prozent der Befragten. Von ihnen wird die For­
derung, zwischen den Zielsetzungen und Metho­
den beider Parteien zu unterscheiden, stärker be­
tont, wie dies zum Beispiel in dem folgenden 
Interviewausschnitt zum Ausdruck kommt:

„Wir haben Vergleiche gemacht, soweit das die 
Wirkung der Parteien betraf, das heißt, daß die 
radikalen Parteien so weit im Übergewicht wa­
ren, daß die demokratischen Parteien sich nicht 
entwickeln konnten und auch der demokratische 
Staat nicht mehr funktionieren konnte. Aber von 
den Zielsetzungen her sind die Unterschiede 
dann herausgearbeitet worden.“

Gegen beide Varianten des Totalitarismuskon­
zepts wird von den — wenigen — Kritikern zum 
einen geltend gemacht, daß „das Ende der Wei­
marer Republik im wesentlichen von rechts kam“ 
und daß es zudem moralisch und politisch frag­
würdig sei, mit der Gleichsetzung von NSDAP 
und KPD Verfolger und Verfolgte als gleicher­
maßen verbrecherisch darzustellen. Ein Beispiel 
für eine solche moralische Kritik enthält der fol­
gende Interviewausschnitt:
„Ich versuche (das) den Schülern sehr klarzuma­
chen, daß, wenn einer das aufstellt, der macht 
nichts anderes, als daß er die Mörder und die 
Ermordeten ins gleiche Boot setzt und im nach­
hinein noch ... die Leute, die dort ihr Leben 
gelassen haben, verunglimpft.“

Die Bewertung der hier referierten Positionen 
wird je nach wissenschaftlichem und politischem 
Standpunkt unterschiedlich sein. Uns selbst 
scheint ein Problem der Totalitarismuskonzep­
tion darin zu liegen, daß sie den Gedanken, sich 
auch mit den Traditionen des Antikommunismus 
in Deutschland kritisch auseinanderzusetzen, gar 
nicht aufkommen läßt. Die Aufmerksamkeit wird 
vielmehr auf den — problematischen — Ver­
gleich von NSDAP und KPD gelenkt.

3. Unterricht über die Traditionen des Antisemi­
tismus

Bei der Beschäftigung mit dem Thema „Antise­
mitismus und deutsche Geschichte“ muß man 
sich sehr genau darüber im klaren sein, welches 
die Ziele der Beschreibung und Erklärung sind. 
Geht es um den Versuch, Auschwitz zu verstehen, 
oder geht es um den Versuch, die Bedingungen 
der nationalsozial
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istischen Machtübernahme zu 
verstehen? Auch wenn beide Ereignisse in einem 
Zusammenhang stehen, so sind doch die für die 
Erklärung jeweils relevanten Faktorenkonstella­
tionen verschieden. Eva Reichmann hat hierauf 
bei einem Versuch, die Rolle des Antisemitismus 
in der deutschen Geschichte zu analysieren, hin­
gewiesen und hervorgehoben, „daß nur ein ver­
schwindend kleiner Kreis derer, die dem Natio­
nalsozialismus zum Erfolg verhalfen, ihm damit 
ein Mandat zur Vollstreckung der Judenvernich­
tung zu geben“ beabsichtigte ).
So sehr dies bei einer Auseinandersetzung mit 
den Traditionen des Antisemitismus in Deutsch­
land berücksichtigt werden muß, so wenig kann 
doch davon abgesehen werden, daß es im 
Deutschland der Weimarer Republik, vor allem 
im deutschnationalen Lager, antisemitische Tra­
ditionen gab, die ihre Bedeutung auch unabhän­
gig von der Propaganda der Nationalsozialisten 
hatten und die zur Erklärung der nationalsoziali­
stischen Machtübernahme mit herangezogen wer­
den können1818). Die Beschäftigung mit der histo­
rischen Literatur zum Weimarer Antisemitismus 
zeigt allerdings auch, daß es in den Geschichts­
wissenschaften keine Einigkeit darüber gibt, wie 
wichtig die vorhandenen Traditionen des Antise­
mitismus, im Vergleich zu anderen Bedingungen, 
für die Erklärung der nationalsozialistischen 
Wahlerfolge sind. Zu unterscheiden sind hier 
mindestens drei Positionen:

17) Eva Reichmann, Die Flucht in den Haß. Die Ursa­
chen der deutschen Judenkatastrophe, Frankfurt/Main 
o.J. (1956), S. 8.
18) Vgl. hierzu unter anderem Werner Jochmann, Die 
Ausbreitung des Antisemitismus, in: Werner E. Mosse 
unter Mitwirkung von Arnold Paucker (Hrsg.), Deut­
sches Judentum in Krieg und Revolution 1916—1923, 
Tübingen 1971, S. 409—510; Heinrich A. Winkler, Die 
deutsche Gesellschaft der Weimarer Republik und der 
Antisemitismus, in: Bernd Martin/Ernst Schulin, Die 
Juden als Minderheit in der Geschichte, München 
19822, S. 271—289.
I19) Vgl. zu dieser Position z. B. George L. Mosse, Die 
deutsche Rechte und die Juden, in: Werner E. Mosse 
unter Mitwirkung von Arnold Paucker (Hrsg.), Ent­
scheidungsjahr 1932. Zur Judenfrage in der Endphase 
der Weimarer Republik, Tübingen 19662, S. 183—246.

— die Einschätzung, daß der Antisemitismus zu 
den zentralen Wahlmotiven gehörte19 );
— die Auffassung, daß eine Bereitschaft zur In­
kaufnahme oder Tolerierung des nationalsoziali­



stischen Antisemitismus bereits vorgegeben war 
und daß dies sich politisch auswirkte20 );

20) Vgl. z. B. E. Reichmann (Anm. 17) oder H. A. Wink­
ler (Anm. 18).
21) Vgl. z. B. K. D. Erdmann (Anm. 9) oder Helmut 
Heiber, Die Republik von Weimar, München 198215.
22) Vgl. hierzu Tabelle 2.

— und schließlich eine Position, in deren Rah­
men antisemitische Traditionen kaum erwähnt 
oder für unwichtig gehalten werden, wie dies in 
einer Reihe zusammenfassender Darstellungen 
der Weimarer Republik der Fall ist21 ).

Die Stellungnahmen der Lehrer zu der Frage 
nach den Traditionen des Antisemitismus ent­
sprechen am ehesten der dritten Position. Dies 
heißt nicht, daß die befragten Lehrer ncht über 
die Judenverfolgung während der Herrschaft des 
Nationalsozialismus unterrichten. Vielmehr be­
deutet es, daß im Unterricht über die Weimarer 
Republik und die unmittelbaren Voraussetzun­
gen des Nationalsozialismus das Thema Antise­
mitismus nur eine sehr geringe Rolle spielt — 
und zwar ohne Unterschiede zwischen den in die 
Untersuchung einbezogenen Regionen. Dies er­
gibt sich sowohl aus der Auswertung der offenen 
Interviewabschnitte22 ) als auch aus den Reaktio­
nen auf gezieltere Nachfragen. Sofern über die 
Geschichte des Antisemitismus unterrichtet wird, 
bezieht sich dies vor allem auf das Mittelalter 
und auf die Rassentheorien des 19. Jahrhunderts, 
kaum jedoch auf den Antisemitismus in der Wei­
marer Republik.
Ein längerer Interviewausschnitt, der stellvertre­
tend für inhaltlich vergleichbare Stellungnahmen 
steht, mag zur Verdeutlichung beitragen.
Kontext: Frage nach den Traditionen des Antise­
mitismus, die der interviewte Lehrer im Sinne der 
verbreiteten dreistufigen Darstellungsweise be­
antwortet, die ausgehend vom Mittelalter über 
die rassistischen Theorien des 19. Jahrhunderts 
(an Chamberlain und Gobineau erläutert) bis hin 
zum Nationalsozialismus führt. Er geht sodann 
auf seinen Versuch ein, die Schüler an eine Aus­
einandersetzung mit dem Geschehen in den Ver­
nichtungslagern heranzuführen. Der Interviewer 
versucht, die Frage nach den Traditionen des 
Antisemitismus wieder aufzugreifen.
Interviewer: „Zu der Tradition des Antisemitis­
mus noch eine Frage. Kommt da über Weimar 
und Antisemitismus etwas vor?“
Befragter: „Nein — nein. Gar nicht.“
Interviewer: „Denn die Abfolge, wenn ich es 
richtig verstanden habe —“

Befragter: „Ja, das ist richtig. Es hört also 1918 
im Grund genommen auf... Es ist vielleicht ein 
Fehler, sagen wir, diese Weimarer Republik un­
ter diesem Aspekt überhaupt nicht zu betrachten. 
Mir liegen da auch keine Informationen vor, und 
ich könnte aus dem Stegreif auch nichts Gültiges, 
muß ich sagen, dazu sagen. Weil ich mich mit 
diesem Thema eigentlich gar nicht beschäftigt 
habe, vielleicht zu meiner Schande noch gar 
nicht auf die Idee gekommen bin. Das ist viel­
leicht — das ist bestimmt ein Fehler. Natürlich 
weiß ich das so aus Erzählungen — Probleme 
jüdischer Kaufleute und so —, daß da durchaus 
manchmal Probleme waren. Aber Näheres 
könnte ich dazu nicht sagen.“

Interviewer: „Die Abfolge ist mehr: Mittelal­
ter —“

Befragter: „19. Jahrhundert, nicht wahr. Dort 
dieser Rassen-Antisemitismus . Und dann also 
wieder 1933 bis 45. So sieht das ungefähr aus.“

Das Ausmaß an Selbstkritik, mit der dieser Leh­
rer auf die Frage nach den Traditionen des Anti­
semitismus in der Weimarer Republik reagiert, ist 
im Vergleich zu vielen anderen Interviews sehr 
ausgeprägt. Es zeigt aber nur besonders unge­
schminkt, was überwiegend auch für jene gilt: 
nämlich wie fernab von allen Überlegungen zur 
Unterrichtsgestaltung die Frage nach dem Anti­
semitismus in der Weimarer Republik liegt.

In dem ausführlichen Untersuchungsbericht wird 
dargestellt, daß die Tendenzen zur Ausblendung 
des Weimarer Antisemitismus auch in den analy­
sierten Schulbüchern eine Rolle spielen. Dabei 
mitwirkende Tendenzen zur Abgrenzung und 
Selbstentlastung haben wir mit dem Begriff der 
„Distanzierung“ bezeichnet — Distanzierung zu­
nächst im moralischen Sinn, dann aber auch in 
einem zeitlichen und sozialen Sinn. Das Phäno­
men des Antisemitismus wird sozusagen weiter 
weggeschoben und dadurch auf Distanz gehal­
ten: Der deutschnationale Antisemitismus der 
Weimarer Zeit wird kaum behandelt, wohl aber 
— im Zusammenhang mit der Biographie Hitlers 
— der Wiener Antisemitismus der Jahrhundert­
wende. Der christliche Antisemitismus des 19. 
und 20. Jahrhunderts wird kaum behandelt, wohl 
aber der des Mittelalters. Der konservative Anti­
semitismus des späten Kaiserreichs wird selten 
behandelt. Behandelt werden jedoch die soge­
nannten rassentheoretischen Autoren des 
19. Jahrhunderts, insbesondere die beiden be­
kanntesten, von denen der eine Engländer und 
der andere Franzose ist.



IV. Überlegungen zur Interpretation und didaktische Fragen

Gemessen an dem breiteren Spektrum miteinan­
der konkurrierender Deutungen in der fachwis­
senschaftlichen Literatur überwiegen an den in 
unsere Erhebungen einbezogenen Gymnasien 
insgesamt eher konservative Deutungen. Dies gilt 
in geringerem Umfang für die Darstellung der 
Rolle der industriellen Oberschichten, aber in 
stärkerem Maße für die Art, wie die Rolle des 
Militärs und der Kirchen sowie die Politik der 
KPD dargestellt werden; und dies gilt auch für 
die Behandlung deutschnationaler Gruppierun­
gen, deren aktiver Beitrag zur Verbreitung anti­
demokratischen und antisemitischen Denkens im 
Deutschland der Weimarer Zeit im Unterricht 
kaum zur Sprache kommt. Damit herrschen Deu­
tungen vor, die eher dem Schutz etablierter Insti­
tutionen und dem Interesse an nationaler Selbst­
entlastung dienen.
Nach unserer Interpretation spielen bei der Her­
ausbildung und Bekräftigung dieser Deutungen 
Schulbücher eine sehr wichtige Rolle23 ). Ihre 
Wirkungsweise ist jedoch nicht so zu beschrei­
ben, daß ein einzelnes Schulbuch oder eine ein­
zelne Text- und Quellensammlung den Unter­
richt und die Deutung einzelner Lehrer prägt. 
Vielmehr ist der Schulbucheinfluß eher als ein 
kumulativer zu beschreiben: Wenn bestimmte 
Deutungen und Schwerpunktsetzungen in unter­
schiedlichen Schulbüchern und Text- und Quel­
lensammlungen immer wieder auftreten, wird 
sich dies im Unterricht auswirken. Die Schulbü­
cher, von denen den Lehrern in der Regel meh­
rere präsent sind, stehen in diesem Fall in einem 
Verhältnis wechselseitiger Bestätigung und Be­
kräftigung zueinander, das einzelne Interpreta­
tionen als gesicherter und selbstverständlicher er­
scheinen läßt, als sie tatsächlich sind. Die Be­
handlung des Themas „Antisemitismus“ im Un­
terricht ist ein Beispiel für solche kumulativen 
Schulbucheinflüsse. Bei diesem Thema gibt es 
trotz aller didaktischen, wissenschaftlichen oder 
politischen Unterschiede zwischen den einzelnen 

23) Vgl. hierzu ausführlicher C. Hopf/K. Nevermann/ 
I. Schmidt (Anm. 2), S. 300 ff.

im Unterricht verwandten Texten übereinstim­
mende Akzentsetzungen und Deutungen, die 
sich, nach den Interviews mit den Lehrern zu 
urteilen, im Unterricht auch durchsetzen.

Die Bewertung der hier zusammengefaßten Un­
tersuchungsergebnisse wird unterschiedlich aus­
fallen, je nach politischer und wissenschaftlicher 
Orientierung und je nachdem, welche Anforde­
rungen an die historische und politische Bildung 
in der Schule gestellt werden. Denn die hier ana­
lysierten Themenbereiche sind überwiegend poli­
tisch kontrovers und werden es vorläufig wohl 
auch noch bleiben. Dies haben sehr deutlich wie­
der die Vorgänge und Diskussionen gezeigt, die 
mit dem 40. Jahrestag der deutschen Kapitula­
tion verbunden waren.

Für uns selbst ist an den dargestellten Ergebnis­
sen unserer Analyse besonders beunruhigend, 
daß im Unterricht über die Voraussetzungen des 
Nationalsozialismus die Chancen der Auseinan­
dersetzung mit Vorurteilen im innergesellschaftli­
chen und im internationalen Rahmen offenbar 
sehr wenig wahrgenommen werden. Wie sollen 
Schüler lernen, sich nüchtern und vorurteilsfrei 
über den für unsere Zeit so zentralen Ost-West- 
Konflikt zu informieren, wenn die Information 
über Grauen und Barbarei der nationalsozialisti­
schen Zeit nicht selten mit antikommunistischen 
Tendenzen verbunden wird? Und wie können 
Schüler etwas über die zerstörerische Kraft des 
alltäglichen und ganz gewöhnlichen Vorurteils 
lernen, wenn seine Wirkung noch nicht einmal 
im Unterricht über Antisemitismus und die un­
mittelbare Vorgeschichte der nationalsozialisti­
schen Machtübernahme zur Sprache kommt? Be­
unruhigend sind die Ergebnisse auch unter dem 
Gesichtspunkt der Erziehung zur Kritikfähigkeit. 
Die in dieser Hinsicht bestehende Chance, sich 
mit dem politischen Handeln mächtiger Gruppie­
rungen und Institutionen im Zusammenhang mit 
der Zerstörung der Weimarer Republik und dem 
Aufstieg des Nationalsozialismus kritisch im Un­
terricht auseinanderzusetzen, wird nach unseren 
Ergebnissen nicht ausreichend wahrgenommen.
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Harald Popp, Hans Joachim Raab, Ursula Siems, Arnold Voelske, Zeiten und Men­
schen. Geschichtliches Unterrichtswerk, Ausgabe B, Band 4: Zeitgeschichte (1917 bis 
zur Gegenwart), Paderborn 1978 (Verlag Schöningh-Schroedel).
Tenbrock, R. H./Kluxen, K./Stier, H. E. (Hrsg.), unter Mitarbeit von B. Bendfeld, 
W. Fenske, E. Goerlitz, W. Grütter, J. Immisch, A. Voelske, Zeiten und Menschen. 
Geschichtliches Unterrichtswerk. Oberstufe, Ausgabe G, Band 2: Die geschichtlichen 
Grundlagen der Gegenwart, 1776 bis heute, Paderborn 1970 (Verlag Schöningh- 
Schroedel).
Hug, Wolfgang (Hrsg.)/Hoffmann, Joachim/Kräuterkrämer, Elmar, unter Mitarbeit 
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Rußland bis zur Gegenwart, Frankfurt/Main 1982 (unter Berücksichtigung der drei­
bändigen Ausgabe von 1979, 2. Aufl.) (Verlag Moritz Diesterweg).
Schmid, Heinz Dieter (Hrsg.), Fragen an die Geschichte. Geschichtliches Arbeitsbuch 
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bearbeitet von Heinz Grosche, Eckart Barth, Joachim Betz, Hermann de Buhr, Ger­
trud Bühler, Margarete Dörr, Janbernd Geuting, Horst Gies, Wolfgang Hügle, Gott­
fried R. Leuthold, Udo Margendant, Günter Peternek, Rudolf Renz, Eberhard Schan- 
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Kommentare und Replik

Die Didaktik der politischen Bildung
Zum Beitrag von Hartwig Lödige: Die Didaktik der politischen Bildung: Eine Wissen­

schaft ohne Gegenstand?, in B 50/85, S. 3—18

Kritik ohne Substanz!

1. Anmutungen über eine Zumutung

Wer gerade gut aufgelegt ist und ein wenig Ent­
spannung von der Anstrengung des Begriffs sucht, 
mag an den Ausführungen von Hartwig Lödige 
seinen Spaß haben. Immerhin befleißigt sich der 
Autor einer launig-munteren Darstellungsweise, 
die gelegentlich amüsiert und allenthalben un­
konventionell sich gibt. Mit spitzer Feder werden 
einige Aspekte der Fachdidaktik oder Einlassun­
gen ihrer Vertreter dazu in einer Weise aufge­
spießt, mit der sich, so sie bei noch näherem Hin­
sehen die zu erheischen versuchte Aufmerksam­
keit durch zutreffend-bedeutsame Argumentation 
rechtfertigen sollte, an anderem Ort eine detaillie­
rende Auseinandersetzung lohnte. Im folgenden 
soll und muß es sein Bewenden damit haben', in 
aller durch den gering verfügbaren Platz und die 
begrenzte Wichtigkeit der Lödigeschen Einlassun­
gen gebotenen Knappheit auf das einzugehen, 
worum es dem Autor vorgeblich zu gehen scheint 
und was er selbst trotz einer gewichtig gemach­
ten These gleich doppelt aus dem Auge verliert:
Lödige suggeriert dem Leser eine Beschäftigung 
mit der — ernsthaft oder rhetorisch gemeinten? 
— Frage, ob die Didaktik der politischen Bildung 
eine Wissenschaft ohne Gegenstand sei. Mit dem, 
was er als Kardinalproblem bezeichnet, setzt er 
ein Ausrufungszeichen: eben diese Didaktik sei 
eine Wissenschaft ohne Gegenstand.
Das aber ist eine Zumutung. Sie ist es nicht, weil 
mit der Bezeichnung des Kardinalproblems die 
Wissenschaft mit einer neuen Erkenntnis konfron­
tiert und zur Problemlösung aufgefordert wird, 
sondern weil das als Kardinalproblem Bezeichnete 
nur behauptet und nicht bewiesen bzw. mit unzu­
lässigen Mitteln zu beurteilen versucht und über­
dies partiell widerspruchsvoll zurückgenommen 
wird.

2. Gegenstandsallerlei der Gegenstandsman- 
gelanalyse

Lödiges Erörterung, die eigentlich der Didaktik 
der politischen Bildung insgesamt gewidmet sein 

sollte, gipfelt in dem sonderbaren Resümee, daß 
bei den „Altmeistern’ der generell fehlende Ge­
genstand immerhin noch durch ein .Bemühen um 
inhaltliche Substanz’ charakterisiert sei, während 
bei der jungen Garde’ ein solches verlorengegan­
gen sei und Didaktik zu einem .metatheoreti­
schen Gefummel’ gerate. Daß solchen Defizitan­
zeigen und Bloßstellungen nicht als Alternative, 
wenigstens andeutungsweise, eine Aufarbeitung 
des Mangels zugunsten einer überzeugenden Ge­
genstandsbestimmung oder wenigstens das Auf­
zeigen von Möglichkeiten und Wegen dafür folgt, 
mag manchen Leser enttäuschen. Sie muß aber 
nicht unbedingt erwartet werden. Hätte der Ent­
larvung und der Negation — ihre Berechtigung 
durch intellektuell redlichen Nachweis vorausge­
setzt — immer auf dem Fuße die Elaboration des 
Positiven zu folgen, ginge Wissenschaft ihrer kri- 
tisch-aufklärenden Funktion alsbald verlustig.
Indes: Äußerst befremdlich ist, daß Lödige sich 
nicht darauf einläßt zu benennen, was denn wohl 
Kriterien für etwas sein müßten, das man als Ge­
genstand der Didaktik bezeichnen kann. Er legt 
nicht dar, wozu ein Gegenstand da sein sollte, was 
seine Merkmale, Funktionen und Umfänge ausma­
chen sollten. Unklar bleibt, welche Erwartungen 
an einen Gegenstand zu stellen sind. Mehr noch: 
Der Autor wird gleich eingangs unpräzise, wech­
selt den Betrachtungsschwerpunkt, weicht auf an­
dere oder Nebenfragen aus und verliert sein Ana­
lysefeld aus dem Blickwinkel.
Als Sparte im zeitgenössischen Wissenschaftsbe­
trieb werden politische Bildung, politische Päd­
agogik, politische Didaktik und Didaktik der So­
zialwissenschaften wie Synonyma in einen Topf 
geworfen. Um wessen Gegenstand aber geht es, 
wenn doch Didaktik als eine mit politischer Bil­
dung befaßte Wissenschaft mit dieser Praxis nicht 
identisch ist? Da ist einmal vom Gegenstand der 
wissenschaftlichen Didaktik, ein andermal vom 
Gegenstand der praktischen politischen Bildung 
die Rede; ganz so, als seien diese Gegenstände 
tatsächlich oder programmatisch zweifelsfrei 
identisch. Wo liegt dann aber die Differenz zwi- 



sehen wissenschaftlicher Argumentation und all­
tagspädagogisch geforderter Besinnung, die nicht 
wahrzunehmen einem Didaktiker unterschoben 
wird? Plötzlich werden Ziele der politischen Bil­
dung oder ihre Prämissen andiskutiert. Was soll 
das, wenn sie nicht für einen Gegenstand der wis­
senschaftlichen Didaktik gehalten werden? Von 
der Didaktik als ein Insgesamt soll gehandelt wer­
den, aber einzelne Didaktiker werden singulär be­
äugt. Geht es an, daß die vermeintlichen Defizite 
einzelner den Mangel der Gesamtheit ausmachen, 
auch wenn zwischen den einzelnen nach erfolgter 
Ineinssetzung noch differenziert wird?

3. Methodisches als verräterischer Indikator 
der Absicht

Falls der wissenschaftlichen Didaktik ihr Gegen­
stand fehlt, läßt sich das kaum an ihren Einlassun­
gen dingfest machen. Es läßt sich höchstens bis 
zum Beweis des Gegenteils die Hypothese wagen, 
daß ein Gegenstand — in der Gesamtheit aller 
Texte — nicht vorhanden ist. Die Texte selbst kön­
nen höchstens Aufschlüsse darüber liefern, wes­
halb ein Gegenstand ausgeblendet bleibt, oder 
Begründungen für Gegenstandsverzicht bereithal­
ten, die dann jeweils Gegenstandsmangel plausi­
bel erscheinen lassen. Demgegenüber verfährt Lö- 
dige folgendermaßen: Er wählt aus der Gesamt­
heit der Didaktiker ihm wichtig erscheinende Per­
sonen aus; aus deren umfangreichem Gesamt­
werk zieht er ausgewählte voluminöse Schriften 
heran, die er in wenigen Sätzen — zutreffend, wie 
er meint — referiert oder deren Anliegen er durch 
— teilweise zusammenhanglos-fetzenhafte — 
Kurzzitate zu repräsentieren glaubt. Gezeigt wird 
damit — allerdings nur stellenweise — fehlende 
Gegenstandsthematisierung. Außerdem: Anstelle 
einer Konzentration auf die Fragestellung bedient 
sich der Autor eines eigentümlichen Assoziations­
verfahrens, indem er — teilweise beliebig — 
Aspekte aus Zusammenhängen aufgreift und wei­
terverfolgt, die mit dem Gegenstand Genannten 
nichts oder nur mittelbar etwas zu tun haben — 
und deswegen als Beleg seiner Nicht-Existenz her­
halten müssen.
Gekoppelt wird all das mit dem Gestus dessen, 
der als enzyklopädisch Kenntnisreicher kraft Wis­
sen Glaubwürdigkeitskredite beanspruchen kann. 
Manch mokante Bemerkung, eilfertige Beurtei­
lung und großmütig formulierte Einschätzung 
täuscht Souveränität vor. Das paßt zu einer aufge­
blähten Typologie von Gegenwart, sechziger und 
siebziger Jahren sowie junger Garde — eine Typo­
logie, die bei einfachster Prüfung sich schlicht als 
albern erweist. Vielen Außenstehenden aber er­
schließen sich die damit vermachten Peinlichkei­
ten nicht ohne weiteres. Nur an sie kann aber der 
Aufsatz adressiert sein, da er bei den Insidern, die 
sich nach des Autors Beschluß ja weitgehend auf 

die von ihm zitierten Gewährsleute beschränken, 
kaum auf Einverständnis stoßen wird und will. 
Verbirgt sich dahinter vielleicht als — eventuell 
unbewußte — Absicht eine Art Lächerlichma- 
chung der Disziplin? Sie erklärte immerhin das 
Ausbleiben von Konstruktivität. Und zur augen- 
zwinkernd-despektierlichen Umgangsweise mit ei­
nigen Kategorien und Theoremen paßt es auch’ 
die sich des Zuspruchs der Gegner von Theoriebil­
dung und politischer Aufklärung gewiß sein kön­
nen.

4. Materiale Verdrängung als kontraproduk­
tive Funktion

Dialektik der Absicht und Ironie der Darstellungs­
kompetenz führen dazu, daß der Autor sich selbst 
widerlegt und seine Schulmeisterei ad absurdum 
führt. Denn mehrmals nimmt er zu seinen Versu­
chen des Nachweises von Gegenstandsmangel 
ausgerechnet massive Erörterungen zum Gegen­
stand von Didaktik. Autoren wie Hilligen, Sutor, 
Fischer, Giesecke, Schmiederer, Gagel, Schörken, 
Kühr und Claußen, die materialiter etliches trennt, 
eint er durch den Vorwurf gemeinsamer Objektlo- 
sigkeit mit unterschiedlichen Ausprägungen. Da­
bei sind sie — über alle Kontroversen hinweg und 
ähnlich wie renommierte, ungenannt gebliebene 
Kolleg(inn)en — im mehr oder minder gelingen­
den Dialog um Fachdidaktik bemüht. Diese hat in 
deren Schriften all das zum Gegenstand, was no­
minell politische Bildung genannt wird und/oder 
als solche nach spezifischen Kriterien konstruier­
bar ist. Die Gezausten leisten — durch punktuelle 
Analysen und Eingriffe in laufende Diskussionen, 
empirische oder hermeneutische Forschung, Wirk­
lichkeitsdeutung und Programmentwicklung — 
Aufklärung über (und Antizipation von) inhaltlich 
spezifische(r) pädagogischer) Praxis. Dabei geht 
es ihnen hauptsächlich — wenn auch mit gele­
gentlichen arbeitsteiligen Akzentsetzungen — 
um die Voraussetzungen, Bedingungen, Ziele, In­
halte, Methoden, Medien und Wirkungen fakti­
scher oder für wünschenswert erachteter politi­
scher Bildung. All das macht den Gegenstand der 
Didaktik als plurale, aber im Diskurs letztendlich 
auf Singularität durch Konsensfindung zielende 
Wissenschaftsdisziplin aus. Gegenwärtig ist dabei 
vieles strittig, unzulänglich — und allemal hypo­
thetisch. Es ist dies auch und gerade dort, wo 
einige Fachvertreter durch Mitwirkung an Richtli­
nien bzw. Lehrplänen und/oder als Schulbuch­
autoren die Gegenstände politischer Bildung ma­
terialiter, formaliter oder kategorial mit-prägen.
Lödige mag das nicht sehen oder nicht als Gegen­
stand werten. Blindheit kann dafür nicht die Ursa­
che sein. Anders: Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß er die Gegenstandsmangel­
these nur wagt, um damit sich des mit dem Ge­
genständlichen Ausgedrückten und Intendierten 



zu entledigen. So unvollkommen die Gegen- 
Standsbearbeitung ist, bleibt es sein gutes Recht, 
andere Prioritäten zu setzen und den Gegenstand 
anders zu dimensionieren. Hätte er dazu etwas zu 
sagen, würde er es wohl tun. Vielleicht wird aber 
auch nur eine Art Marktlücke künstlich zwecks 
Ausbeutung zu schaffen versucht, weil Substan­
tielles zur Konturierung des längst ausgemachten 
Gegenstands nicht mehr zu erwarten ist. Die Art 
aber, mit der Lödige seine — gelegentlich zwi­
schen den Zeilen aufscheinenden — Vorbehalte 
gegen Gegenstandsbehandlungen als Lamento 
über Gegenstandsmangel kaschiert, ist kontrapro­

duktiv. Sie spielt in die Hände derer, denen Fach­
didaktik der politischen Bildung und die politische 
Bildung selbst ein Dorn im Auge sind und die auf 
alle möglichen, auch fadenscheinigen Gründe nur 
warten, ihnen den Garaus machen zu können. Das 
stört unseren Autor sicher nicht, wo er doch un­
umwunden zu erkennen gibt, daß man auch ohne 
politische Bildung gut durchs Leben kommen 
könne und die Relevanz politischen Lernens für 
das Überleben der Individuen zu bezweifeln sei. 
Arroganz und Zynismus lagen schon immer nahe 
beieinander. Und ihren Gegenstand verfehlten sie 
stets. Bernhard Claußen

Eine Analyse ohne Instrumente

1. Themenstellung

■Gewiß ist dies ein interesseweckender Titel: „Di­
daktik der politischen Bildung: Eine Wissenschaft 
ohne Gegenstand?“ Wer wäre nicht versucht, sich 
aufzumachen auf die „Suche nach dem verlore­
nen Gegenstand" der politischen Didaktik? Frei­
lich: Wenn der Autor stutzig wurde angesichts der 
zitierten Aussage, daß die Fachdidaktik des politi­
schen Unterrichts „keinen speziellen Gegen­
standsbereich wie die Politikwissenschaft“ habe, 
so wird der Didaktiker seinerseits über dieses 
Stutzigwerden stutzig, gehört es doch zu den 
Voraussetzungen seines Faches, daß sich Didaktik 
mit dem sogenannten didaktischen Dreieck Schü­
ler — Sache — Lehrer beschäftigt und mithin sich 
auf eine Beziehung und nicht auf einen Gegen­
stand richtet. Das also ist mit „Tätigkeit“ gemeint: 
das Nachdenken darüber, welcher Art diese Bezie­
hung sein soll und wie sie hergestellt werden 
kann. Jedoch behauptet kein Mensch, wie der Au­
tor meint, daß das Unterrichten ohne Gegenstand 
erfolgen könne; Didaktik aber thematisiert die 
Vermittlung zwischen Gegenstand und Lernen­
den.
Soweit die erforderliche Klarstellung. Dessenunge­
achtet ist die Frage nach der Rolle des Gegenstan­
des in der politischen Didaktik eine legitime Fra­
gestellung, die beim Leser Neugier auf mitteilens­
werte Ergebnisse weckt.

2. Methode

Interessiert wendet man sich der folgenden Dar­
stellung von „Theorien“ der politischen Didaktik 
zu: Hilligen und Sutor, Fischer und Giesecke, 
Schmiederer und Schörken/Gagel als die „alte“, 
Kühr und Claußen als die „junge Garde“. Aber den 
Erwartungen, in den Einzeldarstellungen Antwor­
ten auf die Themenfrage zu finden, wird der Au­
tor nicht gerecht. Sicherlich, er will nur „eher skiz­
zenhaft“ darstellen, kann dies ja auch nicht anders 
angesichts des knappen Raumes. Aber Skizzen 
woraufhin?

Der Titel des Aufsatzes führt den Leser zu Fragen 
wie: Welchen Stellenwert haben die Inhalte — 
welcher Art sind sie in der jeweiligen „Theorie“? 
— oder ist mit „Gegenstand“ noch etwas anderes 
gemeint? Aber derartige Fragen findet man nicht 
und infolgedessen auch keine Antworten, sondern 
geboten wird eine Kurzcharakteristik der jeweili­
gen „Theorie“. Und hier sehe ich einen Bruch zwi­
schen Themenstellung und Einlösung; die anfangs 
geweckten Erwartungen bleiben unerfüllt. Auch 
für sich genommen hinterlassen diese Skizzen ei­
nen zwiespältigen Eindruck. Kennzeichnende Zi­
tate stehen zwischen unbegründeten Wertungen, 
Ungenauigkeiten finden sich, subjektive Meinun­
gen und gedankliche Nachlässigkeiten. Ein Bei­
spiel sei angeführt.
Hilligen, so berichtet der Autor, führe „Begrün­
dungen“ und „Argumente“ an, um seine Optio­
nen zu untermauern. Das erregt Mißfallen. Denn 
wissenschaftlich sei es, so meint der Autor, „Be­
weise“ zu verwenden. Hilligen hingegen ver­
wechsle Wissenschaft mit einem „Besinnungsauf­
satz“, so suggeriert er in Frageform (S. 5). Nur 
weiß der Autor offenbar nicht, daß Begründungen 
und Argumente Teile von „Beweisen“ sind, wie 
man in Handbüchern über Wissenschaftstheorie 
nachlesen kann. Das vernichtend klingende Urteil 
löst sich in Luft auf.

Und dann das Zitieren: Hilligen habe gesagt, daß 
die Unverletzlichkeit der Person „mitunter“, und 
nun zitiert der Autor wörtlich: „gegenüber kollek­
tiven Zielen hintangesetzt (wird)“, und er kom­
mentiert, das sei Anlaß, über diesen Sachverhalt 
nachzudenken, was er bei Hilligen vermißt. Nun 
meint Hilligen keineswegs, daß der Sachverhalt 
„mitunter“ geschehe, sondern bezieht ihn in dem 
Zitat, wenn man es vollständig nachliest, auf fa­
schistische und sozialistische Systeme, was aber 
bei dem Autor unter den Tisch fällt. Berücksichtigt 
man das Zitat vollständig, dann ist das darauffol­
gende Zitat von E. Bloch kein „eskamotieren“, wie 
der Autor moniert, sondern ein Beleg für die in­



nermarxistische Kritik. Nichts mehr und nichts we­
niger. Vielleicht ist das keine bewußte Verdre­
hung, dann sollte der Autor aber seinen Zettelka­
sten besser organisieren.

Das Beispiel veranschaulicht die Arbeitsweise. Der 
Autor hütet sich, zu argumentieren oder zu be­
gründen, denn das wäre ja Besinnungsaufsatz und 
seiner nicht würdig. Folglich werden subjektive 
Meinungen an Zitate geknüpft, Behauptungen 
werden aufgestellt, Stimmung wird erzeugt. 
Wenn Sutor sagt, der Mensch „suche“ den Sinn 
des Daseins, so hat jeder das Recht, damit nicht 
einverstanden zu sein, indem er Gründe anführt; 
aber unterschwellig dadurch zu diskreditieren, 
daß der Autor bekennt, er werde dabei „stutzig“ 
(S. 6), ist nicht redlich. Rhetorische Fragen, die 
Zweifel ausdrücken, nennt der Autor „Interpreta­
tion“ (S. 6), ich nenne sie Stimmungsmache. Ein 
Zitat von Sutor, in dem dieser „die Frage nach den 
sozialen Strukturen und nach sozialstrukturellen 
Bedingungen gegenwärtiger Probleme und Kon­
flikte“ stellt, kommentiert der Autor: „Und genau 
eine solche Analyse scheint mir bei Sutor“ zu feh­
len (S. 7), eine unbelegte Behauptung. Wider­
sprüchlich sei der Begriff des Naturrechts, weil es 
in der Natur kein Recht, sondern nur Gesetze 
gebe (S. 8) — eine Verwechslung von philosophi­
schem mit biologischem Naturbegriff. Da fehlt es 
nach Meinung des Autors jemandem an Logik 
(S. 8), anderen wieder an Kenntnis der Kritischen 
Theorie (S. 9). „Möglichkeit“ und „Wirklichkeit“ 
seien „völlig disparate Bereiche“ und nicht „kom­
patibel“ — ein Indiz für Schmiederers Theorie­
schwäche (S. 11): Woher weiß der Autor dieses so 
genau? Dabei handelt es sich bei diesen Wörtern 
um die in der Philosophie gebräuchlichen „Modal­
begriffe“, die als solche logisch und ontologisch 
aufeinander bezogen sind. Mit wem der Autor 
nicht einverstanden ist, der hat keinen „Begriff 
von Politik“, sondern nur einen „Politik-Begriff“ 
(S. 14), was immer das bedeuten mag. Und ein kri­
tischer Politikdidaktiker avanciert zum „Kyberneti- 
kus“, weil er das Wort „System“ verwendet 
(S.15).

3. Ergebnis

Mit der Validität der Einzelanalysen ist es ange­
sichts des geschilderten methodischen Vorgehens 
nicht weit her. Antworten auf die Ausgangsfrage 
werden dort nicht gegeben. Etwas mehr steht in 
der Zusammenfassung (S. 15ff.), die Feststellun­
gen enthält wie: Hilligen übergehe „mit seinen 
Argumenten die Frage nach den inhaltlichen Be­
stimmungen der Gesellschaft“ (S. 15), obwohl 

dessen Optionen als normative und die Katego­
rien als strukturelle Bestimmungen verstanden 
werden müssen. Sutor gehe „inhaltlichen Pro­
blemen dieser Gesellschaft“ nicht nach (S. 16): Da­
bei enthält fast die Hälfte des Bandes II seiner 
Didaktik eine inhaltliche Entfaltung von Themen­
kreisen. Schmiederer trete dem Subjekt mit „in­
haltlichen Bestimmungen" nicht zu nahe (S. 16): 
Aber den Inhaltskatalog in Schmiederers Didaktik 
hat der Autor nicht berücksichtigt. Bei anderen 
hebt er deren Ziele hervor — kein Bezug auf die 
Themafrage.

Die „inhaltlichen Bestimmungen“: Sie scheinen 
dem Autor wichtig zu sein, denn sie kehren als 
eine Art Kriterium häufiger wieder. Aber was heißt 
das? Meint er „Determination“, „Prädestination“? 
Sind es „Bestimmtheiten“ von Gegenständen, also 
Eigenschaften, oder ist es die „Bestimmung des 
Unbestimmten“ durch die Form, also die Konstitu­
ierung von Gegenständen überhaupt, oder sind es 
gar „objektiv bestimmte Gegenstände“? Schön 
wäre es, wenn der Autor „Roß und Reiter“ ge­
nannt hätte, wie er es von anderen verlangt, also 
wie er sich die Explikation des Inhaltsproblems 
(oder ist es ein Gegenstandsproblem?) vorstellt. 
Eine Analyse von Texten setzt voraus, daß das die 
Interpretation leitende Vorverständnis offenge­
legt wird, sonst ist eine wissenschaftliche Kommu­
nikation nicht möglich.
Am Schluß kommt dann die Überraschung: Nur 
der „jungen Garde“ sei der Gegenstand verloren 
gegangen; den älteren Didaktikern wird hingegen 
zugestanden, es sei ihnen „noch irgendwie um 
die inhaltliche Substanz ihres Gegenstandes“ ge­
gangen (S. 16): Inhalt, Substanz, Gegenstand — 
zweimal sattelt der Autor zum Lobe der älteren 
drauf, deren Inhaltslosigkeit und Formalismus er 
vorher nachhaltig beklagt hatte. Für den Leser 
allerdings bleibt unerfindlich, wie der Autor jetzt 
zu diesem Urteil kommt.
Ein Ergebnis kann ich nicht feststellen, das den 
Aufwand dieser 16 Druckseiten rechtfertigen wür­
de; erst muß das wissenschaftliche Kleingeld ge­
zählt werden, ehe man es in große Scheine um­
wechselt. Der Vorwurf, die politische Didaktik sei 
eine „instrumentelle Wissenschaft“ geworden, ist 
der letzte Satz dieses Aufsatzes (S. 18). Für mich 
hat dies einen positiven Sinn. Didaktik liefert die 
Instrumente für ein kontrolliertes Nachdenken 
über Was und Wie des politischen Lernens an 
Gegenständen. Derartige Instrumente hätte man 
auch dem Autor gewünscht. Er hingegen versucht 
sich an einem Analysieren ohne Instrumente.

Walter Cage!



Kritik ohne Methode

Im wissenschaftlichen Diskurs gibt es durchaus die 
Möglichkeit, daß der Kritiker den Kritisierten bes­
ser versteht, als dieser sich selbst verstanden hat, 
daß unter kritischer Beleuchtung Leistungen und 
Defizite eines Werkes klarer hervortreten als in 
dessen Selbstdarstellung. Voraussetzung dieser 
Leistung von Kritik ist allerdings das eindringende 
Verstehen. Daran muß hier deshalb einleitend er­
innert werden, weil Hartwig Lödige mit seinem 
Beitrag schon im Titel den Anspruch erhebt, die 
Didaktik der politischen Bildung besser verstan­
den zu haben als diese sich selbst. Gespannt gibt 
man sich an die Lektüre und hofft, einen neuen 
Aspekt zur Weiterführung der Fachdiskussion zu 
entdecken. Statt dessen wird man Zeuge eines 
Rundumschlages, der nichts geringeres bean­
sprucht, als das Fach zu erledigen: Die politische 
Didaktik ist eine „instrumentelle Wissenschaft“ 
geworden, weil sie das „Zentrum der Wissen­
schaft“, nämlich die Regeln der Logik und die 
Konzentration auf den Gegenstand, durch den po­
litischen Standpunkt des Denkers ersetzt (S. 18). 
Beweis: Der Pluralismus der Positionen in politi­
scher Pädagogik, der aus dem Pluralismus der Be­
zugswissenschaften resultiere — wobei hier auf 
einmal Pluralismus nur Mehrzahl heißt! — und aus 
dem Pluralismus der Staatsbürgerideale.
Ein Phänomen, das kompetenten Teilnehmern der 
Diskussion seit 30 Jahren geläufig ist — das die 
Didaktik politischer Bildung übrigens mit ihren 
Nachbardisziplinen gemeinsam hat, nämlich der 
Pluralismus von Positionen —, wird hier zum To­
tenschein der Disziplin erklärt. Der Beweis könnte, 
zwar nicht für eine theoretisch denkbare, aber 
immerhin für die faktisch bei uns betriebene poli­
tische Didaktik versuchsweise geführt werden, 
wenn man nachweisen würde, daß „der politische 
Standpunkt des Denkers“ oder der Pluralismus der 
Positionen Didaktik daran hindere, methodisch 
transparente und konsistente Aussagen zu ma­
chen über Ziele, Inhalte und Methoden politischer 
Bildung. Aber gerade diese Frage blendet Lödige 
aus, sie scheint ihn gar nicht zu interessieren. Was 
er „beweisen“ möchte, steht vorher fest.
Ich habe nicht die Absicht, mich im inhaltlichen 
Detail mit Lödige auseinanderzusetzen. Es lohnt 
nicht. Worauf es mir hier ankommt, ist die Mach­
art seines Aufsatzes. Er stellt eine Kritik dar, die 
den Standards wissenschaftlicher Methode nicht 
genügt. Diese Behauptung möchte ich an drei 
Punkten exemplarisch beweisen.

1. Was heißt „Gegenstand“: Material- oder 
Formalobjekt?

Es ist schon erstaunlich, in einem Aufsatz dieses 
Titels und dieser Absicht nirgends den Versuch 
einer Definition von „Gegenstand“ zu finden. Was 

soll es denn heißen zu sagen, Wissenschaft kon­
zentriere sich auf Gegenstände? Und wieso soll 
die politische Didaktik, sofern sie sich mit Fragen 
der politischen Bildung befaßt, eines Gegen­
standsbereichs entbehren? Der Leser wird dazu 
mit einem mißverständlichen Zitat von Walter Ga­
gel abgespeist (S. 3); später heißt es dann noch, 
die vielen Bezugswissenschaften der Didaktik hät­
ten auch den Gegenstand des politischen Unter­
richts, nämlich Politik und Gesellschaft, zum Ge­
genstand (S. 17). Viele Nachbar- oder Bezugswis­
senschaften zu haben, ist allerdings eine Eigenart 
nicht nur der politischen Didaktik, sondern aller 
Sozialwissenschaften.
Es gehört zum kleinen Einmaleins wissenschafts­
theoretischer Reflexion, zwischen Material- und 
Formalobjekt zu unterscheiden. Ich habe den Ein­
druck, Lödige meint, wenn er von Gegenstand 
redet, immer nur das Materialobjekt, die Sache in 
ihrer Inhaltlichkeit, der sich Wissenschaften in je 
eigener Weise zuwenden. Aber auf eben diese je 
eigene Weise kommt es an, wenn man Wissen­
schaften sinnvoll unterscheiden und einander zu­
ordnen will. Eine Wissenschaft unterscheidet sich 
von ihren Nachbardisziplinen nicht dadurch, daß 
sie inhaltlich einen anderen, einen spezifischen 
Gegenstand hätte, vielmehr dadurch, daß sie Ge­
genstände unter einem bestimmten Hinblick, un­
ter einem spezifischen Aspekt betrachtet. Das 
Formalobjekt konstituiert eine Wissenschaft als 
eine bestimmte und unterscheidbar von ande­
ren.
Bekanntlich kann eine Wissenschaft materialiter 
sehr unterschiedliche Gegenstände untersuchen. 
Die Geschichtswissenschaft kann alles Vergange­
ne, zu dem sie einen methodisch gesicherten Zu­
gang findet, zum Gegenstand ihrer Untersuchung 
machen, von technischen Geräten über Haus- und 
Siedlungsformen, über soziale Strukturen und po­
litische Ordnungen bis hin zu Sinndeutungen in 
Kunst, Religion und Philosophie. Andererseits 
kann der materialiter gleiche Gegenstand zum 
Objekt unterschiedlicher Wissenschaften werden, 
insofern ihn jede dieser Wissenschaften unter ih­
rem spezifischen Aspekt betrachtet. Der Mensch 
ist u. a. Gegenstand der Biologie und der Medizin, 
der Soziologie und der Psychologie, der Ge­
schichte und der Politikwissenschaft, aber jeweils 
in diesen Wissenschaften unter einem spezifi­
schen Fragehorizont, der die jeweilige Wissen­
schaft konstituiert und von den anderen ab­
grenzt.
Für das Begreifen und Betreiben politischer Didak­
tik als einer eigenständigen Wissenschaft macht 
es also gar keine Schwierigkeit, wenn sie ihre Ge­
genstände materialiter mit anderen Wissenschaf­
ten gemeinsam hat, mit der Soziologie, mit der 



Politikwissenschaft usw. Daß sich daraus prakti­
sche Schwierigkeiten sowohl für den Didaktiker 
als auch besonders für den Lehrer ergeben, liegt 
auf einer anderen Ebene. Aber auch die Notwen­
digkeit der Reduktion von Komplexität, die Lödige 
in diesem Zusammenhang nennt, gibt es nicht nur 
in der Didaktik.
Das Formalobjekt politischer Didaktik, der die Ein­
heit ihrer heterogenen Gegenstände konstitu­
ierende Aspekt, ist die Frage nach der Bedeutsam­
keit für politische Bildung. Hier freilich liegt ein 
wissenschaftstheoretisches Grundproblem, dem 
sich Lödige mit Scharfsinn hätte zuwenden kön­
nen, statt der politischen Didaktik daraus einen 
Strick zu drehen. Denn auch dieses Problem hat 
sie mit ihren Nachbarwissenschaften gemeinsam: 
Wenn ich etwas über die Bedeutung zum Beispiel 
von Ergebnissen der Sozialisationsforschung oder 
der Entwicklungspsychologie, der Ökonomie, der 
Soziologie oder der Politikwissenschaft für politi­
sche Bildung sagen will, wenn ich mit Hilfe solcher 
Überlegungen die vorfindbare Praxis politischer 
Bildung verbessern, ihre Ziele besser begründen, 
ihre Inhalte präzisieren, ihre Methoden plausibler 
machen will, dann muß ich einen Vorbegriff von 
politischer Bildung haben, und dies heißt, einen 
Vorbegriff zu haben sowohl von Politik als auch 
von Bildung.
Wir bewegen uns hier in einem unvermeidbaren 
Zirkel, in welchem auch die von Lödige strapazier­
ten positionsbedingten Vorentscheidungen und 
Werturteile eine Rolle spielen. Aber ebenso wie 
die Wissenschaft von politischer Bildung einen 
Vorbegriff eben von politischer Bildung braucht, 
so braucht Politikwissenschaft einen Vorbegriff 
von Politik, Soziologie einen solchen von Gesell­
schaft, Geschichtswissenschaft einen solchen von 
Geschichte. Ich vermag nicht zu sehen, wie dieser 
wissenschaftstheoretische Zirkel die einzelne Wis­
senschaft selbst unmöglich machen soll. Es sei 
denn, man ersetzt die Beobachtung und Erörte­
rung der Sache durch ein endloses Kreisen in die­
sem Zirkel. Dafür gibt es gewiß abschreckende 
Beispiele wiederum nicht nur in der politischen 
Didaktik, sondern auch in Soziologie, Politik- und 
Geschichtswissenschaft.
Die Detailkritik an Konzepten politischer Bildung 
könnte viel Theorielastigkeit und Mangel an Pra­
xisbezug anprangern, aber darum scheint es Lö­
dige gar nicht zu gehen. Vielmehr blendet er die 
Frage nach Praxisbezug und praktischer Bedeu­
tung einzelner Konzepte politischer Bildung, die 
übrigens auch an zahlreich vorliegenden Lehrbü­
chern der Autoren zu untersuchen wäre, geradezu 
aus. Damit bin ich beim zweiten Punkt meiner Kri­
tik.
2. Interpretation oder Zitatencollage?

Jedes Zitat wird aus seinem Zusammenhang her­
ausgelöst und vom Zitierenden in einen neuen 

Zusammenhang eingefügt. Das ist unvermeidlich, 
und deshalb kann man daraus niemandem einen 
Vorwurf machen. Was man aber verlangen kann, 
verlangen muß, ist das Bemühen des Zitierenden, 
das Zitat aus dem Kontext heraus zu verstehen 
und zu interpretieren, dem es entnommen ist. 
Dies ist jedoch bei Lödige schon aus Gründen des 
Raumes und der Quantität nicht möglich. Sein 
Aufsatz enthält ca. 100 Zitate, was ans Absurde 
grenzt. Auf diese Weise kann nur eine Zitatencol­
lage entstehen. Wozu das führt, will ich nur an 
zwei Zitaten zeigen, die Lödige meinen Veröffent­
lichungen entnimmt.
Lödige schreibt in seiner Einleitung: „Das Spek­
trum der Ideale vom Staatsbürger reicht von Posi­
tionen, die sich am sogenannten realen Sozialis­
mus delektieren, bis hin zu Positionen, die der 
Auffassung sind, politische Bildung solle ,zu sinn­
vernehmendem Denken führen’." Zu diesem Satz 
gehören zwei Anmerkungen, von denen die erste 
auf Veröffentlichungen von Wolfgang Christian 
und von Jürgen Belgrad hinweist, während die 
zweite den Fundort des aus meiner Didaktik zi­
tierten Halbsatzes nennt und daran anschließt: 
„Sutor hat seine Position inzwischen gründlich re­
vidiert: vgl. ders., Neue Grundlegung politischer 
Bildung, 2 Bde., Paderborn 1984, hier insbeson­
dere ebd., Bd.l, S. 67, 129 ff., 136 ff."
Zunächst einmal erweckt Lödige beim Leser mit 
seiner zweiten Anmerkung den Eindruck, in der 
Neubearbeitung meiner Didaktik von 1984 stehe 
etwas ganz anderes, als was der von ihm zitierte 
Halbsatz aus meiner früheren Veröffentlichung 
meint. Was in diesem Zusammenhang der Hin­
weis auf drei Stellen in meiner Neubearbeitung 
soll, bleibt sein Geheimnis.
Ferner scheint Lödige, da er von einem Spektrum 
der Ideale vom Staatsbürger spricht, bei mir eine 
äußerste Gegenposition vertreten zu sehen ge­
genüber Autoren, die „sozialistische“ Positionen 
einnehmen. Darüber wäre differenzierter zu re­
den, wobei vor allem beachtet werden müßte, 
daß wer etwas gegen Sozialismus hat, damit noch 
nicht in einer anderen Ecke steht. Aber der von 
Lödige aus meiner früheren Didaktik zitierte Halb­
satz hat mit dieser Frage gar nichts zu tun; er 
bleibt jedoch, aus seinem Kontext herausgelöst, 
völlig unverständlich. Es geht in dem Abschnitt, in 
dem er steht, um das Verhältnis von Einsicht und 
Gewissen, also von Erkenntnisgewinnung und 
Werturteil. Die Passage am Schluß des Abschnit­
tes lautet bei mir:
„Politische Bildung ist mehr als Kunde, Wissens- 
und Kenntniserwerb, mehr als die Betätigung der 
intellektuellen Funktion des Denkens am Gegen- _ 
stand Politik: sie soll zu sinnvernehmendem Den­
ken führen, zu Einsichten in den Anspruchs- und 
Aufgabencharakter des Politischen, sie soll aber 
gegen alle Formen der Gesinnungs- und Willens­
pädagogik die Grundhaltung der Sachlichkeit, den 



Vorrang des Denkens bewahren“ (Didaktik des po­
litischen Unterrichts, Paderborn 19732, S. 264).

Daß ich diese Position inzwischen keineswegs 
„gründlich revidiert" habe, wie Lödige behauptet, 
möge ein einziges Zitat aus der Neubearbeitung 
zeigen, wo Rationalität als „praktischer Begriff“ 
erläutert wird: „Es geht also um einen Begriff von 
Rationalität, der die mit den Methoden einzelner 
Wissenschaften gesicherten Verstandeserkennt­
nisse, perspektivischen Erklärungsmodelle und 
Theorien nicht verwirft, aber sie auf die Leitideen 
politischen Handelns hin (Freiheit, Gerechtigkeit, 
Frieden) transzendiert. Vernunft bezieht die Ein­
zelerkenntnisse des Verstandes und die modell­
haften Erklärungsversuche einzelner Wissenschaf­
ten auf allgemeine und wertorientierte Grundein­
sichten: sie stellt also die Frage nach Sinn und Sol­
len, und zwar in konkreten Situationen. Praktische 
Philosophie verbindet wissenschaftliche Rationali­
tät mit sittlichem Engagement“ (Neue Grundle­
gung politischer Bildung, Bd. II, Paderborn 1984, 
S.51).
An einer weiteren Passage aus Lödiges Aufsatz sei 
gezeigt, wie sehr er kontrollierte Interpretation 
durch willkürliche Behauptungen ersetzt. So 
schreibt er: „An der seines Erachtens unaufhebba­
ren Dialektik von Utopie und Realität macht Sutor 
deutlich, daß die belastende Spannung von Indivi­
dualität und Sozialität unaufhebbar ist. Der Ge­
danke, ob solche Belastungen nicht abgeschafft 
werden sollten, ist Sutor einigermaßen fremd. In­
haltlichen Problemen dieser Gesellschaft, die ihm 
durchaus geläufig sind, geht er nicht weiter nach: 
dialektische Anthropologie“ (S. 16).
Diese „Interpretation“ enthält zwei widerlegbare 
Behauptungen. Der Gedanke, ob die aus der Span­
nung von Individualität und Sozialität stammen­
den Belastungen nicht abgeschafft werden soll­
ten, ist mir durchaus nicht fremd. Geht es doch im 
ganzen ersten Band meiner Neubearbeitung, in 
der die „Dialektik“ politischer Anthropologie ent­
faltet wird, um die Begründung der Aussage, daß 
bei allem notwendigen und wünschenswerten Be­
mühen um Milderung dieser Spannung, um Ver­
besserung von Verhältnissen eine anthropolo­
gisch-strukturell vorgegebene Grenze bleibe. Das 
Bemühen um freiere, gerechtere, friedlichere Ver­
hältnisse wird nie an ein Ende gelangen und ge­
rade deshalb immer nötig bleiben. Über diese 
These und Grundposition kann man ja durchaus 
streiten, und ich hätte gar nichts dagegen, wenn 
Lödige dies täte. Statt dessen jedoch mir zu 
unterstellen, ich sähe die Frage nicht, ist nicht 
seriös.
Noch erstaunlicher finde ich die Behauptung Lödi­
ges, ich ginge den Problemen unserer Gesellschaft 
nicht weiter nach, interessierte mich also gleich­
sam nur für die politisch-anthropologischen 
Grundfragen. Ich frage mich, wie weit Lödige bei 

mir gelesen hat. Ich erspare mir Einzelhinweise 
darauf, was alles an Problemen unserer heutigen 
Gesellschaft bereits in meiner Entfaltung der „Dia­
lektik“ philosophisch-politischer Anthropologie in 
Band I enthalten ist, z. B. über Pluralismus- und 
Konsens-Problematik, über das Verständnis von 
Demokratie und Verfassungsstaat, über Partizipa­
tion, über Freiheit und Gleichheit sowie Grund­
rechtsverständnis. Den Band II scheint Lödige gar 
nicht in die Hand genommen zu haben. Dort sind 
im ersten Hauptteil im Zusammenhang mit der 
Zieldiskussion die Fragen der Sozialisationsfor­
schung und der Curriculum-Diskussion verarbei­
tet, während der zweite Hauptteil die Aufgaben­
felder politischer Bildung inhaltlich in relativer 
Breite entfaltet, vom sozialen Umfeld des Schülers 
über die Probleme der Massenmedien und der 
politischen Meinungs- und Willensbildung, über 
die Fragen des Regierungssystems, der Wirt­
schafts- und Gesellschaftspolitik bis hin zu den 
Hauptproblemen internationaler Beziehungen.

Meine Didaktik ist, soweit ich sehe, die einzige, 
die sich die Mühe macht, das theoretisch Entwik- 
kelte systematisch mit unseren heutigen Pro­
blemen in Beziehung zu setzen und damit für 
politische Bildung praktikabel zu machen. Wenn 
Lödige nicht überzeugt, was ich dort entwickele, 
dann möge er das sagen und Gründe dafür bei­
bringen. Diesen Versuch durch diffamierende Be­
hauptungen zu ersetzen, hat mit wissenschaftli­
cher Diskussion nichts zu tun.

3. Verstehen oder Verdrehen?

Die Höchstleistung seiner Verdrehungskünste er­
reicht Lödige im Schlußteil seines Aufsatzes, wo er 
mir unterstellt, ich hätte ein Verbot gegen die kri­
tische Theorie ausgesprochen. Lödiges Text legt 
die Vermutung nahe, daß er weiß was er tut. Er 
sieht durchaus, daß es an dieser Stelle, die er aus 
meiner „Neuen Grundlegung“ zitiert, um die 
Frage geht, ob und unter welchen Bedingungen 
die unterschiedlichen wissenschaftstheoretischen 
Positionen heutiger Sozialwissenschaften für die 
Praxis politischer Bildung miteinander vereinbar 
sind. Aber er dekretiert schlichtweg, „in Wahr­
heit“ gehe es „wohl kaum“ um diese Komplemen­
tarität (S. 17). Dann zitiert er aus meinen Darle­
gungen folgenden Satz: „Der historisch-dialekti­
sche Ansatz darf nicht beanspruchen, die Totalität 
der Gesellschaft in ihrer geschichtlichen Entwick­
lung erklären zu können, so daß Geschichtsphilo­
sophie an die Stelle situationsbezogener verant­
wortlicher Reflexion politischer Praxis treten wür­
de.“ Was dann folgt, verstehe, wer will: „An die­
sem Satz des Systematikers Bernhard Sutor läßt 
sich die Logik der politischen Pädagogik komplett 
entschlüsseln“ (a. a. 0.). Meine Fachkollegen wer­
den sich bedanken, mit Hilfe eines aus seinem 
Kontext herausgelösten Satzes eines ihrer Kolle-



gen die Logik ihrer politischen Pädagogik ent­
schlüsselt zu bekommen.
Den „Schlüssel“ liefert für Lödige das Wörtchen 
„darf“. Mit großem Scharfsinn und unter Beizie­
hung einer linguistischen Autorität „beweist“ Lö­
dige, hier werde ein Verbot darüber formuliert, 
was eine wissenschaftliche Theorie dürfe und was 
nicht; dieses Verbot gründe zudem auf einer fal­
schen Behauptung, denn seines Wissens habe 
kein kritischer Theoretiker je behauptet, die Ge­
schichte in ihrer Totalität erklären zu können. Ne­
benbei bemerkt: daß bei mir von der Totalität der 
Gesellschaft, nicht der Geschichte, die Rede ist, 
hat Lödige inzwischen trotz allen Scharfsinns 
übersehen.
Ich zitiere im folgenden der Einfachheit halber die 
gesamte Passage, aus der Lödige den einen Satz 
über kritische Theorie herausgelöst hat. Der Leser 
mag sich dann selbst ein Urteil darüber bilden, ob 
hier Bedingungen für die komplementäre Berück­
sichtigung unterschiedlicher Theorieansätze in 
der Praxis politischer Bildung formuliert werden 
oder ob Verbote ausgesprochen werden, die ja 
dann, wohlgemerkt, nicht nur für die kritische 
Theorie, sondern für alle vier genannten Ansätze 
gelten würden. Der letzte Absatz des folgenden 
Zitates weist übrigens nachdrücklich darauf hin, 
daß auch für die Praxis politikwissenschaftlicher 
Forschung die theoretischen Positionen heute 
eine sehr eingeschränkte Bedeutung haben. Ich 
bin deshalb weit davon entfernt, sie so wichtig zu 
nehmen, wie Lödige mir unterstellt. Der gesamte 
Abschnitt lautet bei mir (Neue Grundlegung poli­
tischer Bildung, Bd. I, Paderborn 1984, S. 54):
„Fachdidaktik kommt nicht aus ohne theoretische 
Fundierung und Orientierung. Will sie aber Hilfe 
sein für die Praxis politischer Bildung an öffentli­
chen Schulen, die auf Pluralität verpflichtet sind, 
dann muß sie zugleich eine zu enge und insbe­
sondere eine einseitige theoretische Festlegung 
vermeiden. Meine aus der bisherigen Erörterung 
zu folgernde These lautet nun: Die Orientierung 
an der Tradition und dem Konzept Praktischer 
Philosophie ermöglicht der Didaktik des Politikun­
terrichts bei einer gewissen Nähe zur praktisch- 
normativen Theorie der Politikwissenschaft zu­
gleich die komplementäre Berücksichtigung der 
Ansätze, Methoden und Ergebnisse anderer Theo­
riekonzepte, sofern diese ihren Ansatz nicht ver­
absolutieren. Für die vier dargestellen Theoriekon­
zepte sei das noch einmal kurz umrissen, damit 
deutlich wird, daß es nicht um falsche Harmoni­
sierung geht, sondern um Komplementarität in 
einem weiten philosophischen Horizont.
Der empirisch-analytische Ansatz darf nicht positi­
vistisch eingeengt werden unter dem Anspruch, 
mit seiner Methode werde die soziale Wirklichkeit 
schlechthin erfaßt, die Wert- und Entscheidungs­
fragen könnten auf diese Weise eliminiert wer­

den, so daß Politik sich auf Sozialtechnik redu­
ziert. Die führenden Theoretiker des Kritischen 
Rationalismus sind, wie wir gesehen haben, von 
diesem überzogenen Anspruch weit entfernt.
Die Systemtheoretiker dürfen ihre Bilder und Mo­
delle vom Ganzen der Gesellschaft und von deren 
Subsystemen nicht mit dem Ganzen der Realität 
gleichsetzen. Sie müssen sich offenhalten für die 
aus dem Interesse an der Würde des Menschen 
entspringenden systemkritischen Fragen. Bei aller 
Rede von funktional-strukturellen Prozessen und 
ähnlichem sollte Raum bleiben für die Frage nach 
dem intentionalen Sinn, der sich in sozialen Struk­
turen und Institutionen verobjektiviert hat.
Der historisch-dialektische Ansatz darf nicht bean­
spruchen, die Totalität der Gesellschaft in ihrer 
geschichtlichen Entwicklung erklären zu können, 
so daß Geschichtsphilosophie an die Stelle situati­
onsbezogener verantwortlicher Reflexion politi­
scher Praxis treten würde. Dabei ist nicht zu be­
streiten, daß die Vorstellung von einer Ganzheit 
der Gesellschaft und der Geschichte als Denkhori­
zont notwendig ist. Aber die Anhänger der Kriti­
schen Theorie sollten einräumen, daß es mehr als 
eine kritische Theorie der Gesellschaft geben 
kann; und sie sollten ihr Emanzipationspostulat 
der Kontrolle durch andere Theorieansätze unter­
werfen.
Der praktisch-normative Ansatz darf nicht vergrö­
bert werden zur Identifizierung von Norm und 
Realität. Er muß sein kritisches Potential dadurch 
entfalten, daß er die soziale und politische Wirk­
lichkeit am Anspruch ihrer eigenen Sinn-Normen 
mißt und so Defizite aufdeckt. Dazu kann ihm die 
ergänzende Einbeziehung der anderen Theorie­
konzepte, insbesondere der Kritischen Theorie 
helfen.
Politische Bildung sollte sich also nicht auf eine 
spezialistische Richtung von Sozialwissenschaft 
und auf einen einzigen Theorieansatz gründen. 
Sie muß Gesellschaft und Politik vielmehr so zu 
fassen versuchen, daß im Unterricht sowohl die 
empirisch orientierte Analyse sozialer Wirklichkeit 
und die kausale Erklärung sozialen Verhaltens der 
Menschen als auch die argumentative Erörterung 
politischer Möglichkeiten und die kommunikative 
Begründung von ethischen Normen politischen 
Entscheidens möglich bleibt. Im Blick auf die 
heute sehr stark differenzierte und spezialisierte 
sozial- und politikwissenschaftliche Forschung er­
gibt sich im übrigen der Gesamteindruck, daß die 
Theoriekonzepte ohnedies meist gleichsam quer 
zur Realität der Forschung stehen. Die selbstkriti­
schen Wissenschaftler bedienen sich unterschied­
licher Methoden in Kenntnis ihrer Relativität und 
der Notwendigkeit ihrer gegenseitigen Ergän­
zung.“
Ob im übrigen meine Interpretation kritischer 
Theorie in meiner „Neuen Grundlegung politi­



scher Bildung“ zutreffend ist oder nicht, überlasse 
ich gern dem Urteil von Fachleuten. Ganz unbe­
zweifelbar jedenfalls scheint mir die Aussage, daß 
kritische Theorie der Gesellschaft, wie sie etwa 
von Adorno und Horkheimer begründet, von an­
deren weitergeführt wurde, ohne die Kategorien 
gesellschaftlicher Totalität und Dialektik von Ein­
zelnem und Ganzem nicht vorstellbar ist. Dabei ist 
Totalität der Gesellschaft für die Praxis der von kri­
tischer Theorie intendierten Sozialforschung mehr 
als ein notwendiger Denkhorizont, nämlich Erklä­
rungsgrund für das Soziale im einzelnen und in 
seiner geschichtlichen Entwicklung (vgl. etwa Th. 
W. Adorno in: Positivismusstreit in der deutschen 
Soziologie, Darmstadt 19722, S. 85 und S. 127).

Lödige wird wohl aus seiner Kenntnis der politik­
didaktischen Literatur nicht bestreiten wollen, 
daß es dort in manchen Varianten die kurzschlüs­
sige Auslegung des Gedankens der Totalität der 
Gesellschaft gegeben hat und gibt, so als wüßten 
wir soziologisch über die antagonistische Klassen­
struktur dieser Gesellschaft ebenso Bescheid wie 
über die damit begründbare Notwendigkeit eines 
emanzipatorischen Prozesses hin zu der dann erst 
wahr werdenden Demokratie. Deshalb ist es wohl 
auch erlaubt, ja notwendig, vor solcher Verabsolu­
tierung eines sozialphilosophischen Gedankens, 
vor seiner Umwandlung in eine wissenschaftliche 
Aussage zu warnen.
Wie wenig jedoch Lödige meine Intentionen ge­
genüber der kritischen Theorie und meine Ein­
schätzung ihrer Bedeutung begriffen hat, mag ein 
letztes Zitat aus meiner „Neuen Grundlegung“ be­
legen, in welchem ausdrücklich vom Korrelations­
verhältnis von normativ-praktischer und kritischer 
Gesellschaftstheorie und von der Bedeutung die­
ses Verhältnisses für politische Bildung die Rede 
ist (Neue Grundlegung politischer Bildung, Bd. I, 
Paderborn 1984, S. 38 f.):

„Praktische Philosophie und kritische Gesell­
schaftstheorie können sich beide nur unter Prä­
missen entfalten, die Gegenstand der Reflexion in 
philosophischer Anthropologie werden. Diese ver­

sucht, die Strukturmomente zu erfassen, die kon­
stitutiv sind für Praxis: menschliches Handeln als 
intentionales Handeln mit Entwurfs- und Aufga­
bencharakter, eingebunden in eine geschichtlich- 
soziale Lebenswelt, die ihrerseits als Ergebnis vor­
ausgegangener Praxis sinnbestimmte Welt ist, 
Verobjektivierungen gemeinten Sinnes enthält; 
menschliches Handeln in seiner Bezogenheit auf 
einen Sinnentwurf vom Menschen, wie immer die­
ser unterschiedlich im Laufe unserer Geschichte 
gedacht, formuliert, sozial ausgeprägt, verletzt 
und mißachtet wurde...
Es geht nicht darum, politische und politikdidakti­
sche Fragen präskriptiv vorzuentscheiden, son­
dern gerade umgekehrt darum, begrifflich den 
weitesten Horizont zu gewinnen, innerhalb des­
sen sich die beiden spezifischen Weisen menschli­
cher Praxis, die wir als Politik und als Bildung/ 
Erziehung unterscheiden und hier einander zuzu­
ordnen haben, bewegen und verstehbar gemacht 
werden können. Es geht nicht um die Alternative 
affirmativer oder kritischer politischer Bildung, 
sondern darum, einen Ansatz zu gewinnen, von 
dem aus das Verhältnis von Zustimmung und Kri­
tik für die Prüfung jeweils konkreter Verhältnisse 
und Fragen offengehalten werden kann. Es geht 
nicht um die Alternative von Pluralismus und Mo­
nismus im wissenschaftstheoretischen und politi­
schen Verständnis, sondern darum, unseren Plura­
lismus praktisch-normativ aus der Tradition euro­
päischen Denkens zugleich mit seinen unentbehr­
lichen Konsenselementen zu begründen. Es geht 
schließlich nicht darum, Letztbegründungen ge­
gen die Idee der kritischen gegenseitigen Prüfung 
kontroverser Aussagen auszuspielen, sondern dar­
um, die in jeder kritischen Prüfung notwendige 
Suche nach Gründen, ohne die pures Behaupten 
an die Stelle des Prüfens tritt, als die mit dem 
menschlichen Zusammenleben gestellte und un­
abschließbare Aufgabe darzustellen. Kritiker, die 
diesen Versuch für sachlich oder begrifflich miß­
lungen halten, sollten mir dennoch diese Inten­
tion abnehmen, statt mir eine ganz andere zu 
unterstellen.“ Bernhard Sutor

Kritik ohne Methode?

Worum geht es? Bernhard Claußen, Walter Gagel 
und Bernhard Sutor wehren sich nicht ohne Vehe­
menz gegen Inhalt und Form meines Aufsatzes 
„Die Didaktik der politischen Bildung: Eine Wis­
senschaft ohne Gegenstand?“1 ). Zu einer Replik 
aufgefordert, darf ich hiermit Stellung beziehen, 
ohne einen Stellungskrieg provozieren zu wollen, 
im Gegenteil: Ziel dieser Replik ist es, diskursive 
Möglichkeiten zu eröffnen.

1) Hartwig Lödige, Die Didaktik der politischen Bildung: 
Eine Wissenschaft ohne Gegenstand?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 50/1985, S. 3 ff.

2) Bernhard Claußen, Kritik ohne Substanz, S. 28.
3) Walter Gagel, Eine Analyse ohne Instrumente, S. 29.
4) Bernhard Sutor, Kritik ohne Methode, S. 30.

Bernhard Claußen meint, ich spiele „in die Hände 
derer, denen die Fachdidaktik der politischen Bil­
dung und die politische Bildung selbst ein Dorn 
im Auge sind .. ,“2 ). Walter Gagel sagt, mir gehe 
es lediglich um „Stimmungsmache"3 ). Bernhard 
Sutor schließlich erlebt sich als „Zeugen eines 
Rundumschlages, der nichts Geringeres bean­
sprucht, als das Fach zu erledigen .. .“4 ).



Gewiß werden in diesen Zitaten Lektüreergeb­
nisse formuliert, die sich unter bestimmten Aspek­
ten mit den Ergebnissen meiner Analyse decken. 
Aber worum ging es mir überhaupt? Ich wollte 
eine Art Standortbestimmung der politischen Päd­
agogik schreiben, die damit zugleich eine Vorstel­
lung einiger gängiger Konzepte zur politischen 
Bildung leisten sollte. Ich wollte — daher einige 
Mammutfußnoten — gleichzeitig Hinweise geben 
auf weiterführende Literatur. Daß meine Analyse 
offenbar provokant geraten ist, war nicht Ziel 
meines Schreibens, sondern Resultat. Ob es mir in 
jenem Aufsatz gelungen ist, meine Ziele umzuset­
zen, darüber läßt sich diskutieren.
Walter Gagel wirft mir folgendes vor: „Eine Ana­
lyse von Texten setzt voraus, daß das die Interpre­
tation leitende Vorverständnis offengelegt wird, 
sonst ist eine wissenschaftliche Kommunikation 
nicht möglich.“5 ) Diese in der politischen Didaktik 
weitverbreitete Auffassung teile ich nicht. Logisch 
zwingend ist, daß, wenn jede Interpretation von 
einem Vorverständnis geleitet ist, sich dieses auch 
in jener manifest niederschlagen muß. Warum 
sollte es neben der durchgeführten Interpretation 
noch eigens offengelegt werden? Ist Gagels For­
derung nicht vielmehr ein Hinweis darauf, daß 
mein Verdacht, der Standpunkt des politischen 
Pädagogen sei „Dreh- und Angelpunkt politischer 
Pädagogik“6 ), so unwahr nicht ist?

5) Walter Gagel (Anm. 3), S. 29.
6) Lödige (Anm. 1), S. 18.
7) Claußen (Anm. 2), S. 27.
8) Gagel (Anm. 3), S. 29.
9) Ebd., S. 28.

10) Günter C. Behrmann, Politik. Zur Problematik des so­
zialkundlich-politischen Unterrichts und seiner neueren 
Didaktik, in: ders. u. a., Geschichte und Politik. Didakti­
sche Grundlegung eines kooperativen Unterrichts, Pa­
derborn 1978, S. 196, Fn. 135; jenes Zitat wird auch von 
Hilligen rezitiert, in: Wolfgang Hilligen, Zur Didaktik des 
politischen Unterrichts, 4„ völlig neu bearb. Aufl., Opla­
den und Bonn 1984, S. 165.
11) Ebd., S. 164 (im Original kursiv).
12) Ebd. (Herv. v. Hilligen).
13) Ebd., S. 165 (Herv. v. Hilligen).
14) Gagel (Anm. 3), S. 28/29.
15) Hilligen (Anm. 10), S. 165.
16) Gagel (Anm. 3), S. 29.

Bernhard Claußen entdeckt bei meiner Einlassung 
„Methodisches als verräterischer Indikator der Ab­
sicht"7 ), Walter Gagel überschreibt seine Entgeg­
nung mit dem Titel „Eine Analyse ohne Instrumen­
te“, Bernhard Sutor schließlich nennt seinen Kom­
mentar „Kritik ohne Methode“. Kurzum: alle drei 
meinen, meine Analyse entbehre einer seriösen 
Methodik. Was heißt das?
Gagel kommt nach Durchsicht meiner Notizen zu 
folgendem Ergebnis: „Mit der Validität der Einzel­
analysen ist es angesichts des geschilderten me­
thodischen Vorgehens nicht weit her.“8 ) Eingangs 
bemerkt er zu meinen „Skizzen“: „Kennzeich­
nende Zitate stehen zwischen unbegründeten 
Wertungen, Ungenauigkeiten finden sich, subjek­
tive Meinungen und gedankliche Nachlässigkei­
ten.“9 ) Am Beispiel meines Umgangs mit Hilligen 
versucht er dies zu beweisen.
Wenn ich Hilligen vorwerfe, er verwechsle Wissen­
schaft mit einem dialektischen Besinnungsaufsatz, 
so läuft dieser Vorwurf wesentlich darauf hinaus, 
daß Hilligens Optionen einer bündigen Fundie­
rung entbehren und daß Hilligen statt dessen sehr 
heterogene Gründe anführt, ein „Sammelsurium 
von Begründungen unterschiedlicher Her­

kunft“10 11). Hilligen selbst notiert dazu: „Alle Be­
gründungen (für die Optionen, H. L.) heben ab auf 
die Möglichkeit einer intersubjektiven Rechtferti­
gung im Dialog.“11 ) Wer wollte es mir da verweh­
ren, jenes Angebot anzunehmen?
Ich darf hier noch einmal kurz wiederholen, was 
es mit jenen Optionen auf sich hat: „Die Optionen 
beschreiben nicht einen Zustand der Gesellschaft, 
sondern Grundentscheidungen, die ein erwünsch­
tes (optare heißt wünschen) und begründbares 
Verhalten zur Folge haben. Sie definieren also 
nicht eine schon vorhandene Übereinstimmung. 
Vielmehr legen sie offen, welche Entscheidungen 
und welches Verhalten konsensfähig werden und 
den Schülern nahegelegt werden kann. Weil sich 
politische Vorentscheidungen auf Auswahl der In­
formationen auswirken, sind die Optionen zu­
gleich Kriterien für Auswahl und Gewichtung der 
Inhalte (Themen) des Unterrichts.“12 )

Untersuchen wir noch einmal die von mir inkrimi- 
nierte Begründung von Hilligens Option Men­
schenwürde: „Die Unverletzlichkeit der Person 
wird heute von keinem Regierungssystem bzw. 
gesellschaftlichen System grundsätzlich in Frage 
gestellt. In faschistischen Systemen freilich und 
auch noch in manchen sozialistischen ... wird sie 
gegenüber kollektiven Zielen hintangesetzt. Bei 
letzteren steht das im Widerspruch zur Marxschen 
Theorie, wie es Marxisten immer wieder beto­
nen .. ,“13 ). Es folgt im Text bei Hilligen ein Zitat 
von Ernst Bloch. Gagel interpretiert dieses Zitat als 
„Beleg für die innermarxistische Kritik“14 ), als sei 
das das Problem. Die Exekutoren der „Säuberun­
gen in Kambodscha“15 ) haben sich wohl kaum 
gefragt, ob sie sich im Widerspruch zur Marx­
schen Theorie befinden; und dies hat wohl auch 
wenig mit innermarxistischer Diskussion zu tun, 
als hätten Pol Pot und Bloch auch nur irgendeine 
Gemeinsamkeit.
All dies hat auch wenig zu tun mit der schlechten 
Organisation meines „Zettelkastens“16 ), wie Ga 
gel meint; entsprechend mißversteht Gagel auch 
meinen Vorwurf an Hilligen, der so gemeint ist, 
wie er formuliert wurde: Tatsache ist, daß — min­
destens rhetorisch — kaum jemand die Unverletz­
lichkeit der Person in Frage stellt; Tatsache ist 
aber auch, daß hüben wie drüben in praxi die Ver­



letzung der Menschenwürde die Regel und nicht 
die Ausnahme ist. Interpretiert man diese Tatsa­
che genauer, so darf man vermuten, daß es sich 
hierbei nicht um einen Widerspruch zwischen An­
spruch und Wirklichkeit handelt, sondern man 
darf vermuten, daß der Anspruch letztlich die Be­
gleitmusik der Wirklichkeit ist: Verbrechen wer­
den nicht nur, aber auch und gerade im Namen 
der Würde des Menschen begangen. Solchen Tat­
sachen wäre nachzugehen, statt sie mit einem 
Zitat von Ernst Bloch zu eskamotieren. Dies ist 
meine Kritik an Hilligen.
Ziele von Unterricht müssen rational und damit 
begründbar resp. begründet sein. Diesem Ziel ge­
nügt die Option für Menschenwürde erst dann, 
wenn nicht nur diese Option begründet, sondern 
wenn erklärt wird, warum nicht erst seit heute 
Gesellschaftsordnungen auf dieser Welt alles an­
dere zum Zweck haben denn das Wohl des Men­
schen, die Würde des Menschen. Nur so läßt sich 
meines Erachtens Didaktik wissenschaftlich be­
gründen.

In diese Richtung zielt auch meine Kritik an Bern­
hard Claußen, der sich allerdings mit keinem Satz 
seiner Entgegnung mit meinem Vorwurf ausein­
andersetzt, er unterscheide zwischen vernünfti­
gen und unvernünftigen Systemelementen, ohne 
Roß und Reiter zu nennen17 ). Da, wo es auch und 
gerade hinsichtlich der Praktikabilität von Politik­
didaktik interessant wird, bricht Claußen seine Re­
flexionen ab; damit entbehrt seine Didaktik aber 
auch der inhaltlichen und so der wissenschaftli­
chen Fundierung. Daß Claußen auf diesen Vorwurf 
nicht eingeht, macht seine glänzend geschrie­
bene Polemik redundant.

17) Lödige (Anm. 1), S. 15.
18) Ebd., S. 4, Fn. 5.
19) Sutor (Anm. 4), S. 32.

20) Lödige (Anm. 1), S. 16.
21) Sutor (Anm. 4), S. 32.
22) Gagel (Anm. 3), S. 29.

Ich komme nun zu Bernhard Sutors recht ausführ­
licher Analyse. Angesichts des zur Verfügung ste­
henden Raumes muß ich mich auf einige Punkte 
beschränken.
Warum sich Sutor gegen meine These verwahrt, 
er haben seine Didaktik von 1972/73 in der Neu­
bearbeitung von 1984 gründlich revidiert, und 
sich dabei über meine Stellenverweise mokiert, 
vermag ich nicht recht einzusehen. Ich denke, es 
ließe sich hier eine erdrückende Fülle von Belegen 
anführen dafür, daß Sutors ältere Didaktik weit 
weniger partizipativ orientiert ist als die neue 
— daher meine entsprechenden Stellenverwei­
se18 ) —, daß also das „Interesse an freien Zustän­
den“ (Sutor) in seiner älteren Didaktik weit weni­
ger eine Rolle spielt als in der neuen. Darüber 
mag sich der Leser selbst ein Urteil bilden.
Ich komme zum nächsten Punkt: Sutor wirft mir 
vor, „kontrollierte Interpretation durch willkürli­

ehe Behauptungen“19 ) zu ersetzen, und zitiert 
meine folgende Passage: „An der seines Erachtens 
unaufhebbaren Dialektik von Utopie und Realität 
macht Sutor deutlich, daß die belastende Span­
nung von Individualität und Sozialität unaufheb­
bar ist. Der Gedanke, ob solche Belastungen nicht 
abgeschafft werden sollten, ist Sutor einigerma­
ßen fremd. Inhaltlichen Problemen dieser Gesell­
schaft, die ihm durchaus geläufig sind, geht er 
nicht nach: dialektische Anthropologie.“20 )

Dazu bemerkt Sutor: „Der Gedanke, ob die aus 
der Spannung von Individualität und Sozialität 
stammenden Belastungen nicht abgeschafft wer­
den sollten, ist mir durchaus nicht fremd. Geht es 
doch im ganzen ersten Band meiner Neubearbei­
tung, in der die .Dialektik* politischer Anthropolo­
gie entfaltet wird, um die Begründung der Aussa­
ge, daß bei allem notwendigen und wünschens­
werten Bemühen um Milderung dieser Spannung, 
um Verbesserung von Verhältnissen eine anthro­
pologisch-strukturell vorgesehene Grenze bleibt. 
Das Bemühen um freiere, gerechtere, friedlichere 
Verhältnisse wird nie an ein Ende gelangen und 
gerade deshalb immer nötig bleiben. Über diese 
These und Grundposition kann man ja durchaus 
streiten, und ich hätte nichts dagegen, wenn Lö­
dige dies täte. Statt dessen jedoch mir zu unter­
stellen, ich sähe die Frage nicht, ist unseriös. Noch 
erstaunlicher finde ich die Behauptung Lödiges, 
ich ginge den Problemen unserer Gesellschaft 
nicht weiter nach, interessierte mich also gleich­
sam nur für die politisch-anthropologischen 
Grundfragen.“21 )

Sinnigerweise zitiert Sutor hier aus meinem Auf­
satz nicht meine kurze Analyse seiner Theorie, 
sondern die Kurz-Zusammenfassung meiner Kurz- 
Analyse! Dessenungeachtet läßt sich auch hier das 
Problem, um das es mir geht, erläutern.
Ich darf en passant Walter Gagel zitieren: „Woher 
weiß der Autor dies so genau?“22 ) Abgesehen da­
von, daß Gagel hier über Gründe („woher“) speku­
liert, statt meinen Argumenten nachzugehen, 
möchte ich diese Frage auf Sutor applizieren: Wo­
her eigentlich weiß Sutor, daß das „Bemühen um 
freiere, gerechtere und friedlichere Verhältnis­
se... nie an ein Ende gelangen und gerade des­
halb immer nötig bleiben“ wird? Den stringenten 
Beweis für diese Behauptung habe ich in Sutors 
Didaktik nicht gefunden. Im übrigen stellt Sutor 
hier eigentlich keine Frage, er legt vielmehr defi­
nitiv etwas fest; insofern ist es wohl lediglich ein 
kommunikativer Gestus, wenn er sagt, „über diese 
These und Grundposition kann man ja durchaus 
streiten“. Wer das eben zitierte Wissen Sutors 
hat, der weiß mehr, als je ein Mensch wissen kann:



Der Mensch ist endlich, ihm steht es nicht zu, Aus­
sagen über die Unendlichkeit zu machen. Das darf 
nur Cott. Und an den kann man glauben — oder 
auch nicht. Mit Wissenschaft haben Sutors jensei­
tige Aussagen jedenfalls wenig gemein. Hier deu­
tet sich freilich an, daß Sutor seine Didaktik so 
gründlich, wie ich behauptet habe, doch nicht 
revidiert hat — der eschatologische Gehalt/Cha- 
rakter seiner früheren Didaktik wird auf solche 
Weise konserviert. Er taucht nur nicht mehr ex- 
pressis verbis auf.
Ich komme schließlich zu Sutors Rechtfertigung 
seiner These, der historisch-dialektische Ansatz 
dürfe nicht beanspruchen, „die Totalität der Ge­
sellschaft in ihrer geschichtlichen Entwicklung er­
klären zu können“23 ).

23) Bernhard Sutor, Neue Grundlegung politischer Bil- 
düng, Paderborn 1984, Bd. I, S. 54.
24) Sutor (Anm. 4), S. 34.
25) Ebd.
26) Ebd.
27) Sutor, Neue Grundlegung (Anm. 23), Bd. II, S. 58.
28) Sutor (Anm. 4), S. 32.

29) Gagel (Anm. 3). S. 29.
30) Theodor W. Adorno, Minima Moralia. Reflexionen aus 
dem beschädigten Leben, Frankfurt am Main 1971, 
S. 255.
31) Lödige (Anm. 1), S. 17.
32) Sutor (Anm. 4), S. 30.
33) Ebd.
34) Sutor, Neue Grundlegung (Anm. 23), Bd. II, S. 56.

Sutor möchte erstens das Urteil über die inhaltli­
che Richtigkeit jenes Satzes „gern dem Urteil von 
Fachleuten“24 ) überlassen, übergeht aber damit 
gleichzeitig den Inhalt meiner Kritik, zweitens 
rechtfertigt er sich mit folgendem Hinweis: 
„Lödige wird wohl aus seiner Kenntnis der politik­
didaktischen Literatur nicht bestreiten wollen, 
daß es dort in manchen Varianten die kurzschlüs­
sige Auslegung des Gedankens der Totalität der 
Gesellschaft gegeben hat und gibt...“25 ). Dies 
bestreite ich in der Tat nicht. Was ich bestreite, ist 
die Legitimität des Gedankens, inhaltliche Aussa­
gen mit deren Rezeption verwechseln zu dürfen.
Richtig stellt Sutor fest: „Ganz unbezweifelbar je­
denfalls scheint mir die Aussage, daß kritische 
Theorie der Gesellschaft... ohne die Kategorie 
der gesellschaftlichen Totalität und Dialektik von 
Einzelnem und Ganzem nicht vorstellbar ist.“26 ) 
Ich denke, solche Sätze hören sich nun doch et­
was anders an als die von mir inkriminierten aus 
Sutors Didaktik. Auch darüber mag der Leser sich 
selbst ein Urteil bilden.
Noch ein Zitat von Sutor in Sachen Frankfurter 
Schule: „Daß alles mit allem zusammenhängt, ist 
eine banale Erfahrung und nichtssagende Rede­
weise ... Die Kritische Theorie mag recht haben 
mit ihrer These, die gesellschaftliche Totalität sei 
im Einzelnen vorhanden, aber wir werden ihrer 
dort nicht wissenschaftlich habhaft. Es wäre des­
halb an der Zeit, in politischer Bildung Abschied 
zu nehmen von einem vagen und undifferenzier­
ten Gerede von der Gesellschaft."27 ) Diese Stelle 
im zweiten Band von Sutors neuer Grundlegung, 
von dem er meint, ich hätte ihn „gar nicht in die 
Hand genommen“28 ), ist meines Erachtens be­
zeichnend für Sutors Rezeption kritischer Theorie, 
an die man wiederum Gagels bereits zitierte 

Frage stellen darf: „Woher weiß der Autor dieses 
so genau“?29 )

Der vielleicht schönste Aphorismus aus Adornos 
„Minima Moralia“ lautet: „Geliebt wirst du einzig, 
wo du schwach dich zeigen darfst, ohne Stärke zu 
provozieren.“30 ) Was sich hier in aphoristischer 
Form ausdrückt, ist die Erkenntnis, daß sich das 
Allgemeine — das Prinzip kapitalistischer Konkur­
renz — ins Besondere — die Liebe als Kontra­
punkt jener Konkurrenz — eingraviert. Nicht nur, 
aber auch das ist letztlich mit Totalität gemeint. 
Und wenn Liebe als Kontrapunkt, als Refugium 
definiert wird, so ist dies der Beweis dafür, daß 
sie, wenn nicht absorbiert, so doch mehr als nur 
peripher vom Marktprinzip affiziert ist: Ein Refu­
gium hat zur logischen Voraussetzung jenes 
„feindliche Leben“, von dem Schiller in der 
„Glocke“ spricht.
Und dies sollen Zusammenhänge sein, deren man 
wissenschaftlich nicht habhaft werden kann? Mit 
den Mitteln der Demoskopie erkennt man solche 
Zusammenhänge gewiß nicht, womit sich hier zu­
gleich andeutet, warum ich der Auffassung bin, 
daß es der Didaktik in Wahrheit wohl kaum um 
die tatsächliche Komplementarität der wissen­
schaftstheoretischen Ansätze geht31 ).
Den entscheidenden Punkt meiner Kritik an seiner 
Konzeption — dies gilt auch für Claußen und 
Gagel — behandelt Sutor wie die Katze den hei­
ßen Brei: er umgeht ihn. Sutor wirft mir vor, das 
„Einmaleins wissenschaftstheoretischer Refle­
xion“32 ) nicht zu beherrschen, und bemerkt in 
diesem Kontext: „Es ist schon erstaunlich, in ei­
nem Aufsatz dieses Titels und dieser Absicht nir­
gends den Versuch einer Definition von .Gegen­
stand’ zu finden.“33 )
Wenn Sutor selber weiß um die „identitätsfeindli­
chen und identitätszerstörenden Bedingungen 
der arbeitsteiligen industriellen Gesellschaft unse­
rer Zeit“34 ) — würde er dem nicht zustimmen, 
hätte Sutor Habermas, den er an dieser Stelle refe­
riert, kritisiert und nicht affirmiert—, dann darf 
man wohl mit Fug und Recht feststellen, daß sich 
wohl kaum ein vernichtenderes Urteil über unsere 
Gesellschaft fällen läßt.
Hier — und das ist meine entscheidende Kritik — 
hätten Wissenschaft und wissenschaftliches Den­
ken weiterzumachen und zu fragen nach den 
Strukturen jener Gesellschaft, nach dem inneren 
Zusammenhang jener Totalität, die Identität zer­
stört.



Wie sich solches Abbrechen gegenstandsorien­
tierten Denkens zugunsten voreiliger Pädagogi- 
sierung auswirkt, sei an einem Beispiel aus dem 
von Sutor herausgegebenen Schulbuch „Politik“ 
aufgezeigt: Dort wird nach einer sehr knappen 
Einführung in das Thema Arbeitslosigkeit folgen­
des gesagt: „Was sind die Gründe für dieses Defi­
zit an Arbeitsplätzen? Zur Analyse bedarf es der 
Unterscheidung von echter und unechter, kurzfri­
stiger und lang anhaltender Arbeitslosigkeit.“35 )

35) Bernhard Sutor (Hrsg.), Politik. Ein Lehr- und Arbeits­
buch für den Politikunterricht, Paderborn 1979, 
S. 352 f.
36) Sutor (Anm. 4), S. 30.
37) Marie Jahoda u. a., Die Arbeitslosen von Marienthal. 
Ein soziographischer Versuch (1933), Frankfurt am Main 
1975.

38) Gagel (Anm. 3). S. 39.
39) Lödige (Anm. 1), S. 18.
40) Sutor, Neue Grundlegung (Anm. 23), Bd. II, S. 73.

Im folgenden finden sich dann (in zwei Spalten) 
Auflistungen von Merkmalen unechter und echter 
Arbeitslosigkeit: dadurch, daß die unechte Ar­
beitslosigkeit in der linken Spalte plaziert ist, wird 
sie optisch, aber eben nicht nur optisch in den 
Vordergrund gerückt, obwohl nicht erst seit heute 
bekannt ist, daß die Zahl unechter Arbeitsloser 
eine Quantite negligeable ist — was auch Sutor 
wissen sollte. In der rechten Spalte geht es um 
echte Arbeitslosigkeit, aufgeführt wird dabei auch 
der Begriff „Strukturelle Arbeitslosigkeit“, wobei 
das zugrundeliegende Phänomen zurückgeführt 
wird auf ökonomischen Strukturwandel, der, wenn 
man ihn so definiert, gewiß auch strukturelle Ar­
beitslosigkeit zur Folge hat; des Pudels Kern aber 
ist der Punkt, daß nämlich bei näherer Betrach­
tung des Gegenstandes Arbeitslosigkeit auffallen 
sollte, daß dieses Phänomen untrennbar verkop­
pelt ist mit marktwirtschaftlichen Ordnungen. 
Noch das mögliche Gegenargument, zur Zeit des 
Wirtschaftswunders habe es Vollbeschäftigung 
gegeben, verrät sich mit dem Hinweis auf das 
Wirtschafts wunder: Wunder gibt es immer wie­
der, tatsächlich aber höchst selten. Es muß, so 
läßt sich schlußfolgern, in marktwirtschaftlichen 
Wirtschaftsordnungen Grundstrukturen geben, 
aufgrund deren Arbeitslosigkeit als mehr denn als 
Epiphänomen zu betrachten ist. Mindestens soviel 
läßt sich sagen, daß die Ware Arbeitskraft, markt­
wirtschaftlich gesehen, eine Manövriermasse ist, 
die je nach Bedarf eingesetzt oder auch freige­
setzt wird. Noch der Begriff „Soziale Marktwirt­
schaft“ bezeugt, daß Marktwirtschaft nicht aufs 
Wohl der Menschen zielt, sonst wäre eine soziale 
Kompensatorik nicht vonnöten. Zur Totalität jenes 
Gegenstandes gehören also auch die sozialen und 
psychischen Folgen von Arbeitslosigkeit — oder 
sind diese nicht Formal-Objekt36 ) von Politikwis­
senschaft? —, die spätestens seit den Untersu­
chungen von Marie Jahoda u.a.37 ) allgemein be­
kannt sein sollten.
Sind solche massiven Schwächen in Sutors Unter­
richtswerk purer Zufall? Am Beispiel der Arbeitslo­

sigkeit kann man studieren, was Identitätszerstö­
rung ist; hier kann man lernen, wie das Einzelne 
und das Ganze miteinander verwoben sind; hier 
kann man erkennen, was gesellschaftliche Totali­
tät ist. Mag solche Kritik wie die hier geäußerte 
auch das Ergebnis eines „Analysieren(s) ohne In­
strumente“38 ) sein, ist sie darum falsch?
Aber was ist das eigentlich: Eine „Analyse ohne 
Instrumente“? Nach Ansicht von Gagel, Claußen 
und Sutor lautet die Antwort: falsch. Was ist eine 
Analyse mit Instrumenten? Richtig. Damit wird 
freilich die Frage nicht beantwortet. Immerhin 
aber läßt sich Gagels ebenso wie Sutors Kritik ent­
nehmen, daß beide der Auffassung sind, Analysen 
seien nur möglich mit Instrumenten. Diese Auffas­
sung unterstellt, daß vor der Analyse bereits ge­
wußt werden kann, welche Instrumente hierfür 
geeignet sind, über deren Eignung aber erst nach 
der Analyse entschieden werden kann. Trial and 
Error? So verfahren die von mir kritisierten Politik­
didaktiker meines Erachtens nicht. Die Instru­
mente — und das ist mein Vorwurf — stehen fest, 
bevor die Sache selbst zur Debatte steht. Maß­
geblich für die Ergebnisse solcher didaktischer Ge­
genstandsanalysen sind damit gegenstandsjensei­
tige Methoden, letzten Endes: der politische 
Standort des Politikdidaktikers. Und nichts ande­
res ist mit dem Vorwurf gemeint, die politische 
Didaktik sei eine instrumentelle Wissenschaft39 ).
Sutor plädiert in guter Tradition für kategoriale 
Bildung und definiert Kategorien „als Brücke zwi­
schen Lernendem und Sache“40 ). Mein Problem 
ist, daß die Politikdidaktik meines Erachtens mit 
Kategorien arbeitet, die bei näherem Betrachten 
höchst fragwürdig sind, die Gegenstände ent­
schlüsseln helfen sollen, ohne dies tatsächlich zu 
leisten. Sollte dies stimmen, dann erweisen sich 
solche Kategorien nicht als eine sachadäquate 
Brücke zwischen dem Lernenden und der Sache, 
sondern als ein Instrument, ideologisches Bewußt­
sein zu erzeugen — ein Vorwurf, der allerdings 
insofern relativiert werden muß, als bekannt ist, 
daß politische Bildung politische Sozialisation 
nicht maßgeblich, sondern eher peripher beein­
flußt.
Eine Theorie der politischen Bildung hätte — ge­
rade auch um ihrer Praktikabilität willen — in die 
inhaltliche Erschließung des Gegenstandes, in des­
sen Analyse mehr Energie zu investieren, statt die 
Analyse voreilig pädagogisch zu unterminieren. 
Damit wäre der Politikdidaktik wie auch der Poli- 
tikdidaktikmehr gedient. Und dann wäre der Vor­
wurf, die Didaktik der politischen Bildung sei eine 
Wissenschaft ohne Gegenstand, gegenstandslos.

Hartwig Lödige



Stephan Eisel: Konsens im Konflikt. Zum Überlebensweg freiheitlicher Demokratie zwi­
schen Totalitarismus und Anarchie
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/86, S. 3—15

Wenn sich einzelne Menschen zu Gemeinschaften zusammenschließen, ergibt sich notwendig 
eine Spannung zwischen der aus der Verschiedenartigkeit der Menschen folgenden Vielfalt und 
der die Gemeinschaft konstituierenden Einheit. In dieser Spannung zeigt sich der Konflikt zwi­
schen der Idee individueller Freiheit und der Idee sozialer Ordnung. Diese Frage nach der Not­
wendigkeit und Reichweite von Konsens hat die politische Ideengeschichte von Anfang an 
bestimmt.
Gerade für die Demokratietheorie ist die Konsensfrage von besonderer Bedeutung. Wo zuviel 
Einigkeit erwartet wird, ist die Freiheit gefährdet, wo jegliche Einigkeit fehlt, herrscht Anarchie. 
Dieser Ambivalenz der Konsensidee begegnet das Konzept eines Minimalkonsenses: Weil zuviel 
Konflikt den Zusammenhalt jeder Gesellschaft, zu hohe Konsenserwartungen jedoch Vielfalt 
gefährden, muß die unbedingt zu fordernde Einigkeit aller auf ein Minimum an Unbestreitbarem 
beschränkt bleiben.
Aus der Achtung der Würde, Gleichwertigkeit, Verschiedenartigkeit und Unvollkommenheit als 
unwiderruflichen Eigenarten aller Menschen ergeben sich drei unverzichtbare Elemente dieses 
Minimalkonsenses: die Achtung der Menschenwürde, die Anerkennung demokratischer Spielre­
geln, insbesondere des Mehrheitsprinzips, und die Anerkennung des staatlichen Gewaltmono­
pols, d. h. die Bereitschaft zum individuellen Gewaltverzicht. Dieser Minimalkonsens ist Kern 
demokratischer Identität, seine Elemente bedingen und begrenzen einander. Er markiert den 
Überlebensweg freiheitlicher Demokratie zwischen totalitärer Versuchung und Anarchie.

Christel Hopf/Knut Nevermann: Zum Geschichtsunterricht über die Voraussetzungen 
des Nationalsozialismus. Eine empirische Studie
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/86, S. 16—25

In dem Beitrag wird über eine empirische Untersuchung berichtet, die sich mit dem Unterricht 
über den Nationalsozialismus und seine politisch-sozialen Voraussetzungen befaßt. In dieser am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung durchgeführten Untersuchung wird gefragt, wie der 
Aufstieg des Nationalsozialismus im gymnasialen Geschichtsunterricht — auf der Ebene von 
Lehrplänen, in Schulbüchern und im Unterricht — dargestellt wird. Der Beitrag konzentriert sich 
auf die Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Befragung von Lehrern zu ihrem Unterricht 
über die Weimarer Republik und den Nationalsozialismus. Gezeigt wird, daß in den untersuch­
ten Gymnasien der Nationalsozialismus durchweg ein wichtiges Thema ist und daß größere Aus­
blendungen des Themas kaum eine Rolle spielen.
Unterschiede gibt es jedoch in der Art und Weise, in der die Lehrer ihren Schülern erklären, 
warum in Deutschland die Nationalsozialisten an die Macht kamen. Insgesamt dominieren poli­
tikbezogene Deutungen der Machtübernahme, in denen die Beteiligung der gesellschaftlichen 
Oberschichten eher mit geringem Gewicht behandelt werden. Die Befragungsergebnisse zu eini­
gen ausgewählten Themenbereichen (Totalitarismuskonzeption, Traditionen des Antisemitismus 
in Deutschland) verweisen darauf, daß eine kritische Auseinandersetzung mit tradierten Vorurtei­
len nach wie vor notwendig ist.
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